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erwähnte Teilung herauskommen, wobei der Bourgeoisie auf jeden Fall
und unbedingt mindestens das eine „Drittel" gesichert sein wird, während
die Verteilung der Anteile zwischen Volk und Selbstherrschaft vom Aus-
gang ihres Entscheidungskampfes abhängt. Auf wen man sich vorzugs-
weise zu stützen hat, hängt ganz von der Situation ab: das ist das Wesen
der Kuhhandel-, wollte sagen der „Realpolitik.

Im gegebenen Augenblick befindet sich noch die ganze Macht in den
Händen der Selbstherrschaft. Deshalb muß man sagen, daß das Volk die
Macht in seine Hände nehmen müsse. Deshalb muß man sich Demokrat
nennen. Deshalb muß man die „sofortige Einberufung einer konstitu-
ierenden Versammlung auf der Grundlage des allgemeinen usw. Wahl-
rechts zur Ausarbeitung einer russischen Verfassung" fordern. Das Volk
ist jetzt nicht bewaffnet, es ist zersplittert, nicht organisiert, machtlos
gegen die absolutistische Monarchie. Die vom ganzen Volk gewählte kon-
stituierende Versammlung wird es vereinigen und eine große Kraft dar-
stellen, die der Macht des Zaren entgegenstehen wird. Dann erst, wenn
die Macht des Zaren und die vereinigte Kraft des revolutionären Volkes
einander gegenüberstehen, dann erst kommt für. die Bourgeoisie der wahre
Festtag, dann erst wird man mit der größten Aussicht auf Erfolg diese bei-
den Kräfte „in Einklang bringen" und das günstigste Resultat für die be-
sitzenden Klassen sichern können.

So rechnen die Realpolitiker des Liberalismus. Die Rechnung ist nicht
dumm. In diese Rechnung wird ganz bewußt die Beibehaltung der Mon-
archie und die Zulassung einer vom ganzen Volk gewählten konstitu-
ierenden Versammlung nur neben der Monarchie eingesetzt. Die Bour-
geoisie will nicht den Sturz der bestehenden Macht, die Ersetzung der
Monarchie durch die Republik. Deshalb ist die Bourgeoisie Rußlands
(nach dem Vorbild der deutschen Bourgeoisie von 1848) für eine „Ver-
einbarung" zwischen Volk und Thron. Um dieser Vereinbarungspolitik
den Erfolg zu sichern, darf weder das eine noch das andere der kämpfen-
den Lager, weder das Volk noch der Thron, einen vollständigen Sieg
davontragen, müssen sie sich gegenseitig die Waage halten. Dann und nur
dann wird sich die Bourgeoisie mit der Monarchie einigen und dem Volk
die Unterwerfung vorschreiben, das Volk zwingen können, sich mit einem
„Drittel"... oder vielleicht gar mit einem Hundertstel der Macht zufrie-
denzugeben. Die konstituierende Versammlung wird gerade Kraft genug
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haben, den Zaren zur Gewährung einer Verfassung zu zwingen, aber
eine größere Kraft wird und darf sie (vom Standpunkt der Interessen der
Bourgeoisie) nidht besitzen. Sie soll nur der Monarchie die Waage halten,
sie aber nicht stürzen, sie soll die materiellen Machtinstrumente (Armee
usw.) in den Händen der Monarchie belassen.

Die Oswoboshdenzen machen sich über die Sdiipowleute lustig, die
dem Zaren die Kraft der Macht und dem Volk die Kraft der Meinung ge-
währen wollen. Aber stehen denn die Oswoboshdenzen im Grunde ge-
nommen nicht auf demselben Standpunkt wie die Schipowleute? Sie
wollen doch auch dem Volk nicht die ganze Macht geben, sie selbst sind
doch auch für eine Vereinbarung der Macht des Zaren mit der Meinung
des Volkes!

Wir sehen also, daß die Interessen der Bourgeoisie als Klasse im gege-
benen revolutionären Augenblick ganz natürlich und unvermeidlich dazu
führen, die Losung der konstituierenden Versammlung aufzustellen, aber
keinesfalls die Losung der provisorischen revolutionären Regierung. Die
erste Losung ist die Losung oder wurde zur Losung der Politik der Ver-
einbarung, des Kuhhandels und des Maklertums. Die zweite ist die Losung
des revolutionären Kampfes. Die erste ist die Losung der monarchistischen
Bourgeoisie, die zweite die Losung des revolutionären Volkes. Die erste
Losung sichert am ehesten die Möglichkeit, trotz des revolutionären An-
sturms des Volkes die Monarchie beizubehalten. Die zweite bahnt den
direkten Weg zur Republik. Die erste läßt dem Zaren die Macht und be-
schränkt sie nur durch die Meinung des Volkes. Die zweite ist die einzige
Losung, die konsequent und vorbehaltlos zur Selbstherrschaft des Volkes
im vollen Sinne dieses Wortes führt.

Nur dieser grundlegende Unterschied zwischen den politischen Auf-
gaben, die sich die liberale Bourgeoisie, und denen, die sich das revolutio-
näre Proletariat stellt, erklärt uns außer den obenerwähnten noch eine
ganze Reihe zweitrangiger Züge im „Oswoboshdenzen"-Programm. Nur
vom Standpunkt dieses Unterschieds kann man z. B. die Notwendigkeit
des Vorbehalts der Oswoboshdenzen begreifen, daß die Beschlüsse ihres
Bundes „nur insofern als bindend angesehen werden können, als die poli-
tischen Verhältnisse unverändert bleiben", daß ein „Element des Proviso-
riums und der Bedingtheit" im Programm zulässig sei. Dieser Vorbehalt
(der in den Kommentaren des Herrn P. S. eingehend und besonders „ge-
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nießerisch" entwickelt wird) ist für die Partei der „Vereinbarung" zwi-
schen Volk und Zarismus unbedingt notwendig. Dieser Vorbehalt gibt
aufs deutlichste zu verstehen, daß die Mitglieder des „Bundes der Be-
freiung" im Namen der Kuhhandel-(„Real"-)politik auf sehr, sehr viele
ihrer demokratischen Forderungen verzichten werden. Ihr Programm ist
nicht der Ausdruck ihrer unerschütterlichen Überzeugungen (die die Bour-
geoisie nicht hat), es weist nicht darauf hin, wofür unbedingt gekämpft
werden muß. Nein, ihr Programm ist ein bloßes Teilsdhen, das von vorn-
herein mit einem unausbleiblichen „Preisnachlaß" rechnet, je nach der
„Festigkeit" des einen oder des anderen kämpfenden Lagers. Die konsti-
tutionell- „demokratische" (lies-, konstitutionell-monarchistische) Bourgeoi-
sie wird sidb mit dem Zarismus auf einen niedrigeren Preis einigen als ihr
jetziges Programm, das unterliegt keinem Zweifel, und das klassenbewußte
Proletariat darf sich in dieser Hinsicht keine Illusionen machen. Daher die
Gegnerschaft des Herrn P. S. gegen die Teilung in ein Minimalprogramm
und ein Maximalprogramm, gegen „feste programmatische Beschlüsse
überhaupt". Daher die Beteuerungen des Herrn P. S., daß das Programm
des „Bundes der Befreiung" (das absichtlich nicht in Form einer präzisen
Formulierung bestimmter Forderungen, sondern in Gestalt einer literari-
schen, annähernden Schilderung dieser Forderungen dargelegt ist), „mehr
als genug ist für eine Partei, die sich realpolitische Ziele gesetzt hat". Da-
her wird im Programm der monarchistischen „Demokraten" die Bewaff-
nung des Volkes verschwiegen, daher weicht man einer entschiedenen
Formulierung der Forderung nach Trennung von Kirche und Staat aus,
daher bezeichnet man die Abschaffung der indirekten Steuern als undurch-
führbar, daher ersetzt man die politische Selbstbestimmung der unter-
drückten Völkerschaften durch ihre kulturelle Selbstbestimmung. Daher
auch die naiv offenherzige Feststellung des Zusammenhangs zwischen
Demokratismus und den Interessen des Kapitals, die Feststellung, daß die
„Förderung einzelner Unternehmungen und Unternehmer durch die ver-
stärkte Förderung der Entwicklung der Produktivkräfte des Volkes" er-
setzt, die „Prosperität der Industrie" begünstigt werden muß usw. Daher
die Reduzierung der Agrarreform auf eine rein bürokratische „Zuweisung"
von Land an die Bauern, wobei den Gutsbesitzern unbedingt eine „Ent-
schädigung" für die den Bauern zuzuweisenden Ländereien garantiert
wird, d. h. mit anderen Worten, die entschiedene Verteidigung der Un-
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antastbarkeit des die Knechtschafts- und Leibeigenschaftsverhältnisse auf-
rechterhaltenden „Eigentums". Das alles — wir wiederholen — ist das
natürliche und unvermeidliche Resultat der Stellung der Bourgeoisie als
Klasse in der modernen Gesellschaft. Das alles bestätigt den grundlegen-
den Unterschied zwischen der proletarischen Politik des revolutionären
Kampfes und der bürgerlichen Politik des liberalen Maklertums.

„Vroletari" Jir. 3., D^aäo dem mit dem Manuskript
9. Juni (27. Mai) 1905. verglidienen Jext des „Proletari".
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AN DIE JUDISCHEN ARBEITER125

Anläßlich der Herausgabe des Berichts über den III. Parteitag der
SDAPR in jiddischer Sprache hält es die Redaktion des Zentralorgans der
Partei für notwendig, einige Worte zu sagen.

Die Lebensbedingungen des klassenbewußten Proletariats der ganzen
Welt verlangen die Herstellung einer möglichst engen Verbindung und
einer größeren Einheitlichkeit im planmäßigen sozialdemokratischen
Kampf der Arbeiter der verschiedenen Nationalitäten. Die große Losung
„Proletarier aller Länder, vereinigt euch!", die vor über einem halben
Jahrhundert zum erstenmal erscholl, ist jetzt nicht mehr nur die Losung
der sozialdemokratischen Parteien der verschiedenen Länder. Diese Lo-
sung wird immer mehr lebendige Wirklichkeit, sowohl in der Vereinheit-
lichung der Taktik der internationalen Sozialdemokratie als auch in der
Herstellung der organisatorischen Einheit unter den Proletariern der ver-
schiedenen Nationalitäten, die unter dem Joch ein und desselben des-
potischen Staates für die Freiheit und den Sozialismus kämpfen.

In Rußland leiden die Arbeiter aller Nationalitäten unter einem wirt-
schaftlichen und politischen Joch, wie es in keinem anderen Staat besteht,
und zwar vor allem jene Arbeiter, die nicht der russischen Nationalität
angehören. Die jüdischen Arbeiter leiden nicht nur unter dem allgemeinen
wirtschaftlichen und politischen Joch, das sie als eine rechtlose Nationalität
niederdrückt, sondern außerdem noch unter einem Joch, das sie der ele-
mentaren Bürgerrechte beraubt. Je drückender dieses Joch ist, um so ge-
bieterischer ist die Notwendigkeit einer möglichst engen Vereinigung der
Proletarier der verschiedenen Nationalitäten, da ohne solch eine Vereini-
gung ein siegreicher Kampf gegen dieses Joch nicht möglich ist. Je eifriger
die räuberische zaristische Selbstherrschaft bestrebt ist, Zwietracht, Miß-
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trauen und Feindschaft unter den von ihr unterdrückten Nationalitäten
zu säen, je widerwärtiger ihre Politik der Aufhetzung der unaufgeklärten
Massen zu bestialischen Pogromen ist, um so mehr haben wir Sozialdemo-
kraten die Pflicht, daran zu arbeiten, daß sich alle zersplitterten sozial-
demokratischen Parteien der verschiedenen Nationalitäten in einer einheit-
lichen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands vereinigen.

Der I. Parteitag unserer Partei, der im Frühjahr 1898 stattfand, setzte
sich das Ziel, diese Einheit zu verwirklichen. Um jeden Gedanken an
einen national begrenzten Charakter der Partei auszuschließen, nannte
sie sich nicht Russische Sozialdemokratische Arbeiterpartei, sondern So-
zialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands. Die Organisation der jüdi-
schen Arbeiter, der „Bund", tra^der Partei als autonomer Teil bei. Leider
wurde von diesem Zeitpunkt an die Einheit der jüdischen und nichtjüdi-
schen Sozialdemokraten in einer Partei untergraben. Unter den Führern
des „Bund" begannen sich nationalistische Ideen zu verbreiten, die zu der
ganzen Weltanschauung der Sozialdemokratie in krassem Widerspruch
stehen. Statt auf die Annäherung der jüdischen Arbeiter an die nicht-
jüdischen hinzuarbeiten, begab sich der „Bund" auf den Weg der Los-
lösung jener von diesen, indem er auf seinen Kongressen die Sonderstel-
lung der Juden als Nation betonte. Anstatt die Arbeit des I. Parteitags der
Sozialdemokratischen Partei Rußlands in der Richtung einer noch festeren
Vereinigung des „Bund" mit der Partei fortzusetzen, unternahm der
„Bund" Schritte zu seiner Lostrennung von der Partei: Zunächst trat der
„Bund" aus der einheitlichen Auslandsorganisation der SDAPR aus und
gründete eine selbständige Auslandsorganisation,- als sich dann der II. Par-
teitag unserer Partei im Jahre 1903 mit erheblicher Stimmenmehrheit
weigerte, den „Bund" als einzigen Vertreter des jüdischen Proletariats an-
zuerkennen, trat der „Bund" auch aus der SDAPR aus. Er beharrte fest
darauf, daß er nicht nur der einzige Vertreter des jüdischen Proletariats
sei, sondern daß er außerdem in seiner Tätigkeit durch keinen territoria-
len Rahmen beengt werden dürfe. Es versteht sich, daß der II. Partei-
tag der SDAPR solche Bedingungen nicht annehmen konnte, weil in
einer ganzen Reihe von Gebieten, zum Beispiel in Südrußland, das organi-
sierte jüdische Proletariat der allgemeinen Parteiorganisation angehört
Ohne darauf Rücksicht zu nehmen, trat der „Bund" aus der Partei aus
und zerstörte so die Einheit des sozialdemokratischen Proletariats, un-
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geachtet der auf dem II. Parteitag gemeinsam geleisteten Arbeit und un-
geachtet des Programms und des Organisationsstatuts der Partei.

Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands hat auf ihrem II. und
III. Parteitag ihrer unerschütterlichen Überzeugung Ausdruck gegeben,
daß dieser Austritt aus der Partei ein schwerer und bedauerlicher Fehler
des „Bund" ist. Dieser Fehler des „Bund" ist das Resultat seiner prinzi-
piell unhaltbaren nationalistischen Ansichten, das Resultat eines unbegrün-
deten Anspruchs auf das Monopol der alleinigen Vertretung des jüdischen
Proletariats, aus dem sich unvermeidlich das föderalistische Organisations-
prinzip ergibt, das Resultat einer jahrelangen Politik der Entfernung
und Absonderung von der Partei. Wir sind überzeugt, daß dieser Fehler
korrigiert werden muß und mit dem weiteren Wachstum der Bewegung
auch unbedingt korrigiert wird. In ideologischer Hinsicht betrachten wir
uns als eins mit dem jüdischen sozialdemokratischen Proletariat. Unser
Zentralkomitee betrieb nach dem II. Parteitag keine nationalistische Poli-
tik, sondern bemühte sich um die Bildung von solchen Komitees (Polesje,
Nordwesten), die alle Arbeiter eines Orts, sowohl die jüdischen als auch
die nichtjüdischen, zu einem Ganzen zusammenfassen. Auf dem III. Par-
teitag der SDAPR wurde die Herausgabe von Literatur in jiddischer
Sprache beschlossen. Wir beginnen jetzt mit der Durchführung dieses Be-
schlusses und drucken in jiddischer Sprache die vollständige Übersetzung
des Berichts über den III. Parteitag der SDAPR-, der russisch bereits er-
schienen ist. Aus diesem Bericht werden die jüdischen Arbeiter — sowohl
diejenigen, die gegenwärtig unserer Partei angehören, als auch jene, die
vorübergehend außerhalb der Partei stehen — ersehen, wie sich unsere
Partei entwickelt. Die jüdischen Arbeiter werden aus diesem Bericht er-
sehen, daß unsere Partei bereits auf dem Wege ist, jene innere Krise zu
überwinden, unter der sie nach dem II. Parteitag zu leiden hatte. Sie wer-
den sehen, welches die tatsächlichen Bestrebungen unserer Partei sind und
wie ihr Verhältnis zu den anderen nationalen sozialdemokratischen Par-
teien und Organisationen ist, sie werden sehen, wie das Verhältnis der
Gesamtpartei und ihrer zentralen Körperschaft zu den einzelnen Teilen
ist, aus denen sie besteht. Endlich werden sie daraus ersehen — und das ist
das Wichtigste —, welche taktischen Direktiven der III. Parteitag der
SDAPR für die Politik des ganzen klassenbewußten Proletariats im gege-
benen revolutionären Zeitpunkt ausgearbeitet hat.
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Genossen! Die Zeit des politischen Kampfes gegen die zaristische
Selbstherrschaft, des Kampfes des Proletariats für die Freiheit aller Klas-
sen und Völker Rußlands, für die Freiheit des proletarischen Strebens
zum Sozialismus rückt näher. Schwere Prüfungen harren unser. Von unse-
rem Bewußtsein und unserer vorbereitenden Arbeit, von unserer Einig-
keit und Entschlossenheit hängt der Ausgang der Revolution in Rußland
ab. Also kühner und einmütiger an die Arbeit! Tun wir alles, was in unse-
ren Kräften steht, damit die Proletarier der verschiedenen Nationalitäten
unter der Führung der wirklich einigen Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei Rußlands der Freiheit entgegengehen!

Die Redaktion des Zentralorgans der
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands

Qesdbrieben Ende TAai (Anfang Juni) 1905.

Zuerst veröffentlicht i905 als Vorwort TJadh dem ins Russische
zu der Broschüre „Bericht über den rückübersetzten Cfext der
III. Parteitag der Sozialdemokratischen Brosdhüre.
Arbeiterpartei Rußlands" in jiddischer
Sprache.
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EIN NEUER REVOLUTIONÄRER ARBEITERBUND

Uns wurden in Rußland gedruckte und verbreitete Aufrufe des Zentral-
komitees des Russischen Befreiungsbundes (RBB) zugestellt: 1. ein Auf-
ruf ohne Anrede, der die Ziele des RBB und seinen Charakter darlegt;
2. ein Aufruf an die Arbeiter über die Gründung eines Arbeiterbundes
des RBB und 3. das Statut dieses Arbeiterbundes. Aus den Dokumenten
ist zu ersehen, daß „der RBB nicht irgendeine Partei mit einem bestimm-
ten, nur ihr eigenen Programm ist, sondern vielmehr eine Vereinigung
aller derer, die danach streben, daß die Macht der Selbstherrschaft ent-
zogen und dem Volk übergeben wird, und zwar mit Hilfe des bewaffneten
Aufstands, auf dem Wege der Einberufung einer" aus dem allgemeinen
usw. Wahlrecht hervorgegangenen „konstituierenden Versammlung". „Die
unaufschiebbare Notwendigkeit", lesen wir im ersten Aufruf, „das all-
gemeine nächste Ziel, die konstituierende Versammlung, zu erreichen,
veranlaßte die Entstehung des RBB, der das Ziel verfolgt, alle diejenigen,
die die politische Freiheit Rußlands erstreben, zusammenzufassen und
praktisch das Werk der Revolution zu vollbringen. Wenn dieses Ziel er-
reicht ist, stellt der RBB seine Tätigkeit ein, nachdem er einer organisierten
Bürgermiliz den Schutz der Volksvertreter und die Sache der öffentlichen
Sicherheit übertragen hat."

Das Statut des Arbeiterbundes besteht aus 43 Paragraphen. Als Ziel
des Arbeiterbundes wird festgelegt: „1. Organisierung von Kampfgrup-
pen für den bewaffneten Aufstand; 2. Sammlung der notwendigen Geld-
mittel für die Bewaffnung und für eine Literatur streng proletarischen
Charakters." Die Organisation des Arbeiterbundes besteht aus vierstufi-
gen Kollegien: 1. Gruppen von Arbeitern (vorwiegend aus ein und der-
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selben Werkstatt); 2. Räte der Betriebe; 3. Bezirksversammlungen und 4.
Komitees des Arbeiterbundes. Alle höheren Kollegien bestehen aus ge-
wählten Vertretern der unteren Kollegien mit zwei Ausnahmen: erstens
gehört den Komitees des Arbeiterbundes je ein Mitglied des ZK des Rus-
sischen Befreiungsbundes an, und zweitens wird kein Wort darüber ge-
sagt, ob dieses ZK gewählt wird, ob es irgendeiner Kontrolle untersteht,
über das Verhältnis des Arbeiterbundes zum RBB heißt es lediglich:
„über uns (das ZK des RBB) wird der Arbeiterbund mit allen anderen
Arbeiter- und Nicht-Arbeitervereinigungen verbunden sein." über die
Organisation des RBB selbst und über das Verhältnis seines ZK zum gan-
zen RBB wird kein Wort gesagt. In dem Aufruf an die Arbeiter legt das
ZK des RBB seine unmittelbare Aufgabe so dar: „Wir werden einen ge-
nauen Plan des Aufstands ausarbeiten, werden euch sagen, wie Kampf-
gruppen aufzustellen sind, werden euch lehren, wie man sich bewaffnet,
und werden Schußwaffen besorgen. Wir werden schließlich die Aktionen
aller derer zusammenfassen, die, über alle Städte und Dörfer verstreut,
Rußland vom Joch der Selbstherrschaft befreien wollen, und werden,
wenn wir das getan haben, das Signal zum allgemeinen Aufstand geben."
Schließlich sei noch bemerkt, daß es im Statut des Arbeiterbundes (§ 4)
heißt: „Der Aufruf zur Bildung eines Arbeiterbundes wird in allen Be-
trieben von St. Petersburg und Umgebung verteilt werden."

Aus dem oben Dargelegten ist zu ersehen, daß wir es hier mit einem
Versuch zu tun haben, den bewaffneten Volksaufstand im allgemeinen und
den Aufstand der Petersburger Arbeiter im besonderen „selbständig",
außerhalb der Parteien zu organisieren. Wir gehen hier nicht auf die
Frage ein, inwieweit dieser Versuch ernst zu nehmen ist — darüber läßt
sich endgültig nur auf Grund seiner Resultate und vorläufig nur auf Grund
privater und konspirativer Informationen über den RBB urteilen, wir
haben jedoch keinerlei solche Informationen. Wir wollen uns daher mit
der Einschätzung der prinzipiellen Bedeutung dieses Versuchs befassen
und auf die taktischen und organisatorischen Aufgaben eingehen, vor die
er die Sozialdemokratie stellt.

Ohne Zweifel haben wir hier einen schlagenden Beweis dafür, wie sehr
die Frage des bewaffneten Volksaufstands herangereift ist. Sie wird schon
nicht mehr von den Theoretikern, sondern bereits von den Praktikern auf-
geworfen. Man stellt sie nicht als Schlußf olgeruag aus einem bestimmten
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Programm (so wurde diese Frage beispielsweise in der sozialdemokrati-
schen Literatur des Auslands im Jahre 1902 gestellt)*, sondern als bren-
nende Tagesfrage der praktischen Bewegung. Hier handelt es sich schon
nicht mehr um die Erörterung der Frage, nicht einmal um die Vorbereitung
des Aufstands im allgemeinen, sondern um seine unmittelbare Durchfüh-
rung. Es ist offensichtlich, daß der ganze Verlauf der Dinge zum Aufstand
drängt, daß der ganze Kampf um die Freiheit gerade einen solchen defi-
nitiven Ausgang notwendig gemacht hat. Daraus ist übrigens auch zu er-
sehen, wie gründlich sich jene Sozialdemokraten irren, die die Partei da-
von zurückzuhalten suchen, eine solche Aufgabe unmittelbar auf die Tages-
ordnung zu setzen.

Ferner beweist der von uns betrachtete Versuch, daß die revolutionäre
Demokratie in Rußland einen großen Schritt vorwärts gemacht hat. Schon
vor langem, nämlich im „Wperjod" Nr. 7 **, verwiesen wir auf das Er-
scheinen dieser neuen Gruppe unter den der Selbstherrschaft feindlichen
Kräften, Parteien und Organisationen. Wir verwiesen darauf, daß schon
allein der Charakter der sich in Rußland vollziehenden Revolution, näm-
lich der bürgerlich-demokratischen Revolution, unweigerlich dazu führt
und führen wird, daß jene äußerst verschiedenartigen kampfgewillten
Elemente wachsen und sich vervielfachen werden, die die Interessen der
unterschiedlichsten Volksschichten zum Ausdruck bringen, die zum ent-
schlossenen Kampf bereit, der Sache der Freiheit leidenschaftlich ergeben
und willens sind, dieser Sache alles zu opfern, die sich aber über die histo-
rische Bedeutung der sich vollziehenden Revolution, über ihren Klassen-
inhalt nicht klar sind und nicht klar sein können. Die schnelle Zunahme
solcher gesellschaftlicher Elemente ist äußerst charakteristisch für eine
Epoche, in der das ganze Volk von der Selbstherrschaf t unterdrückt ist und
in der der offene politische Kampf die Klassen noch nicht endgültig vonein-
ander abgrenzen, noch nicht deutlich umrissene, selbst den breiten Massen
verständliche Parteien entstehen lassen konnte. Aber alle diese klassen-
mäßig nicht abgegrenzten, eine Zwischenstellung einnehmenden Elemente
sind es gerade, die die Kader der revolutionären Demokratie bilden. Ihre
Bedeutung für den Kampf in der demokratischen Revolution ist sehr groß:
ihre Parteilosigkeit, ihre unbestimmte Lage dient einerseits als Symptom

*~Siehe Werke, Bd. 5, S. 536. Die Red.
** Siehe den vorliegenden Band, S. 152-154. T>ie Red.



Ein neuer revolutionärer Arbeiterbund 503

idafür, daß sich die Zwischenschichten der Bevölkerung, Schichten, die sich
am wenigsten mit dieser oder jener der beiden feindlichen Klassen der
kapitalistischen Gesellschaft verschmolzen haben, die Schichten der Bauern-
schaft, der Kleinbürgerschaft usw., zum erbitterten Kampf und zum Auf-
stand erheben. Wenn anderseits diese parteilosen Revolutionäre den revo-
lutionären Weg betreten, dann ist das eine Gewähr dafür, daß die von einer
klassenmäßigen Bestimmtheit am weitesten entfernten und in jeder Be-
ziehung rückständigsten Volksschichten jetzt leichter, in breiterem Umfang
und schneller aufgerüttelt und in den Kampf einbezogen werden können.
Früher war in Rußland einzig und allein die Intelligenz revolutionär. Spä-
ter wurdedas städtische Proletariat revolutionär. Jetzt werden eine ganze
Reihe anderer tief „im Volk" verwurzelter und aufs engste mit der Masse
verbundener sozialer Elemente gegen die Selbstherrschaft revolutionär.
Das Auftreten dieser Elemente ist für die Sache des 'Fofcaufstands not-
wendig. Ihre Bedeutung für den Kampf, wir wiederholen es, ist sehr groß.
Aber ihre politische Bedeutung für die proletarische Bewegung kann
manchmal nicht nur gering, sondern sogar negativ sein. Diese Elemente
sind eben deshalb Nur-Revolutionäre, Nur-Demokraten, weil sie keine
Verbindung mit der einen bestimmten Klasse haben, die sich streng von
der herrschenden Bourgeoisie abgegrenzt hat, d. h. mit dem Proletariat.
Indem sie für die Freiheit kämpfen, ohne eine enge Verbindung mit dem
proletarischen Kampf um den Sozialismus herzustellen, spielen diese
Elemente eine Rolle, deren objektive Bedeutung darauf hinausläuft, die
Interessen der Bourgeoisie durchzuführen. Wer der Sache der Freiheit
im allgemeinen dient, ohne der besonderen Sache der proletarischen Aus-
nutzung dieser Freiheit, der Ausnutzung dieser Freiheit für den proletari-
schen Kampf um den Sozialismus zu dienen, der ist letzten Endes ein
Kämpfer für die Interessen der Bourgeoisie und nichts weiter. Wir setzen
den Heldenmut dieser Menschen nicht herab. Wir schmälern durchaus
nicht ihre gewaltige Rolle bei der Erkämpfung der Freiheit. Aber wir be-
haupteten und behaupten mit allem Nachdruck: Ihre Tätigkeit bietet noch
nicht die geringste Garantie dafür, daß die Früchte des Sieges, die Früchte
der Freiheit im Interesse des Proletariats, im Interesse des Sozialismus
genutzt werden. Wer außerhalb der Parteien steht, der dient, und sei es
auch gegen seinen Willen und ohne sich dessen bewußt zu sein, den Inter-
essen der herrschenden Partei. Wer außerhalb der Parteien für die Frei-
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heit kämpft, der dient den Interessen jener Kraft, die unter der Freiheit
unvermeidlich herrschen wird, d. h. den Interessen der Bourgeoisie. Darum
haben wir oben die Organisierung des Aufstands außerhalb der Parteien
als „selbständig" in Anführungsstrichen bezeichnet. In Wirklichkeit ist
die Parteilosigkeit, die eine scheinbare Selbständigkeit gewährleistet, die
allergrößte Unselbständigkeit, die größte Abhängigkeit von der herrschen-
den Partei. In Wirklichkeit sind Nur-Revolutionäre und Nur-Demokra-
ten nicht mehr als ein Vortrupp der bürgerlichen Demokratie und manch-
mal auch ihre bloße Hilfskraft, ja sogar ihr Kanonenfutter.

Gehen wir jetzt von diesen allgemeinen Betrachtungen dazu über, uns
eingehender mit unseren Dokumenten bekannt zu machen. „Geben wir
für eine Zeitlang die Parteistreitigkeiten und prinzipiellen Meinungsver-
schiedenheiten auf", ruft das ZK des RBB in seinem ersten Aufruf aus,
„schließen wir uns zu einem mächtigen Ganzen, zum Russischen Befrei-
ungsbund zusammen und stellen wir unsere Kräfte, Mittel und Kenntnisse
dem Volk in seinem großen Kampf gegen den gemeinsamen Feind, die
Selbstherrschaft, zur Verfügung. Bis zur konstituierenden Versammlung
müssen wir alle zusammengehen: erst sie wird dfe politische Freiheit brin-
gen, ohne die ein richtiger Kampf der Parteien undenkbar ist." Ein einiger-
maßen klassenbewußter Arbeiter weiß ausgezeichnet, daß das gegen die
Selbstherrschaft kämpfende Volk aus Bourgeoisie und Proletariat besteht.
Die Bourgeoisie verlangt sehr nach Freiheit, die Bourgeoisie macht jetzt
am meisten Lärm, sie tritt sowohl in der Presse als auch in Versammlun-
gen gegen die Selbstherrschaft auf, aber wird sich etwa ein derart naiver
Mensch finden, der nicht begreift, daß die Bourgeoisie nicht nur auf das
Privateigentum an Grund und Boden und am Kapital nicht verzichten,
sondern es im Gegenteil gegen die Eingriffe der Arbeiter mit aller Macht
verteidigen wird? Für den Arbeiter bedeutet das Aufgeben der prinzipiel-
len Meinungsverschiedenheiten mit der Bourgeoisie, neben der er gegen
die Selbstherrschaft kämpft, das Aufgeben des Sozialismus, das Aufgeben
des Gedankens an den Sozialismus, das Aufgeben der Arbeit zur Vorbe-
reitung des Sozialismus. Mit einem Wort: Für den Arbeiter bedeutet das,
den Gedanken an seine ökonomische Befreiung, an die Befreiung der
Werktätigen von Elend und Unterdrückung, aufzugeben. Denn überall
in der Welt erwarb sich die Bourgeoisie meist dadurch die Freiheit, daß
sie die Arbeiter für sie kämpfen und sie erkämpfen ließ, um dann selbst
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mit rasender Wut gegen den Sozialismus loszuschlagen. Die Aufforde-
rung, die Meinungsverschiedenheiten aufzugeben, ist also eine bürgerliche
Aufforderung. Unter dem Schein der Parteilosigkeit setzt das ZK des
RBB den Arbeitern bürgerliche Phrasen vor, flößt es ihnen bürgerliche
Ideen ein, demoralisiert es ihr sozialistisches Bewußtsein durch bürger-
lichen Dunst. Mit dem Gedanken, die Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen Arbeitern und Bourgeois für eine Zeitlang aufzugeben, können be-
wußt nur die Feinde des Sozialismus, die liberalen Bourgeois, die Oswobo-
shdenzen sympathisieren und unbewußt nur revolutionäre Demokraten, wie
etwa die Sozialrevolutionäre, die sich um den Sozialismus keine große Sorge
machen. Die Arbeiter müssen um die Freiheit kämpfen, ohne audh nur einen
Augenblidk aufzuhören, an den Sozialismus zu denken, ohne aufzuhören,
für die Verwirklichung des Sozialismus zu arbeiten, ohne aufzuhören, die
Kräfte und die Organisation für die Erringung des Sozialismus vorzubereiten.

Das ZK des RBB erklärt: „In bezug auf das Verhältnis zu den bestehen-
den Parteien und Organisationen erklären wir, das ZK des RBB, daß wir
das Entstehen prinzipieller Meinungsverschiedenheiten mit den sozial-
demokratischen Parteien nicht für möglich halten, da die Idee des Bundes
ihren Programmen nicht widerspricht"... Diese Worte zeigen, wie herz-
lich wenig das ZK des RBB vom Sozialismus versteht. Das Zentralkomitee
hält das Entstehen von Meinungsverschiedenheiten mit der Sozialdemo-
kratie nicht einmal für möglich, während wir bereits das Vorhandensein
einer tiefgehenden prinzipiellen Meinungsverschiedenheit aufgezeigt ha-
ben ! Das Zentralkomitee sieht keinen Widerspruch zwischen der Idee des
Bundes und dem Programm der Sozialdemokratie, während wir schon
gezeigt haben, daß dieser Widerspruch ebenso tief ist wie der Wider-
spruch zwischen Proletariat und Bourgeoisie. Unsere grundlegende Mei-
nungsverschiedenheit mit dem RBB besteht gerade darin, daß der RBB den
Sozialismus völlig mit Schweigen übergeht. Jede politische Richtung, die
den Sozialismus mit Schweigen übergeht, steht im grundsätzlichen Wider-
spruch zum Programm der Sozialdemokratie.

Die von uns zitierten Worte zeigen, daß der RBB mit der Sozialdemo-
kratie sympathisiert. Da wir außer dem von ihm herausgegebenen Flug-
blatt nichts vom RBB wissen, können wir vorläufig die Aufrichtigkeit sei-
ner Sympathie nicht beurteilen. Auf jeden Fall werden wir uns niemals
mit einer bloßen platonischen Sympathie zufriedengeben — platonische
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Liebe allein genügt uns nicht. Wir wollen, daß man mit uns nicht nur
sympathisiert, sondern daß man uns versteht und daß unser Programm
von denen geteilt wird, die nicht möchten, daß ihre Ideen diesem Pro-
gramm widersprechen. Der Russische Befreiungsbund bezeichnet es als
seine Aufgabe, „Literatur, die eine streng proletarische (von uns hervor-
gehoben) Weltanschauung vertritt, unter den Arbeitern weit zu verbrei-
ten". Das sind vortreffliche Worte, aber Worte allein genügen nicht. Und
wenn diese trefflichen Worte den Taten widersprechen, dann wird keiner-
lei Aufrichtigkeit die Verfasser dieser Worte davor bewahren, in Wirk-
lichkeit zu Wegbereitern bürgerlicher Ideen in der Arbeiteridasse zu
werden. In der Tat, man überlege nur, was diese „streng proletarische
Weltanschauung" bedeutet. Wer wird beurteilen, ob die betreffende
Weltanschauung streng proletarisch ist? Ist es denkbar, diese Frage zu
entscheiden, wenn man „die Parteistreitigkeiten und prinzipiellen Mei-
nungsverschiedenheiten für eine Zeitlang aufgibt"? Wird man nicht zu
diesem Zweck die Verbreitung von Literatur unter den Arbeitern „für
eine Zeitlang aufgeben" müssen?

Das Zentralkomitee des RBB kommt wieder mit der Losung von der
„Selbsttätigkeit" der Arbeiter. Unsere Partei hat schon mehr als einmal
Versuche erlebt, unter dem Banner dieser vielgepriesenen Losung eine
besondere Richtung in der Sozialdemokratie ins Leben zu rufen: so die
„Ökonomisten" in der Vergangenheit, so die Menschewiki oder Neuiskri-
sten in der Gegenwart. Jedesmal und immer wieder stellte sich heraus,
daß diese Losung (unabhängig davon, ob diejenigen, die sie propagieren,
sich dessen bewußt sind oder nicht) nur geeignet ist, den Elementen zu
dienen, die die prinzipielle Konsequenz und den Ideengehalt der Bewe-
gung am wenigsten schätzten. Man betrachte diese neue Verwendung der
alten Losung: vollzieht sich nicht vor unseren Augen eine Verschmelzung
der Aufforderung zur „selbsttätigen" Beurteilung dessen, was eine „streng
proletarische Weltanschauung" ist, mit der „selbsttätigen" Wiederholung
antiproletarischer, bürgerlicher Phrasen, mit der Predigt des bürgerlichen
Gedankens der Parteüosigkeit? Wir erwidern dem ZK des RBB: Es gibt
nur eine streng proletarische Weltanschauung, nämlich den Marxismus.
Ein streng proletarisches Programm und eine streng proletarische Taktik
sind Programm und Taktik der internationalen revolutionären Sozial-
demokratie. Das bestätigen uns unter anderem gerade die Erfahrungen
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des Proletariats, die Erfahrungen der proletarischen Bewegung in der gan-
zen Welt, von Deutschland bis Amerika, von England bis Italien, über
ein halbes Jahrhundert ist vergangen, seit diese Bewegung im Jahre 1848
zum erstenmal die breite politische Bühne betrat; Parteien des Proletariats
wurden gegründet und sind zu Millionenarmeen angewachsen; sie haben
eine Reihe von Revolutionen erlebt, wurden den verschiedenartigsten
Prüfungen unterzogen, erlebten Abweichungen nach rechts und nach links,
den Kampf sowohl gegen den Opportunismus als auch gegen den Anar-
chismus. Und diese ganzen gigantischen Erfahrungen bestätigen die
marxistische Weltanschauung und das sozialdemokratische Programm.
Und sie alle sind die Qarantie dafür, daß auch jene Arbeiter, die heute
dem RBB folgen, in ihrer Masse unweigerlich und unbedingt zur Sozial-
demokratie stoßen werden!

Zitieren wir weiter aus dem Aufruf: .. . „Als eine vorwiegend praktische
Organisation hat der RBB in seiner Tätigkeit auch mit der Partei der
Sozialrevolutionäre insofern keine Differenzen, als uns die Gemeinsam-
keit der Mittel — der bewaffnete Kampf gegen die Selbstherrschaft — und
die Gemeinsamkeit des Ziels — die Einberufung einer konstituierenden
Versammlung auf demokratischen Grundlagen — eint"... Nach allem
oben Dargelegten kann uns natürlich diese Annäherung zwischen der
revolutionären Demokratie und den Sozialrevolutionären nicht wunder-
nehmen. Da der RBB gerade an der zitierten Stelle des Aufrufs den prak-
tischen Charakter seiner Organisation hervorhebt und seine Solidarität
mit den Sozialrevolutionären („insofern als") auf die Gemeinsamkeit der
Mittel und des nächsten Ziels beschränkt, nimmt er offenbar vorläufig
davon Abstand, das Verhältnis der „Prinzipien" der Sozialrevolutionäre
zu den Prinzipien einer „streng proletarischen Weltanschauung" zu be-
stimmen. Eine derartige Zurückhaltung wäre eine sehr schlechte Empfeh-
lung für einen Sozialdemokraten, ist aber eine sehr gute Empfehlung für
einen revolutionären Demokraten. Leider zeigt jedoch der nächste Satz
des Aufrufs, wie weit eine „parteilose" Position führen kann... „Wir
haben sogar", erklärt das ZK des RBB, „nicht einmal etwas gegen den
,Bund der Befreiung', trotz des grundlegenden Unterschieds zwischen
unseren politischen Überzeugungen, vorausgesetzt natürlich, daß der,Bund
der Befreiung' zu der Einsicht gelangt, daß für die Einberufung einer kon-
stituierenden Versammlung der bewaffnete Aufstand unvermeidlich ist."

33*
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Erstens möchten wir dazu bemerken, daß der RBB, wenn er grundlegend
nur mit den politischen Ansichten des „Bundes der Befreiung" differiert,
demnach offenbar gegen das ökonomische Programm des „Bandes der Be-
freiung" nichts einzuwenden hat, das heißt, daß er den Sozialismus direkt
ablehnt und sich voll und ganz auf den Boden der revolutionären bürger-
lichen Demokratie stellt! Dieser Schlußfolgerung widerspricht allerdings
die Sympathie des RBB für eine „streng proletarische Weltanschauung",
aber es liegt nun einmal im Wesen einer „parteilosen" Position, endlose
und ausweglose Widersprüche zu erzeugen.

Zweitens: Worin besteht eigentlich der grundlegende Unterschied zwi-
schen den politischen Überzeugungen des RBB und denen des „Bundes der
Befreiung"? Der RBB hat sich jetzt selbst geschlagen: Eben erst hatte er
dazu aufgefordert, „bis zur konstituierenden Versammlung zusammen-
zugehen" und „für eine Zeitlang" (offenbar für die Zeit bis zur konsti-
tuierenden Versammlung) „die Parteistreitigkeiten und prinzipiellen Mei-
nungsverschiedenheiten aufzugeben", und jetzt läßt sich ausgerechnet der
RBB selber noch vor der konstituierenden Versammlung in einen Streit
ein und erklärt, daß er mit dem „Bund der Befreiung", der doch die Ein-
berufung einer vom ganzen Volk gewählten konstituierenden Versamm-
lung auf demokratischen Grundlagen in sein Programm aufgenommen hat,
nicht einverstanden sei!! Warum verschweigt der RBB, der „seine poli-
tischen Überzeugungen zu propagieren" wünscht, worin diese Überzeu-
gungen eigentlich bestehen? Ist der RBB republikanisch zum Unterschied
von dem monarchistischen „Bund der Befreiung"? Gehört zu den poli-
tischen Überzeugungen des RBB beispielsweise die Forderung, das
stehende Heer abzuschaffen und es durch die Volksbewaffnung zu erset-
zen? die Forderung nach völliger Trennung der Kirche vom Staat? nach
der restlosen Abschaffung der indirekten Steuern? usw. Durch die Zu-
rückstellung der Parteistreitigkeiten und prinzipiellen Meinungsverschie-
denheiten wollte der RBB die Sache einfacher und leichter machen, hat sie
aber in Wirklichkeit durch die völlige Unklarheit seiner Position nur kom-
plizierter und schwieriger gemacht.

Drittens: Wie werden wir erfahren, ob der „Bund der Befreiung" die
Bedingung erfüllt, die ihm der RBB stellt, d. h., wie erfahren wir, daß der
„Bund der Befreiung" wirklich „zu der Einsicht gelangt, daß der bewaff-
nete Aufstand unvermeidlich ist"? Werden wir abwarten, bis der „Bund
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der Befreiung" darüber eine offizielle Erklärung abgibt? Aber der „Bund
der Befreiung" hat nicht die Absicht, über die Mittel zur Verwirklichung
seines Programms irgend etwas zu sagen. Der „Bund der Befreiung" läßt
seinen Mitgliedern Handlungsfreiheit, nicht nur in bezug auf die Wahl
dieser Mittel, sondern sogar in bezug auf eine Änderung des Programms.
Der „Bund der Befreiung" betrachtet sich als einen Teil der „konstitutio-
nell-demokratischen" (lies konstitutionell-monarchistischen) Partei, deren
anderen Teil die Semstwofraktion bildet, die sich durch kein Programm
und keine Taktik zu binden wünscht. Welche Bedeutung hat denn danach
die Bedingung, die der RBB dem „Bund der Befreiung" stellt? Wer wüßte
denn ferner nicht, daß sich die Oswoboshdenzen eben deshalb durch
kein genau festgelegtes Programm, durch keine Taktik binden, damit sie
in einzelnen Fällen die volle Freiheit haben, sich (besonders inoffiziell)
sowohl für den Terror als auch für den Aufstand auszusprechen? Folg-
lich kommen wir zu der zweifelsfrei feststehenden Schlußfolgerung, daß
es einflußreichen Mitgliedern und sogar einflußreichen Gruppen des
„Bundes der Befreiung" durchaus nicht schwer sein wird, falls sie es wün-
schen, dem RBB beizutreten und in ihm die führende Stellung einzuneh-
men. In Anbetracht der parteilosen Position des RBB wird eine ganze
Reihe nicht von seinem Willen abhängender Umstände (reiche Geld-
quellen, gesellschaftliche Verbindungen usw.) einen solchen Ausgang be-
günstigen. Dieser Ausgang aber würde bedeuten, daß die bewaffneten
Kampfgruppen des Volkes zu einem Instrument der liberalen Bourgeoisie
werden und der Arbeiteraufstand den Interessen der Bourgeoisie unter-
geordnet wird. Dieser Ausgang würde die politische Exploitierung des
Proletariats durch die Bourgeoisie in der russischen demokratischen Revo-
lution bedeuten. Bei diesem Ausgang liefe die Sache darauf hinaus, daß
die Bourgeoisie das Geld für die Bewaffnung des Proletariats gäbe, daß
sie dafür sorgte, das Proletariat durch die Predigt der Parteilosigkeit vom
Sozialismus abzulenken und seine Verbindung mit der Sozialdemokratie
zu schwächen, daß die Bourgeoisie also die allergrößten Chancen hätte,
die Arbeiter zu ihrem Werkzeug zu machen und ihnen die Möglichkeit
zu nehmen, ihre eigenen, besonderen, „parteimäßigen", proletarischen
Interessen in der Revolution durchzusetzen.
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Aus allem Gesagten ergeben sich von selbst die taktischen Aufgaben,
vor die der neue Bund die Sozialdemokratie stellt. Ob dieser Bund, der

. RBB, und besonders sein keiner Kontrolle unterstehendes und nieman-
dem rechenschaftspflichtiges ZK Vertrauen verdient oder nicht, das wissen
wir nicht. Wir werden nicht über das ZK des RBB sprechen, sondern über
den Arbeiterbund des RBB, und nicht einmal über diesen Arbeiterbund,
sondern über dergleichen Arbeiterbünde überhaupt. In dieser oder jener
Form, unter dieser oder jener Bezeichnung, in diesem oder jenem Aus-
maß entstehen heute überall und allerorts in Rußland solche „Bünde",
Organisationen, Gruppen und Zirkel. Die ganze Politik der. Selbstherr-
schaft, die das Volk zwingt, zu den Waffen zu greifen und zum Aufstand
zu rüsten, führt unweigerlich zur Bildung solcher Gruppen. Die bunt-
scheckige, klassenmäßig unbestimmte, häufig zufällige Zusammensetzung
dieser Gruppen in Verbindung damit, daß die sozialdemokratische Arbeit
äußerst ungenügend in die Breite und Tiefe dringt, verleiht diesen Grup-
pen unvermeidlich den Charakter parteiloser revolutionär-demokratischer
Gruppen. Wie sich die Sozialdemokratie in der Praxis zu ihnen verhalten
wird, ist eine der vordringlichsten Fragen unserer Partei.

Wir müssen uns vor allem und unbedingt aller Mittel bedienen, um
den Mitgliedern solcher Gruppen im allgemeinen und den Arbeitern im
besonderen den sozialdemokratischen Standpunkt klarzumachen, ohne die
geringste Unklarheit zu lassen, ohne in dieser Hinsicht irgend etwas zu
verschweigen, wobei wir ihnen zugleich auseinandersetzen müssen, daß
sich das Proletariat unbedingt parteimäßig, unbedingt in der sozialdemo-
kratischen Partei organisieren muß, wenn es nicht von der Bourgeoisie
politisch exploitiert werden will. Es wäre aber furchtbare Pedanterie, wenn
wir es uns einfallen ließen, solche Gruppen mit einer Handbewegung ab-
zutun, oder wenn wir ihr Entstehen und ihre ungeheure Bedeutung für
die Sache des Kampfes um die Freiheit „verschlafen" würden. Es wäre
unverzeihlicher Doktrinarismus, wenn die Sozialdemokraten den solchen
Gruppen angehörenden „außerparteilichen" Arbeitern Hochmut oder Ver-
achtung entgegenbringen würden. Vor diesen Fehlern, die besonders des-
halb möglich sind, weil sich der Ökonomismus traurigen Angedenkens und
die engstirnige Auffassung unserer Aufgaben im Geiste der Nachtrab-
politik in den Reihen der Sozialdemokratie wieder regen — vor diesen
Fehlern möchten wir alle Parteimitglieder besonders warnen. Man muß
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alle Anstrengungen machen, um zwischen diesen Gruppen und den Or-
ganisationen unserer Partei einen gegenseitigen Austausch von Hilfelei-
stungen herzustellen, damit eine möglichst große Zahl von Arbeitern be-
waffnet wird. Es bedarf eines außerordentlich vorsichtigen, taktvollen und
kameradschaftlichen Verhaltens zu den Arbeitern, die bereit sind, für die
Freiheit zu sterben, die sich für den Kampf organisieren und bewaffnen,
die voll und ganz mit dem proletarischen Kampf sympathisieren, wobei
das uns Trennende darin besteht, daß ihnen die sozialdemokratische Welt-
anschauung fehlt, daß sie Vorurteile gegen den Marxismus hegen und daß
bei ihnen diese oder jene veralteten revolutionären Ansichten fortbestehen.
Nichts ist leichter als die Methode, mit solchen in ihrem Denken nicht mit
uns übereinstimmenden Arbeitern unverzüglich zu brechen oder sich ein-
fach von ihnen fernzuhalten; aber nichts ist auch dümmer als eine solche
Methode. Wir dürfen nicht vergessen, daß die Sozialdemokratie nur
durch die Einheit der breiten Massen des Proletariats stark sein kann, aber
infolge der zersplitternden, spaltenden und abstumpfenden kapitalistischen
Verhältnisse ergibt sich diese Einheit nicht auf einen Schlag, sondern nur
um den Preis zäher Arbeit und unendlicher Geduld. Wir müssen an die
Erfahrungen unserer europäischen Genossen denken, die ein behutsames,
kameradschaftliches Verhalten sogar den Arbeitern gegenüber, die Mit-
glieder katholischer Vereine sind, für ihre Pflicht halten, die sie nicht durch
ein verächtliches Verhalten zu deren religiösen und politischen Vorurteilen
abstoßen, sondern beharrlich, taktvoll und geduldig jeden Schritt des poli-
tischen und ökonomischen Kampfes ausnutzen, um sie aufzuklären und
sie auf dem Boden des gemeinsamen Kampfes dem klassenbewußten Pro-
letariat näher zu bringen. Um wieviel mehr ist es unsere Pflicht, uns den
Arbeiterrevolutionären gegenüber aufmerksam zu verhalten, die bereit
sind, für die Freiheit zu kämpfen, die aber der Sozialdemokratie noch
fernstehen! Wir wiederholen: Auf keinen Fall die sozialdemokratischen
Auffassungen verschweigen, aber auch auf keinen Fall die revolutionären
Gruppen geringschätzen, die diese Auffassungen nicht teilen. Solange sich
solche Gruppen nicht offiziell irgendeiner nichtsozialdemokratischen Par-
tei angeschlossen haben, solange haben wir nicht nur das Recht, sondern
die Pflicht, sie als der SDJPR nahestehende Gruppen zu betrachten. Eben
in diesem Licht müssen wir zum Beispiel auch den Arbeiterbund des Rus-
sischen Befreiungsbundes betrachten. Wir müssen alles daransetzen, um



512 "W. 7. Lenin

die Mitglieder dieses Bundes mit der sozialistischen Literatur bekannt zu
machen, um unsere Auffassungen in den Versammlungen aller Verzwei-
gungen dieses Bundes mündlich zu propagieren. Selbst in den freien
europäischen Ländern hält man den Gedanken für utopisch, man könne
im Kapitalismus alle Proletarier zu bewußten Sozialdemokraten machen.
Aber der Gedanke des führenden Einflusses der Sozialdemokratie auf die
ganze Masse des Proletariats ist weder in Europa noch in Rußland utopisch.
Wir müssen nur lernen, diesen Einfluß zu verwirklichen, wir dürfen nicht
vergessen, daß unser bester Verbündeter bei der Aufklärung der nicht
klassenbewußten Arbeiter unsere Feinde, die Regierung und die Bourgeoi-
sie, sein werden — dann erreichen wir, daß im entscheidenden Augenblick
die ganze Masse der Arbeiter dem Aufruf der Sozialdemokratie folgt!

„Proletari" Jtfr. 4, Hado dem Text des „Proletari".
a. (4.) Juni 1905.
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DIE DEMOKRATISCHEN AUFGABEN

DES REVOLUTIONÄREN PROLETARIATS

Die Sozialdemokratie als bewußte Wortführerin der Arbeiterbewegung
setzt sich die vollständige Befreiung aller Werktätigen von jeder Unter-
drückung und Ausbeutung zum Ziel. Die Erreichung dieses Ziels, die Auf-
hebung des Privateigentums an den Produktionsmitteln und die Errich-
tung der sozialistischen Gesellschaft, erfordert eine sehr hohe Entwicklung
der Produktivkräfte des Kapitalismus und eine sehr große Organisiertheit
der Arbeiterklasse. Ohne politische Freiheit ist weder eine volle Entwick-
lung der Produktivkräfte in der modernen bürgerlichen Gesellschaft noch
ein umfassender, offener und freier Klassenkampf, noch eine politische
Aufklärung, Erziehung und Zusammenschweißung der Massen des Pro-
letariats denkbar. Deshalb stellt sich das klassenbewußte Proletariat stets
die Aufgabe, einen entschiedenen Kampf für die volle politische Freiheit,
für die demokratische Revolution zu führen.

Diese Aufgabe stellt sich nicht das Proletariat allein. Auch die Bour-
geoisie braucht politische Freiheit. Die gebildeten Vertreter der besitzen-
den Klassen haben seit langem die Fahne der Freiheit gehißt; die revolu-
tionäre Intelligenz, die hauptsächlich diesen Klassen entstammt, hat hel-
denhaft für die Freiheit gekämpft. Aber die Bourgeoisie als Ganzes ist
zum entschiedenen Kampf gegen die Selbstherrschaft unfähig: sie fürch-
tet, in diesem Kampf ihr Eigentum zu verlieren, das sie an die bestehende
Gesellschaft kettet; sie fürchtet ein allzu revolutionäres Auftreten der Ar-
beiter, die niemals bei der demokratischen Revolution allein stehenbleiben,
sondern die sozialistische Umwälzung anstreben werden; sie fürchtet den
völligen Bruch mit dem Beamtentum, mit der Bürokratie, deren Interessen
mit denen der besitzenden Klassen durch tausenderlei Fäden verknüpft
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sind. Deshalb zeichnet sich der Kampf der Bourgeoisie um die Freiheit
durch Ängstlichkeit, Inkonsequenz und Halbheit aus. Eine der Aufgaben
des Proletariats ist es, die Bourgeoisie vorwärts zu treiben, vor dem gan-
zen Volk die Losungen für eine vollständige demokratische Umwälzung
auszugeben, selbständig und mutig die Verwirklichung dieser Losungen
in Angriff zu nehmen, mit einem Wort, die Avantgarde, der Vortrupp im
Kampf für die Freiheit des ganzen Volkes zu sein.

Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, mußten die russischen Sozial-
demokraten bereits mehr als einmal gegen die Inkonsequenz des bürger-
lichen Liberalismus kämpfen. Wir erinnern zum Beispiel daran, wie Herr
Struve seine von der Zensur nicht behinderte Tätigkeit als politischer
Kämpfer für die „Befreiung" Rußlands einleitete. Er begann sie mit dem
Vorwort zu Wittes „Denkschrift", worin (um in der Sprache der heutigen
politischen Gruppierungen zu reden) die ausgesprochen „Schipowsche"
Losung aufgestellt wurde: „Rechte und ein machtbefugtes Semstwo". Die
Sozialdemokratie wies die ganze Rückständigkeit, die ganze Absurdität,
den ganzen reaktionären Inhalt dieser Losung nach, sie forderte ein be-
stimmtes und entschiedenes demokratisches Programm, stellte selbst ein
solches Programm als untrennbaren Bestandteil ihres Parteiprogramms
auf. Die Sozialdemokratie mußte in ihren eigenen Reihen gegen die zu
enge Auf fassung der demokratischen Aufgaben kämpfen, ais die sogenann-
ten Ökonomisten diese Aufgaben in jeder Weise degradierten, den „öko-
nomischen Kampf gegen die Unternehmer und gegen die Regierung"
predigten und behaupteten, man müsse damit beginnen, Rechte zu er-
kämpfen, um dann politische Agitation zu treiben und erst später, all-
mählich (Stadientheorie) zum politischen Kampf überzugehen.

Jetzt hat sich der politische Kampf außerordentlich ausgebreitet, die
Revolution hat das ganze Land erfaßt, die gemäßigtesten Liberalen sind
„radikal" geworden, und es könnte scheinen, daß solche historischen Tat-
sachen aus der jüngsten Vergangenheit, wie wir sie angeführt haben, un-
angebracht sind und mit der lebendigen, stürmischen Gegenwart nichts zu
tun haben. Doch kann dies nur auf den ersten Blick so scheinen. Gewiß,
solche Losungen wie konstituierende Versammlung und allgemeines,
direktes, gleiches Wahlrecht mit geheimer Stimmabgabe (Losungen, die
die Sozialdemokraten schon seit langem und früher als alle anderen in ihr
Parteiprogramm aufgenommen haben) sind Gemeingut geworden, sie sind
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vom illegalen „Oswoboshdenije" angenommen worden, gehören zum
Programm des „Bundes der Befreiung", wurden zu Losungen der Sem-
stwoleute und werden von der legalen Presse in allen Tonarten wieder-
holt. Es steht außer Zweifel, daß der Demokratismus der russischen Bour-
geoisie in den letzten Jahren und Monaten Fortschritte gemacht hat. Die
bürgerliche Demokratie lernt aus den Ereignissen, läßt die primitiven Lo-
sungen (wie die Schipowsche: Rechte und ein machtbefugtes Semstwo)
fallen und hinkt der Revolution nach. Aber eben nachhinken tut sie der
Revolution; an Stelle der alten Widersprüche zwischen ihren Worten und
Taten, zwischen Demokratismus im Prinzip und Demokratismus in der
„Realpolitik" entstehen neue Widersprüche, denn die wachsende Revo-
lution stellt immer höhere Forderungen an die Demokratie. Die bürger-
liche Demokratie jedoch bleibt stets hinter den Ereignissen zurück, auch
wenn sie ihre Losungen steigert, trottet immer hintennach, formuliert
diese Losungen immer um einige Grade niedriger, als dies der wirkliche
revolutionäre Kampf um die wirkliche Freiheit wirklich erfordert.

In der Tat, nehmen wir die bereits landläufig gewordene, allgemein an-
erkannte Losung: konstituierende Versammlung auf der Grundlage des
allgemeinen usw. Wahlrechts. Genügt sie vom Standpunkt des konsequen-
ten Demokratismus? Genügt sie vom Standpunkt der wichtigsten revolu-
tionären Aufgaben der Gegenwart? Auf beide Fragen kann man nicht
anders als verneinend antworten. Um sich davon zu überzeugen, braucht
man nur unser Parteiprogramm aufmerksam durchzugehen, an das unsere
Organisationen leider nicht oft genug denken, das sie viel zuwenig zitie-
ren und verbreiten. (Als eine glückliche Ausnahme, die weite Nachahmung
verdient, erwähnen wir den unlängst erfolgten Abdruck unseres Partei-
programms in Flugblättern der Komitees von Riga, Woronesh und Mos-
kau.) Unser Programm stellt auch die Losung einer vom ganzen Volk ge-
wählten konstituierenden Versammlung (der Ausdruck „vom ganzen Volk
gewählt" soll in aller Kürze das allgemeine usw. Wahlrecht bedeuten) in
den Vordergrund. Aber in unserem Programm steht diese Losung nicht
isoliert da, sondern in einem solchen Zusammenhang, mit solchen Ergän-
zungen und Erläuterungen, daß Leute, die den Kampf für die Freiheit am
wenigsten konsequent führen oder sogar gegen die Freiheit kämpfen,
keine Mißdeutung vornehmen können. Diese Losung steht in unserem
Programm im Zusammenhang mit den Losungen: 1. Sturz der zaristi*
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sehen Selbstherrschaft; 2. ihre Ablösung durch die demokratische 'Repu-
blik; 3. durch eine demokratische Verfassung gesicherte Selbstherr-
schaft des Volkes, d. h. Konzentrierung der gesamten obersten Staats-
gewalt in den Händen einer gesetzgebenden Versammlung, die aus Ver-
tretern des Volkes zusammengesetzt ist und aus einer einzigen Kammer
besteht.

Ist etwa daran zu zweifeln, daß jeder konsequente Demokrat alle diese
Losungen unbedingt anerkennen muß? Bedeutet doch das Wort „Demo-
krat" sowohl dem grammatikalischen Sinn wie der politischen Bedeutung
nach, die ihm durch die gesamte Geschichte Europas verliehen wurde:
Anhänger der Selbstherrschaft des Volkes. Es ist also lächerlich, von De-
mokratismus zu sprechen und gleichzeitig auch nur eine einzige dieser
Losungen zu verneinen. Aber der grundlegende Widerspruch zwischen
dem Bestreben der Bourgeoisie, um jeden Preis das Privateigentum zu
schützen, und dem Wunsch, die Freiheit zu erlangen, ist so tief, daß die
Vertreter, die Anhänger der liberalen Bourgeoisie unvermeidlich in diese
lächerliche Lage geraten. Wie alle Welt weiß, entsteht in Rußland mit
großer Schnelligkeit eine sehr breite liberale Partei, der der „Bund der
Befreiung", eine Menge Semstwoleute und Zeitungen wie „Nascha Shisn"
[Unser Leben], „Naschi Dni" [Unsere Tage], „Syn Otetschestwa" [Sohn
des Vaterlandes], „Russkije Wedomosti" [Russische Nachrichten] usw.
usf. angehören. Diese liberal-bürgerliche Partei läßt sich gern „konstitu-
tionell-demokratisdbe" Partei nennen. In Wirklichkeit aber ist diese Par-
tei, wie aus den Erklärungen und dem Programm des illegalen „Oswobo-
shdenije" zu ersehen ist, eine monarchistische Partei. Sie will gar nicht die
Republik. Sie will nicht das Einkammersystem und führt für das Oberhaus
ein indirektes und faktisch nicht allgemeines Wahlrecht (Ansässigkeits-
zensus) ein. Sie will gar nicht den Übergang der gesamten obersten Staats-
gewalt in die Hände des Volkes (obwohl sie zum Schein mit großer Vor-
liebe von dem Übergang der Macht auf das Volk redet!). Sie will nicht
den Sturz der Selbstherrschaft, sie will lediglich eine Teilung der Macht
zwischen 1. der Monarchie, 2. dem Oberhaus (in welchem Grundbesitzer
und Kapitalisten überwiegen werden) und 3. dem Unterhaus, das allein
auf demokratischen Grundlagen basiert.

Wir haben also die unzweifelhafte Tatsache vor uns, daß unsere „de-
mokratische" Bourgeoisie selbst in Gestalt ihrer fortschrittlichsten, gebil-
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detsten, vom Kapital unmittelbar am wenigsten abhängigen Vertreter hin-
ter der Revolution einherhinkt. Diese „demokratische" Partei fürchtet die
Selbstherrschaft des Volkes. Indem sie unsere Losung der vom ganzen
Volk gewählten konstituierenden Versammlung wiederholt, entstellt sie
in Wirklichkeit vollständig den Sinn und die Bedeutung dieser Losung,
betrügt sie das Volk durch den Gebrauch, richtiger gesagt, durch den Miß-
brauch dieser Losung.

Was ist eine „vom ganzen Volk gewählte konstituierende" Versamm-
lung? Es ist eine Versammlung, die erstens wirklich den Willen des Vol-
kes zum Ausdruck bringt; dazu ist das allgemeine usw. Wahlrecht und die
volle Garantie der freien Wahlagitation erforderlich. Es ist eine Versamm-
lung, die zweitens wirklich die "Kraft und die Macht besitzt, eine Staats-
ordnung zu „konstituieren", die die Selbstherrschaft des Volkes garan-
tiert. Es ist klar wie der Tag, daß ohne diese zwei Bedingungen die
Versammlung weder eine wirklich vom ganzen Volk gewählte noch eine
wirkliche konstituierende sein kann. Aber unsere liberalen Bourgeois,unsere
konstitutionellen Monarchisten (die sich dem Volk zum Hohn Demokra-
ten nennen), wollen für keine dieser Bedingungen eine reale Garantie
schaffen! Durch nichts garantieren sie eine vollständig freie Wahlagitation
und den wirklichen Übergang der Gewalt und der Macht in die Hände
der konstituierenden Versammlung; wa's sie garantieren, ist vielmehr die
'Unmöglichkeit des einen wie des anderen, denn sie garantieren die Mon-
archie. Die reale Macht und Gewalt bleibt in den Händen Nikolaus' des
Blutigen: das bedeutet, daß der schlimmste Feind des Volkes, wenn er die
Versammlung einberuft, auch den allgemeinen und freien Charakter der
Wahlen „garantiert". Wie demokratisch, nicht wahr? Das bedeutet, daß
die konstituierende Versammlung niemals die volle Gewalt und die ganze
Macht haben wird und sie auch (nach der Absicht der liberalen Bourgeois)
niemals haben soll; sie soll kraft- und machtlos bleiben; sie soll lediglich
mit Nikolaus II. verhandeln, übereinkommen, vereinbaren und feilschen,
damit er geruhe, ihr, der Versammlung, ein Teilchen seiner Zarenmacht
zu schenken! Die durch allgemeine Abstimmung gewählte konstituierende
Versammlung unterscheidet sich durch nichts von einem Unterhaus. Die
konstituierende Versammlung, die einberufen wird, um den Volkswillen
zum Ausdruck zu bringen und durchzuführen, wird also von der liberalen
Bourgeoisie dazu bestimmt, über dem Willen des Volkes den Willen eines
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Oberhauses und außerdem noch den Willen der Monarchie, den Willen
Nikolaus5 zu „konstituieren".

Liegt es nicht auf der Hand, daß die Herren liberalen Bourgeois, die
Oswoboshdenzen, wenn sie über eine vom Volk gewählte konstituierende
Versammlung sprechen, Reden halten und schreien, in Wirklichkeit eine
gegen das Volk geridbtete Versammlung vorbereiten? Statt Befreiung des
Volkes wollen sie auf konstitutionellem Weg das Volk erstens der Macht
des Zaren (monarchistisches Prinzip) und zweitens der Macht der organi-
sierten Großbourgeoisie (Oberhaus) unterwerfen.

Wer diese Schlußfolgerung in Abrede stellen will, mag versuchen, fol-
gende Behauptungen zu beweisen: 1. daß die Wahlen wirklicher Ausdruck
des Volkswillens sein können, wenn es keine volle Agitationsfreiheit gibt,
wenn die Privilegien, die die zaristische Regierung in dieser Agitation
haben kann, nicht tatsächlich aufgehoben sind; 2. daß eine Versammlung
von Volksvertretern ohne reale Gewalt und Macht — da diese in den Hän-
den des Zaren verbleiben — wirklich mehr als nur eine beratende Körper-
schaft ist. Das eine wie das andere können nur abgefeimte Scharlatane
oder hoffnungslose Dummköpfe behaupten. Die Geschichte beweist un-
widerlegbar, daß eine neben der Macht des Monarchen bestehende Ver-
sammlung von Volksvertretern in Wirklichkeit, solange diese Macht in
den Händen der Monarchie bleibt, eine beratende Körperschaft ist, die
nicht den Willen des Monarchen dem Willen des Volkes unterordnet,
sondern nur den Willen des Volkes mit dem Willen des Monarchen in
Übereinstimmung bringt, d. h. die Macht zwischen dem Monarchen und
dem Volk teilt, keine neue Ordnung konstituiert, sondern sie erfeilscht.
Die Geschichte beweist unwiderlegbar, daß ohne Ablösung der gegen die
Revolution kämpfenden Regierung durch eine provisorische revolutionäre
Regierung von wirklich freien Wahlen, von einer einigermaßen hinreichen-
den Informierung des ganzen Volkes über die Bedeutung und den Charak-
ter dieser Wahlen keine Rede sein kann. Selbst wenn wir für einen Augen-
blick das Unwahrscheinliche und Unmögliche annehmen, nämlich daß die
zaristische Regierung, nachdem sie sich zur Einberufung einer „konstituie-
renden" (lies: beratenden) Versammlung entschlossen hat, formell die
Freiheit der Agitation garantiert, so verbleiben ihr dennoch alle jene rie-
sigen Vorteile und Vorrechte in der Agitation, die die organisierte Staats-
macht bietet: diese Vorteile und Vorrechte in der Agitation bei den Wah-
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len zur ersten Volksversammlung wird derjenige ausnutzen, der mit allen
Mitteln das Volk unterdrückt und dem das Volk mit Gewalt die Freiheit
zu entreißen begonnen hat.

Mit einem Wort, wir gelangen wieder zu demselben Schluß, zu dem
wir auch voriges Mal („Proletari" Nr. 3)* gelangten, als wir diese Frage
von einer anderen Seite untersuchten. Die Losung der vom ganzen Volk
gewählten konstituierenden Versammlung ist an und für sich, als solche,
jetzt die Losung der monarchistischen Bourgeoisie, die Losung des Kuh-
handels zwischen der Bourgeoisie und der zaristischen Regierung. Die Lo-
sung des revolutionären Kampfes kann nur der Sturz der zaristischen
Regierung und ihre Ablösung durch eine provisorische revolutionäre
Regierung sein, die die konstituierende Versammlung einzuberufen hat.
Das Proletariat Rußlands soll sich in dieser Hinsicht keinen Illusionen
hingeben: Man benutzt die allgemeine Aufregung, um das Proletariat durch
die Anwendung seiner eigenen Losungen zu betrügen. Wenn wir nicht
imstande sein sollten, der bewaffneten Macht der Regierung die Macht des
bewaffneten Volkes entgegenzustellen, wenn die zaristische Regierung
nicht aufs Haupt geschlagen und durch eine provisorische revolutionäre
Regierung ersetzt werden sollte, wird jede Versammlung von Volksvertre-
tern, mag man sie auch vom ganzen Volk gewählt und konstituierend titu-
lieren, in Wirklichkeit eine Versammlung von Vertretern der Großbour-
geoisie zum Kuhhandel mit dem Zaren über die Verteilung der Macht
untereinander sein.

Je mehr sich der Kampf des Volkes gegen den Zaren seiner Entscheidung
nähert, je wahrscheinlicher ein rasches Zustandekommen der geforderten
Einberufung von Volksvertretern wird, um so strenger muß das revolutio-
näre Proletariat der „demokratischen" Bourgeoisie auf die Finger sehen.
Je eher wir die Freiheit erringen, um so eher wird sich dieser Verbündete
des Proletariats in seinen Feind verwandeln. Zur Vertuschung dieser Ver-
wandlung werden erstens die Unklarheit, Unvollständigkeit und Unbe-
stimmtheit der scheindemokratischen Losungen der Bourgeoisie dienen
und zweitens das Bestreben, die Losungen des Proletariats zu einer Phrase
zu machen, die realen Garantien der Freiheit und der Revolution durch
leere Versprechungen zu ersetzen. Die Arbeiter müssen jetzt ihre Auf-
merksamkeit verzehnfachen und die „Demokraten" wachsam im Auge be-

* Siehe den vorliegenden Band, S. 492-494. Die Red.
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halten. Die Worte „vom ganzen Volk gewählte konstituierende Versamm-
lung" werden leere Worte bleiben, wenn diese Versammlung infolge
der für die Wahlen und für die Wahlagitation real vorhandenen Bedin-
gungen nicht imstande sein wird, den Willen des Volkes zum Ausdruck zu
bringen, wenn sie nicht die Kraft haben wird, die neue Ordnung selbstän-
dig zu konstituieren. Das Schwergewicht verschiebt sich jetzt von der Ein-
berufung der konstituierenden Versammlung auf die Methoden dieser
Einberufung. Wir stehen am Vorabend entscheidender Ereignisse. Das
Proletariat darf den allgemein-demokratischen Losungen nicht trauen,
sondern muß ihnen seine eigenen, proletarisch-demokratischen Losungen
in ihrem ganzen Umfang entgegenstellen. Nur eine Kraft, die sich von
diesen Losungen leiten läßt, kann den vollständigen Sieg der Revolution
tatsächlich sichern.

„Proletan" Tit. 4, TJad) dem 7ext des .Proletari'.
17. (4.) Juni 1905.
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DIE ERSTEN SCHRITTE DES BÜRGERLICHEN VERRATS

Genf, Mittwoch, den 21. (8.) Juni

Der Telegraf brachte gestern die Mitteilung, daß am Montag eine
Semstwodelegation von Nikolaus II. empfangen wurde, der in Erwide-
rung auf die Reden des Fürsten Sergej Trubezkoi und des Herrn Fjodorow
sein Versprechen, Volksvertreter einzuberufen, ausdrücklich bestätigt
haben soll.

Um die Bedeutung dieses „Ereignisses" richtig einzuschätzen, muß man
vor allem einige Tatsachen festhalten, die in der Auslandspresse mitgeteilt
worden sind.

Am 24. und 15. Mai alten Stils tagten in Moskau drei Versammlungen
von Vertretern der Semstwos und der Städte, insgesamt etwa 300 Perso-
nen. In dem uns zur Verfügung stehenden, aus Rußland zugesandten litho-
graphierten Text einer von ihnen angenommenen Petition an den Zaren
und einer Resolution ist die Zahl der Delegierten nicht angegeben, es wird
darin lediglich erwähnt, daß an der Beratung außer Semstwo- und Stadt-
dumaabgeordneten auch noch Bürgermeister und Adelsmarschälle teilge-
nommen haben. Die Vertreter des adligen Grundbesitzes und des städti-
schen Kapitals besprachen die politischen Schicksale Rußlands. Wie die
ausländischen Korrespondenten mitteilen, war die Diskussion sehr hitzig.
Großen Einfluß übte die gemäßigte und an Verbindungen zum Hof reiche
Schipowsche Partei aus. Am radikalsten waren die Provinzler, am ge-
mäßigtesten die Petersburger; das „Zentrum" bildeten die Moskauer.
Man beriet über jedes Wort der Petition, für die schließlich auch Peters-
burg stimmte. Das Ergebnis war eine patriotische und untertänige Petition.

34 Lenin, Werke, Bd. 8
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„Einzig und allein von heißer Liebe zum Vaterland getrieben", lassen die
ehrenwerten Bourgeois „jeden Zwist und alle sie trennenden Unterschiede"
beiseite und wenden sich an den Zaren. Sie verweisen auf die „große Ge-
fahr für Rußland, ja für den Thron", die nicht so sehr von außen als viel-
mehr von „innerer Zwietracht" drohe. (Rußland wird zwar vor dem
„Thron" genannt, aber unsere Patrioten wandten sich vor allem an den
Thron, und drohen nur — privat und in aller Stille —, sich an das Volk zu
wenden.) Wie üblich, strotzt die Petition von konventioneller Lüge, sie
schiebt die Schuld auf die Berater des Zaren, auf die Entstellung seiner
Anweisungen und Anordnungen, die zur Verstärkung der Polizeigewalt
geführt habe, die „Stimme der Wahrheit" nicht zum Throne dringen ließ,
usw. Das Ergebnis ist die Bitte, „ehe es zu spät ist", „unverzüglich Volks-
vertreter einzuberufen, die zu diesem Behuf von allen Untertanen gleich
und ohne Unterschied zu wählen sind". Die Volksvertreter sollen „im
Einvernehmen" mit dem Zaren über die Frage Krieg oder Frieden ent-
scheiden und eine „erneuerte Staatsordnung" (ebenfalls im Ginvernehmen
mit dem Zaren) „einführen". Die Petition enthält also weder die exakte
Forderung des angeblich von der „konstitutionell-demokratischen" Par-
tei angenommenen allgemeinen, direkten, gleichen und geheimen Wahl-
rechts (die direkte und die geheime Abstimmung sind ganz weggelassen;

was natürlich kein Zufall ist) noch die Forderung irgendwelcher Garan-
tien der Wahlfreiheit. Wehleidig klagen die Verfasser der Petition: „Die
Unterdrückung der Person und der Gesellschaft, die Unterdrückung der
Redefreiheit und Willkür aller Art häufen sich und wachsen", nennen
aber keine Gegenmaßnahmen. „Im Einvernehmen" mit dem Zaren wächst
die Willkür — im Einvernehmen mit-dem Zaren möge die Staatsordnung
„erneuert werden"... Die Vertreter der Bourgeoisie halten fest an der
Theorie der „Vereinbarung", natürlich nicht des Volkes, sondern der
Bourgeoisie mit den Unterdrückern des Volkes.

Um dem Zaren die Petition zu überreichen, wählte die Beratung eine
Delegation, bestehend aus den Herren Heyden, Golowin, Petrunkewitsdi,
G. und N. Lwow, Pjotr und Pawel Dolgorukow, Kowalewski, Nowossil-
zew, Roditschew, Schachowskoi und Serg. Trubezkoi. Von Petersburg
schlössen sich später der Audienz bei Nikolaus II. die Herren Korff, Niki-
tin und Fjodorow an.

Die gleiche Beratung nahm dann folgende Resolution an, von der die
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ausländische Presse nichts berichtet, die aber in dem russischen Flugblatt
wiedergegeben ist:

„Die Beratung der vereinigten Gruppen von Semstwo- und Stadtdumaver-
tretern, die trotz Meinungsverschiedenheiten über einzelne politische Fragen
von der gemeinsamen Überzeugung durchdrungen ist, daß die Grundursache
der gegenwärtigen schwierigen inneren und äußeren Lage Rußlands in dem bis
heute unveränderten bürokratischen Regime gesucht werden muß, welches die
persönliche und gesellschaftliche Freiheit negiert, das Selbstbewußtsein und die
Selbsttätigkeit des Volkes unterdrückt, die Bevölkerung von der Teilnahme am
Staatsleben fernhält und die durch nichts beschränkte und sich immer mehr ver-
stärkende Willkür einer nicht verantwortlichen Administration erzeugt; daß
dieses Regime, das im Laufe von vielen Jahren Gewalt, Lüge und Zersetzung
in unser inneres Leben brachte, heute in verhängnisvoller Weise zu einer
ernsten äußeren Gefahr geführt hat, indem es den Staat in einen verheerenden
Krieg hineinriß, im Verlauf dieses Krieges innere Wirren auslöste und förderte
und das Land zu einer Reihe von Niederlagen führte, die mit einer in der russi-
schen Geschichte beispiellos dastehenden Vernichtung unserer Seestreitkräfte
endeten — diese Beratung erachtet in der Erwägung, daß ein Fortbestehen des
gegenwärtigen Regimes nicht nur den inneren Frieden, die Ordnung und das
Wohlergehen des Volkes, sondern auch die Festigkeit des Throns, die Integri-
tät und äußere Sicherheit Rußlands bedroht, folgendes als zur Rettung des Lan-i
des unbedingt notwendig:

1. die unverzügliche Einberufuhg einer frei gewählten Volksvertretung, die
gemeinsam mit dem Monarchen über die Frage von Krieg und Frieden ent-
scheiden und eine staatliche Rechtsordnung festsetzen soll;

2. die sofortige Abschaffung der Gesetze, Einrichtungen, Bestimmungen und
Verordnungen, die den Grundsätzen der Freiheit der Person, der Rede, der
Presse und der Vereins- und Versammlungsfreiheit zuwiderlaufen, sowie die
Verkündung einer politischen Amnestie;

3. die sofortige Erneuerung des Bestands der Administration durch Berufung
von Personen zur Leitung der zentralen Verwaltung, die der Sache der staat-
lichen Umgestaltung aufrichtig ergeben sind und der Gesellschaft Vertrauen
einflößen."

In welcher Beziehung diese Resolution zur Petition und zu den Aufträ-
gen der Delegation steht, d. h., ob letztere sich verpflichtet hat, den Inhalt
der Resolution vorzutragen oder sie zusammen mit der Petition zu über-
reichen, ist nicht bekannt. Vielleicht ist die Petition das offizielle Doku-
ment für den „Thron" und die Resolution das inoffizielle für das „Volk" ?

34*
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über den Charakter der Debatten in der Beratung berichtet der Korre-
spondent der französischen Zeitung „Le Matin"126, Herr Gaston Leroux,
daß die „fortschrittlichsten" Delegierten, die Semstwoleute aus der Pro-
vinz, für zweistufige Wahlen eingetreten seien, weil sie befürchteten, daß
bei direkten Wahlen die „Städte" sie erdrücken würden (offenbar fürch-
teten sie, daß bei direkten Wahlen die Privilegien der Gutsbesitzer gegen-
über der Bauernschaft nicht ganz gesichert sein würden). Der Korrespon-
dent der „Frankfurter Zeitung" schrieb:

„Das russische Semstwo zerfällt als politische Partei in drei Fraktionen:
die liberale Semstwomajorität, die vom Grafen Heyden geführt wird, die
gemäßigt-liberale, nationalistisch-slawophile Semstwominorität mit Herrn
Schipow an der Spitze und die Gruppe der radikalen konstitutionalistisdien
Semstwomänner. Bei der Wahl der Delegierten nach Petersburg war es
charakteristisch, daß gerade ,f eudale' Vertreter gewählt wurden. Wollten
die Gemäßigten sich vor dem Zaren durch die Träger hochangesehener
alter Namen würdig vertreten sehen, so wünschten die Radikalen, die sich
über das Ergebnis der Petition keinen Illusionen hingaben, die Vertreter
der alten Geschlechter möchten sich mit eigenen Sinnen davon überzeugen,
daß die Regierung gutwillig keinen Fußbreit weichen werde."

Die Bequemlichkeiten der von Herrn Struve gepriesenen verschwom-
menen Organisation der „konstitutionell-demokratischen" (lies: monar-
chistischen) Partei traten in der Praxis sehr schnell zutage. Für Schachern
und Feilschen, für Winkelzüge und Schliche ist eine starke und feste Par-
teiorganisation unbequem. Mögen sowohl der „Bund der Befreiung" (das
dürfte wohl die „Gruppe der Radikalen" sein, von der der Korrespondent
der „Frankfurter Zeitung" schrieb) als auch die „Semstwofraktion" (d. h.
sowohl die Anhänger Heydens als auch die Anhänger Schipows, von dem
sich Herr Struve jetzt offiziell loszusagen versucht?) der „Partei" ange-
hören. Der Semstwofraktion wiederum gehören die Anhänger Heydens
und Schipows und... die „Radikalen" an. Finde sich zurecht, wer kann!
Getrieben von heißer Liebe zum Vaterland und zu den Privilegien der
Bourgeoisie, einigten sie sich alle auf die Jheorie der "Vereinbarung, die wir
bereits mehr als einmal im „Pröletari" erläutert haben und die sowohl in
der „Petition" als auch in der „Resolution" klaC hervortritt.

Die Resolution sollte offenbar die „idealen" Bedürfnisse der Radikalen
befriedigen, während die Petition in der Auslegung der „gemäßigten"
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Delegierten der materiellen Abmachung mit dem Zarismus dienen soll. Vor
dem uneingeweihten Plebs wurden sowohl die Gruppierung der Beratungs-
fraktionen als auch die Vollmachten der Delegation, sowohl die Bedingun-
gen der Abmachung als auch die weiteren Absichten der Semstwoleute aufs
sorgfältigste verheimlicht. Das „Volk", in dessen Namen die Herren Bour-
geois mit dem Zaren feilschen, braucht die hohe Politik der „konstitutio-
nell-demokratisdben Partei" nicht zu kennen! Die Herren Bourgeois wer-
den sich mit dem Zaren über die Unterdrückung der Redefreiheit, über
die Erstickung der Stimme der Wahrheit, über Volksvertreter, über ein
Rußland, das „sich um ein einheitliches "Fo/fesbanner schart", usw. unter-
halten — das Volk jedoch braucht die ganze Wahrheit über die Politik der
liberalen und „Oswoboshdenije"-Krämer gar nicht zu wissen... Ja, ja,
nicht umsonst beschuldigte kürzlich Herr Struve im „Oswoboshdenije"
die „extremen Parteien" (d. h. besonders die Sozialdemokraten) der über-
mäßigen Vorliebe für die enge, verschwörerische, jakobinische „Konspira-
tion". Wir Sozialdemokraten konspirieren vor dem Zaren und den zari-
stischen Spürhunden, wobei wir gleichzeitig dafür sorgen, daß das Volk
über unsere Partei alles weiß, daß es über die Schattierungen innerhalb
der Partei informiert ist, über die Entwicklung ihres Programms und ihrer
Taktik, und sogar darüber, was dieser oder jener Parteitagsdelegierte auf
dem Parteitag gesagt hat. Die Herren gebildeten Bourgeois, die Oswobo-
shdenzen, konspirieren... vor dem Volk, das über die famose „konstitu-
tionell-demokratische" Partei nichts Genaues weiß, dafür aber sind sie
offenherzig mit dem Zaren und seinen Spürhunden. Wenn das keine De-
mokraten sind?

Worüber die Semstwodelegierten mit dem Höflingspack, das sie nicht
zum Zaren vorlassen wollte, offenherzig gesprochen haben, wissen wir
nicht. Jedenfalls fanden lange und offenherzige Unterredungen statt. Die
ausländischen Blätter griffen gierig nach den Meldungen über jeden Schritt
der „hohen Politik" der Herren Delegierten. — Petersburg, 9. Juni
(27. Mai). Die Semstwodelegation wird vor allem eine Unterredung mit
dem Herrn Minister des Innern, Bulygin, haben, um sich über Trepow
zu beschweren. — 10. Juni (28. Mai). Bulygin erklärte der Delegation, daß
der Zar sie nicht empfangen werde, und riet ihr, aus Petersburg abzurei-
sen. — 12. Juni (30. Mai). Man hält es für wahrscheinlich, daß der Zar
die Delegation empfangen werde. — 15. (2.) Juni. Sondertelegramm des
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Herrn Gaston Leroux an die Zeitung „Le Matin": „Die Semstwo delegier-
ten nahmen die Bedingungen für eine Audienz beim Kaiser an, die ihnen
das Tlofministerium stellte. Darauf begab sich heute abend Baron Frede-
ricks nach Zarskoje Selo, um sich beim Zaren zu erkundigen, ob er die
Deputation empfangen wolle."

Hört ihr das, russische Arbeiter und Bauern? So handeln die „Oswo-
boshdenije"-„Demokraten", die Feinde des Verschwörertums, die Hasser
der Konspiration! Sie verschwören sich mit dem Hofministerium seiner
polizeilichen Majestät, sie konspirieren mit den Spionen gegen das Volk.
Sie wollen Vertreter des „Volkes" sein und akzeptieren die ihnen von den
Spionen gestellten Bedingungen, wie sie mit dem Zaren über die Nöte
des „Volkes" sprechen sollen!

So handeln, „von heißer Liebe zum Vaterland getrieben", die reichen,
unabhängigen, aufgeklärten, liberalen Herren. Ganz anders als der un-
gehobelte, ungebildete, von jedem Aufseher abhängige Arbeiterpöbel, der
da mit irgendeinem frechen Popen so ohne weiteres und vor aller Augen
zum Zaren rennt, ohne sich mit den einflußreichen Spionen über die Be-
dingungen einer Unterredung mit dem Zaren verständigt zu haben. Ist
denn bei einer politisch so ungebildeten Volksmasse an die Republik oder
auch nur an direkte Wahlen oder das Einkammersystem zu denken? Die
politisch gebildeten Leute kennen sich überall aus und verstehen, daß man
sich zuerst über die Hintertreppe zu den Spionen begeben, daß man sich
mit ihnen wohl auch über Inhalt und Stil der Petition an den Zaren be-
raten muß, damit dann die „Stimme der Wahrheit" auch wirklich „zum
Throne dringt".

Worauf sich die „Vertreter" des, mit Verlaub zu sagen, „Volkes" mit
den zaristischen Spionen geeinigt haben, wissen wir nicht. Wir wissen aus
den Telegrammen, daß beim Empfang der Delegation Fürst S. Trubezkoi
eine „lange Rede" gehalten hat und eine halbe Sfunde lang die schwierige
Lage Rußlands und die Verhältnisse schilderte, die die Semstwoleute ge-
zwungen haben, sich direkt (nicht durch die Spione?) an den Zaren zu
wenden. Die Rede habe auf den Zaren einen tiefen Eindruck gemacht.
Herr Fjodorow sprach dann im Namen der Vertreter von Petersburg. Der
Zar antwortete mit einer langen Rede. Er äußerte sein Bedauern über die
ungeheuren Opfer, die der Krieg forderte, er beklagte die jüngste Nieder-
lage zur See und schloß mit den Worten: „Ich danke Ihnen, meine Herren,
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für die Qefühie, die Sie zum Ausdruck brachten" (nette Gefühle müssen
das gewesen sein, diese Gefühle des „Demokraten" Trubezkoi, über deren
Ausdruck er sich mit den Spionen beraten hatte!). „Ich glaube Ihrem
Wunsch" (der Zar glaubt der liberalen Bourgeoisie; die liberale Bour-
geoisie glaubt dem Zaren; eine Hand wäscht die andere), „gemeinsam mit
mir an der Errichtung einer neuen, auf neuen Grundlagen aufgebauten
Staatsordnung mitzuarbeiten. Mein Wunsch, eine Volksversammlung ein-
zuberufen" (wann? gewählte Vertreter? wie ttnd von wem gewählt? —
darüber fiel kein Wort. Herr Trubezkoi hat offensichtlich dem vergötter-
ten Monarchen die „Resolution" der Beratung verheimlicht. Wahrschein-
lich hatten die Spione geraten, mit dem Zaren über dieses Thema nicht zu
sprechen!), „ist unerschütterlich. Ich denke tagtäglich daran. Mein Wille
wird ausgeführt werden. Das können Sie schon heute der Bevölkerung in
Stadt und Land verkünden. Bei diesem neuen Werke werden Sie mich
unterstützen. Die Volksversammlung wird die Einheit Rußlands mit sei-
nem Kaiser" (die Einheit der Trubezkoi und Fjodorow mit dem Kaiser?)
„wiederherstellen und wird das Fundament einer Ordnung bilden, die auf
volkstümlichen russischen Grundlagen beruhen wird." Die Delegierten
haben von dem Empfang — so lautet das offizielle Telegramm — einen
ausgezeichneten Eindruck gewonnen; auch der Zar schien zufrieden zu
sein...

Das hört sich allerdings wahr an! Der Zar ist zufrieden, zufrieden sind
die liberalen Bourgeois. Sie sind bereit, einen dauerhaften Frieden mitein-

" ander zu schließen. Zufrieden ist die Selbstherrschaft und die Polizei (echt
volkstümliche russische Grundlagen). Zufrieden ist der Geldsack (von nun
an wird man sich mit ihm ständig und regelmäßig beraten).

Ob aber die Arbeiter und die Bauern, deren Interessen die bürgerlichen
Verräter verschachern, zufrieden sein werden?

„Proktari" Stfr. 5, Nach dem 7ext des „Proletari".
26. (i3.) Juni 1905.
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„REVOLUTIONÄRE" IN GLACEHANDSCHUHEN

Freitag, den 23. (10.) Juni
Ausländische Zeitungen kommentieren bereits in gewissem Umfang

den Empfang der Semstwodelegation durch den Zaren. Wie üblich ergeht
sich die bürgerliche Presse in lakaienhafter Unterwürfigkeit und lobt ge-
rührt die Nachgiebigkeit des Zaren'und die Verständigkeit der Semstwo-
leute, wenn auch manche Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Versprechun-
gen, die in so unbestimmter Form gegeben wurden, laut werden. Die
sozialistischen Zeitungen erklären rundheraus und unmißverständlich,
daß dieser Empfang eine Komödie gewesen ist.

Für die Selbstherrschaft ist es vorteilhaft, Zeit zu gewinnen und die
liberale Bourgeoisie an der Nase herumzuführen. Auf der einen Seite dik-
tatorische Vollmachten für Trepow, auf der anderen Seite nichts sagende
und nichts kostende Versprechungen für die Liberalen, um in deren ohne-
hin schwankenden Reihen neue Schwankungen hervorzurufen. Die Tak-
tik der absolutistischen Regierung ist nicht dumm. Die Liberalen spielen
die Loyalen, die Mäßigen und Bescheidenen. Warum sollte schließlich die
Regierung ihre Dummheit und Feigheit nicht ausnutzen? „Wenn schon
Krieg, dann wie im Krieg." Es gibt keinen Krieg ohne Kriegslist, und wenn
der „Feind" (die liberale Bourgeoisie) halb Feind, halb einfältiger Freund
ist, warum soll man ihn dann nicht an der Nase herumführen?

Herr Gaston Leroux, von dem wir schon im Leitartikel sprachen, be-
richtet über den Empfang der Deputation folgende Einzelheiten, die zwar
nicht verbürgt, aber jedenfalls charakteristisch und bemerkenswert sind.
„Baron Fredericks, der Hofminister, äußerte den Delegierten gegenüber,
daß er beim besten Willen den Empfang des Herrn Petrunkewitsch durch
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den Kaiser kaum werde erwirken können, da ihm revolutionäre Verbin-
dungen nachgesagt werden. Dem Minister wurde erwidert, der öster-
reichische Kaiser habe ja unter seinen Ministern Andrassy gehabt, obwohl
dieser seinerzeit verurteilt worden war. Dieses Argument beseitigte die
letzten Hindernisse, und sämtliche Delegierten wurden empfangen."

Ein gutes Argument. Die westeuropäische Bourgeoisie hat anfangs
immerhin wirklich gekämpft, sie war irgendwann einmal sogar republika-
nisch, ihre Führer wurden „verurteilt", verurteilt wegen 'Hochverrats, d. h.
nicht nur wegen revolutionärer Verbindungen, sondern wegen wirklicher
revolutionärer "Handlungen. Später, nach vielen Jahren, mitunter Jahr-
zehnten, fanden sich diese Bourgeois mit der jämmerlichsten und kümmer-
lichsten Verfassung ab, einer Verfassung nicht nur ohne Republik, sondern
auch ohne das allgemeine Wahlrecht, ohne wirkliche politische Freiheit.
Die liberalen Bourgeois machten endgültig Frieden mit dem „Thron" und
mit der Polizei, kamen selber ans Ruder und unterdrückten und unter-
drücken unausgesetzt auf bestialische Weise jedes Streben der Arbeiter
nach Freiheit und sozialen Reformen.

Die russische liberale Bourgeoisie möchte das Angenehme mit dem Nütz-
lichen verbinden: Es ist angenehm, als ein Mann mit „revolutionären
Verbindungen" zu gelten, und es ist nützlich, unter Kaiser Nikolaus dem
Blutigen ministerfähig zu sein. Die russischen liberalen Bourgeois wollen
keineswegs eine „Verurteilung" wegen Hochverrats riskieren. Sie ziehen
den direkten Sprung in jene Zeit vor, in der ehemalige Revolutionäre wie
Andrassy zu Ministern der Ordnungspartei wurden! Graf Andrassy hatte
1848 so energisch an der revolutionären Bewegung teilgenommen, daß er
nach der Niederschlagung der Revolution zum Jode verurteilt und sym-
bolisch (in effigie) gehängt wurde. Er lebte dann als Emigrant in Frank-
reich und England und kehrte erst nach der Amnestie von 1857 nach Un-
garn zurück. Dann begann seine „Minister"karriere. Die russischen Libe-
ralen wollen keine Revolution, sie fürchten sie, sie wollen sofort, ohne
Revolutionäre gewesen zu sein, in den Ruf gewesener Revolutionäre
kommen! Sie wollen gleich aus dem Jahr 1847 in das Jahr 1857 hinüber-
springen ! Sie wollen sich sofort mit dem Zaren auf eine Verfassung von
der Art jener Verfassungen einigen, wie sie in Europa zur Zeit der wü-
tendsten Reaktion nach der Niederlage der Revolution von 1848 zustande
kamen.
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Ja, ja, das Beispiel Andrassy ist trefflich gewählt. Wie die Sonne in
einem Wassertropfen, so spiegelt sich in diesem Vergleich Andrassys mit
Petrunkewitsch die Parallele zwischen der seinerzeit revolutionären und
republikanischen bürgerlichen Demokratie Europas und der (sogar nach
dem 9. Januar 1905) konstitutionell-monarchistischen bürgerlichen „De-
mokratie" Rußlands. Die europäischen Bourgeois kämpften zuerst auf den
Barrikaden für die Republik, dann lebten sie im Exil, schließlich wurden
sie der Freiheit untreu, verrieten die Revolution nnd traten in den Dienst
der konstitutionellen Monarchen. Die russischen Bourgeois wollen „aus
der Geschichte lernen" und „die Entwicklungsstadien abkürzen": sie wol-
len gleich die Revolution verraten, gleich zu Verrätern der Freiheit wer-
den. In ihren intimen Gesprächen wiederholt einer dem andern die Worte,
die Christus zu Judas sagte: Was du tust, das tue bald!

„Als die Delegierten in das Zimmer des Palais geführt wurden, in dem
der Zar erscheinen sollte", fährt Herr Gaston Leroux fort, „bemerkte
man plötzlich, daß der Revolutionär Petrunkewitsch keine Glacehand-
schuhe hatte. Der Oberst der Leibgarde Putjatin streifte schnell die seinen
ab und gab sie dem Revolutionär Petrunkewitsch."

Der Empfang begann. Fürst Trubezkoi hielt seine Rede. Wie Herr
Gaston Leroux berichtet, begann er mit dem Dank dafür, daß der Zar
„geruht habe, sie zu empfangen, und ihnen dami? sein Vertrauen bewiesen
habe". Fürst Trubezkoi versicherte (wohl im Namen der ganzen „kon-
stitutionell-demokratischen" oder ,,Oswoboshdenije"-Partei?), daß sie
„Männer der Ordnung und des Friedens" seien, daß „der Zar" von seinen
Ratgebern „getäuscht" werde. Die „mutigste" Stelle seiner Rede war die,
daß eine Vertreterversammlung nach Ständen, wie Bulygin sie plant, „un-
zulässig" sei... und was glaubt ihr wohl, weshalb?... weil „Sie, Majestät,
nicht der Zar der Adligen, der Kaufleute und der Bauern, sondern der
Zar von ganz Rußland sind". „Die Vertretung muß das ganze Volk ohne
Ausnahme einbeziehen." über die Resolution der Semstwoberatung, die
wir im Leitartikel brachten*, verlautete, wie auch zu erwarten war, kein
"Wort.

Herr Fjodorow hielt sich in seiner Rede an die finanzielle Seite der...
„Revolution in Glacehandschuhen". Der Staatshaushalt werde sich nach
dem Krieg um 300 bis 400 Millionen vergrößern, eine „enorme Anstren-

*~Siehe den vorliegenden Band, S. 523. Die Red.
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gung des Fortschritts und der Zivilisation" werde notwendig sein, und da-
zu bedürfe es der „Unabhängigkeit der Gesellschaft" und des „Appells
an alle begabten Männer aus dem Volk" (gewählt unter der Kontrolle
Trepows?).

Die Antwort des Zaren ist bekannt. „Nach der Beendigung seiner
Rede", telegrafiert Herr Gaston Leroux, „unterhielt sich der Zar sehr
freundlich mit jedem Delegierten. Er ging sogar so weit, daß er den be-
rühmten Revolutionär (Petrunkewitsch) fragte, ob er Adelsmarschall sei.
Als jener verneinte, drückte der Zar die Hoffnung aus, daß der Tag kom-
men werde, an dem er Adelsmarschall würde, und wandte sich dann einem
anderen Delegierten zu. Als der Zar das Zimmer verließ, wurden die
Delegierten in einen hinteren Raum des Palais geführt, wo ihnen ein Früh-
stück angeboten wurde, das ihrer Meinung nach etwa 75 Kopeken kosten
mochte. Aber immerhin waren die Delegierten zufrieden mit dem Ver-
lauf..." (Wenn auch nicht gleich die Ernennung zum Minister verspro-
chen wurde, so doch wenigstens zum Adelsmarschall! Andrassy hat ja
wahrscheinlich auch mit so etwas wie einem Adelsmarschall angefangen!)
„Sie hatten bereits begonnen, unzählige Telegramme in alle Welt zu
schicken" (darüber, daß nunmehr das Vertrauen zwischen Zar und „Volk"
wiederhergestellt sei?), „als ihnen der offizielle Text der Antwort des
Zaren mitgeteilt wurde. Groß war ihr Erstaunen, als sie darin den einzi-
gen wichtigen Satz, der auch nur irgend etwas zu versprechen schien, nicht
fanden. Der Satz: ,Mein kaiserlicher Wille, Volksvertreter einzuberufen,
ist unerschütterlich', war folgendermaßen wiedergegeben: ,Mein kaiser-
licher Wille ist unerschütterlich.' Die Delegierten sandten diesen offiziel-
len Text, den sie nicht annehmen konnten, sofort zurück. Heute warteten
sie mit einer gewissen Ungeduld auf jenen Text, der die Worte, die sie
alle gehört hatten, enthalten sollte. Einer der Delegierten sagte mir heute
abend" (das Telegramm des Herrn G. Leroux ist vom 20. (7.) Juni da-
tiert) „über diese sonderbare Wortverwechslung: Das ist keine Selbstherr-
schaft mehr, das ist regelrechte Taschenspielerei."

Nicht übel gesagt oder nicht übel erfunden, wenn Herr Leroux das alles
erfunden hat. Mit Taschenspielerei hat es auf jeden Fall zu tun, auch wenn
das Versprechen, Volksvertreter einzuberufen, in den offiziellen Text der
Rede aufgenommen werden sollte. Glacehandschuhe, und zwar die Glace-
handschuhe des Lakaien, sind das wahre Emblem des politischen Aktes



532 W. J. Lenin

der Herren Petrunkewitsch und Roditschew. Sie begannen ja selber mit
einem Taschenspielerkunststück, nicht nur in der Hinsicht, daß sie über
die Bedingungen der Audienz verhandelten, sondern auch in der, daß sie
ihre Resolution und ihre wirklichen Wünsche in die Tasche steckten, un-
gehörige Dinge über den Betrug des Zaren sprachen usw. usf. Sie dürfen
sich jetzt nicht darüber beschweren, daß man ihnen auf ihre Taschen-
spielerei mit Taschenspielerei geantwortet hat. Denn das Versprechen,
Volksvertreter überhaupt einzuberufen, bedeutet rein gar nichts und gibt
rein gar nichts, da es vollkommen freien Spielraum für eine „Verfassung"
ä la Bulygin und ä la Trepow und für alle möglichen Verschleppungen
läßt. Alles bleibt beim alten — nur haben die Liberalen, zum Narren ge-
halten wie dumme Jungen und durch das Versprechen eines Adels-
marschalltitels blamiert, der Selbstherrschaft einen Dienst erwiesen, indem
sie Telegramme mit dem Wort „Vertrauen" versandten und solche Be-
richte über die Audienz erstatteten, wie es z.B. HerrNikitin in der Peters-
burger Duma tat.

Wir möchten nicht die Rolle der Kassandra127 übernehmen. Wir möch-
ten nicht ein lächerliches und schmähliches Ende der russischen Revolution
prophezeien. Aber wir haben die Pflicht, den Arbeitern und dem ganzen
Volk offen und unverblümt zu sagen: Die Sache treibt einem solchen
Ende zu. Die konstitutionelle, angeblich demokratische Partei und alle
diese Herren Oswoboshdenzen treiben die Sache eben einem solchen
Ende zu, keinem anderen. Laßt euch durch das Prasseln und Tönen der
radikalen Oswoboshdenzenreden oder durch die Semstworesolutionen
nicht täuschen. Das sind gemalte Kulissen für das „Volk", hinter den Ku-
lissen aber wird eifrig gefeilscht. Die liberale Bourgeoisie versteht die
Rollen zu verteilen: den radikalen Schwätzer schickt man zu den Banketten
und Versammlungen, den gerissenen Geschäftsmann hingegen zu den Hof-
schranzen, um dort „den Boden vorzubereiten". Da aber die ganze Macht
nach wie vor und ungeschmälert in den Händen der Selbstherrschaft
bleibt, wird das unvermeidliche Ergebnis eines soldben Verlaufs der Dinge
eine „Verfassung" sein, die hundertmal mehr der Bulyginschen als der des
„Oswoboshdenije" ähnlich sein wird.

Das Schicksal der russischen Revolution hängt jetzt vom Proletariat ab.
Nur das Proletariat vermag diesem Kuhhandel ein Ende zu machen. Nur
das Proletariat kann durch eine erneute heldenhafte Anstrengung die
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Massen in Bewegung bringen, die schwankende Armee spalten, die Bauern-
schaft auf seine Seite ziehen und mit bewaffneter Hand die Freiheit für
das ganze Volk erringen, indem es die Feinde der Freiheit mitleidslos zer-
tritt und die selbstsüchtigen und wankelmütigen bürgerlichen Maulhelden
der Freiheit beiseite schiebt.

„Vroietari" "Nr. 5, Tiaäo dem Jext des „Proletari".
26. (13.) Juni 1905.
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OFFENER BRIEF AN DIE REDAKTION
DER „LEIPZIGER VOLKSZEITUNG"128

Werte Genossen!
In der Nummer 135 der „Leipziger Volkszeitung" schreibt Genosse

K. Kautsky über die Spaltung der russischen Sozialdemokratie. Wir müs-!
sen Sie bitten, unsere Antwort auf die Angriffe des Gen. Kautsky zu druk-
ken sowie auch uns zu gestatten, tatsächliche Unwahrheiten in dem er-
wähnten Artikel richtigzustellen. Wir werden so kurz wie möglich sein.

Kautsky sagt, „die deutsche Ausgabe der Resolutionen des eben abge-
haltenen russischen Kongresses konnte zu keinem ungelegeneren Zeit-
punkt erscheinen", die Resolutionen „müssen der Mehrzahl der Leser ein
ganz falsches Bild der Verhältnisse in der russischen Sozialdemokratie:
beibringen". Kautsky geht so weit, die deutschen Genossen aufzufordern/
diese Resolutionen nicht weiterzuverbreiten.

Wir gestatten uns darauf zu erwidern, daß nichts den deutschen Genos-
sen ein so richtiges Bild von den Verhältnissen in der russischen Sozial-
demokratie geben kann, wie die authentischen Resolutionen des dritten
Parteitags der SDAPR sowie auch die Resolutionen der von den Neuiskri-
sten besuchten „Konferenz".

Wir erklären, daß Kautsky einen großen Irrtum begeht, wenn er über
Dinge schreibt, die er im besten Fall nur vom Hörensagen kennt, und daß
seine Schilderung der Verhältnisse in der russischen Sozialdemokratie sehr
schief ist. Z. B. ist es einfach lächerlich, wenn Kautsky annimmt, daß „die
Resolutionen (des III. Parteitags der SDAPR) vielleicht jetzt schon ihre
Gültigkeit selbst für diejenigen, die sie faßten*, verloren haben". Eini-
gungsverhandlungen zwischen uns und den Neuiskristen gibt es genug und
gab es immer genug während der letzten 2—3 Monate, aber bis jetzt ist
das Resultat dieser Verhandlungen gleich Null.

* In der „Leipziger Volkszeitung" ist ein Druckfehler: „haßten".
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Wir protestieren energisch gegen den Versuch, unsere Stimme in der
deutschen sozialdemokratischen Presse mundtot zu machen mittels eines
so groben, mechanischen, unerhörten Mittels wie des Boykotts der Bro-
schüre, die nichts als eine Übersetzung der Resolutionen des dritten Par-
teitags der SDAPR enthält und die im Münchener Parteiverlag der Sozial-
demokratischen Partei Deutschlands (G. Birk & Co.) erschienen ist. Kaut-
sky hat kein Recht, über seine Unparteilichkeit zu sprechen. Er war immer
parteilich im jetzigen Kampfe innerhalb der russischen Sozialdemokratie.
Es war sein gutes Recht, natürlich. Aber wer parteilich ist, tut besser, nicht
zuviel über Unparteilichkeit zu sprechen, um nicht der Heuchelei geziehen
zu werden.

Kautsky schildert alle Resolutionen des III. Parteitags der SDAPR als
„Attacken Lenins und seiner Freunde gegen Plechanow und dessen
Freunde". Drei kleine Bemerkungen dazu. Erstens, von den 17 Resolutio-
nen berühren nur vier direkt oder indirekt unsere Gegner innerhalb der
SDAPR. Zweitens ist Plechanow jetzt aus der Redaktion der Iskra aus-
getreten. Siehe Nr. 101 der „Iskra". Das zeigt, wie wenig Kautsky von
unseren Verhältnissen versteht. Drittens bitten wir die deutschen Genos-
sen zu überlegen, welchen Eindruck es auf russische Sozialdemokraten
machen muß, wenn ein Mann mit der Autorität des Genossen Kautsky
in dieser Weise die Arbeiten des ganzen Parteitags herunterzureißen
sucht mit solcher „Schilderung": „Attacken Lenins und seiner Freunde"?
Was würde man in Deutschland von Leuten denken, die sich anmaßten,
die Verhandlungen meinetwegen des Dresdener Parteitags (ohne die Pro-
tokolle gelesen zu haben) so zu schildern: Attacken Kautskys und seiner
Freunde...?

Ein Wort der Warnung an alle deutschen Sozialdemokraten: Partei-
genossen! Betrachten Sie wirklich die SDAPR als Ihre Bruderpartei, dann
glauben Sie kein Wort davon, was Ihnen sogenannte unparteiliche Deut-
sche über unsere Spaltung erzählen. Fordern Sie nur Dokumente, authen-
tische Dokumente. Und vergessen Sie nicht: das Vorurteil ist weiter von
der Wahrheit entfernt als die Unkenntnis.

Mit sozialdemokratischem Gruß
Die Redaktion des Zentralorgans („Der Proletarier")
der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands
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PS. Die französischen Sozialisten verstehen unter der Unparteilichkeit
etwas anderes als die Deutschen. Soeben hat ihr Zentralorgan „Le Socia-
liste" die Übersetzung der Resolutionen des dritten Parteitags derSDAPR
als besondere Beilage gedruckt.

Qesdhrieben nadb dem i2. (25.) Juni 4905.

Zuerst veröffentlicht i93i !Nadh dem deutschsprachigen
im Lenin-Sammelband XVI. 7ext des Sammelbandes.
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EIN BILD DER PROVISORISCHEN REVOLUTIONÄREN
REGIERUNG

Situation: Der Zarismus in St. Petersburg geschlagen. Die absoluti-
stische Regierung gestürzt, geschlagen, aber nicht erschlagen, nicht totge-
schlagen, nicht vernichtet, nicht mit der Wurzel ausgerottet.

Die provisorische revolutionäre Regierung appelliert an das Volk.
Selbsttätigkeit der Arbeiter und Bauern. Vollständige Freiheit. Das
Volk ordnet selbst sein Leben. Trogramm der Regierung = vollständige
republikanische Freiheiten, Bauernkomitees zur völligen Umgestaltung
der Agrarverhältnisse. Das Programm der sozialdemokratischen Partei
eine Sache für sieb. Die Sozialdemokraten in der provisorischen Regie-
rung = Delegierte, Beauf tragte der sozialdemokratischen Partei.

Dann — konstituierende Versammlung. Wenn das Volk sich erhoben
hat, kann es...* (wenn auch vielleicht nicht sofort) die Mehrheit bilden
(Bauern und Arbeiter). Ergo**, revolutionäre Diktatur des Proletariats
und der Bauernschaft.

Rasender Widerstand der finsteren Kräfte. Der Bürgerkrieg auf dem
Höhepunkt — Vernidbtung des Zarismus.

Die Organisation des Proletariats wächst; Propaganda und Agitation
der Sozialdemokratie zehntausendfach gesteigert: alle Regierungsdrucke-
reien etc. etc. „Mit der Gründlichkeit der geschichtlichen Aktion wird
also der Umfang der Masse zunehmen, deren Aktion sie ist."***128

Die Bauernschaft hat selbst die Regelung aller Agrarverhältnisse, den
ganzen Grand und Boden in ihre Hände genommen. Dann wird die
Nationalisierung Tatsache.

* Ein Wort nicht zu entziffern. Die Red.
** Folglich. Die Red.

*** Die zitierten Worte bei Lenin deutsch. Der Tibers.

35 Lenin, Werke, Bd. 8
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Gewaltiges Wachstum der Produktivkräfte — die gesamte Dorfintelli-
genz, alle technischen Kenntnisse werden eingesetzt zur Hebung der land-
wirtschaftlichen Produktion, Befreiung von den Fesseln (Kulturreformer,
Volkstümler etc. etc.) . . . Gigantische Entwicklung des kapitalistischen
Fortschritts...

Krieg: Die Jestung geht aus einer Hand in die andere über. Entweder
stürzt die Bourgeoisie die revolutionäre Diktatur des Proletariats und der
Bauernschaft, oder diese Diktatur setzt Europa in Brand und dann...?

Will man die Frage der revolutionären Diktatur marxistisch behandeln,
so muß man sie auf eine Analyse des Kampfes der "Klassen zurück-
führen.

Ergo, welche hauptsächlichen gesellschaftlichen Kräfte kommen in Be-
tracht? Ordre de bataille*?

(a) die bürokratisch-militärisch-höfischen Elemente sind für den Abso-
lutismus, plus die unaufgeklärten Elemente des Volkes (ein sich rasch
zersetzendes Konglomerat, gestern noch allmächtig, morgen ohnmächtig).
(Innere dynastische etc. Auseinandersetzungen unvermeidlich.)

Organisation sehr stark, maximum

(/?) die mittlere und große gemäßigt-liberale Bourgeoisie.
/ Hierher zähle ich die liberalen Gutsbesitzer, die großen FinanzA

magnaten, die Kaufleute,Fabrikanten etc. etc. Das ist = 2** der)
\ Herren und Gebieter eines bürgerlichen Landes. „Die können alles."/

j - . . . Konflikte zwischen den Fraktionen unvermeidlich —
i . aber alle sind schon jetzt für eine Verfassung, morgen

dann erst recht.
Ideologische Führer in Hülle und Fülle aus den Reihen

der Beamten, der Gutsbesitzer, der Journalisten.

* Schlachtordnung. D<e Red.
** 2 (griech. Buchstabe) — in der Mathematik Bezeichnung für „Summe".

Der "übers.
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00 die kleinbürgerliche nnd bäuerliche Schicht. Dutzende von Millionen.
Das „Volk"
par excellence*

Organisation minimum Größte Unwissenheit,
größte Desorganisiertheit.

Ihre Lage ist am ausweglosesten, die unmittelbaren Vorteile von der
Revolution am größten. Höchste Unbeständigkeit (heute revolutionär,
morgen, nach geringfügigen Verbesserungen, für die Ordnung).

Demokratie. Ideologische Führer — sehr viel
demokratische Intelligenz.
„Typus" des Sozialrevolutionärs.

(8) das Proletariat.

sehr große Organisiertheit, Disziplin

Revolutionär. Kritisch eingestellt zur Kleinbourgeoisie. Weniger ideo-
logische Führer als bei allen übrigen, nur die sozialdemokratische Intelli-
genz und die sozialdemokratischen gebildeten Arbeiter. Im Vergleich zu
der vorhergehenden Schicht zahlenmäßig viel schwächer, aber Kampffähig-
keit** viel starker.

Objekt des Kampfes = Republik (darin inbegriffen alle demokra-
tischen Freiheiten, das Min imalprogramm und ernsthafte soziale
Reformen).

a — absolut dagegen.
ß — für eine Verfassung, gegen die Republik (H—H)- ((Element des

Kuhhandels.))
y — während der Revolution (nicht fest) für die Republik ((unbeständige

Elemente des Kampfes)).
S — voll und ganz für die Republik.

Qesdhrieben Juni-Juli 1905.

Zuerst veröjfentUdht 1926 TJadh dem Manuskript.
im Lenin-Sammelband V.

* schlechthin. Die Jied.
** „Kampffähigkeit" bei Lenin deutsch. Der Tibers,

35*
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DER KAMPF DES PROLETARIATS
UND DER SERVILISMUS DER BOURGEOISIE

Aufstand und bewaffnete Barrikadenkämpfe in Lodz, Blutbad in Iwa-
nowo-Wosnessensk, allgemeine Streiks und Schießerei auf die Arbeiter
in Warschau und in Odessa, schimpfliches Ende der Komödie mit der
Semstwodelegation — das sind die wichtigsten politischen Ereignisse der
vergangenen Woche. Fügt man hinzu, was die Genfer Blätter heute (am
28. [15.] Juni) melden: Bauernunruhen im Kreis Lebedin, Gouvernement
Charkow, die Zerstörung von fünf Herrengütern und die Entsendung von
Truppen dorthin — so spiegelt sich in den Ereignissen einer Woche der
Charakter aller grundlegenden gesellschaftlichen Kräfte wider, der jetzt
während der Revolution so offen und deutlich zutage tritt.

Das Proletariat befindet sich in ständiger Wallung, besonders seit dem
9. Januar,- es läßt dem Feind keinen ruhigen Augenblick, wobei es als
Hauptangriffsmittel den Streik verwendet, sich in direkte Zusammen-
stöße mit der bewaffneten Macht des Zarismus nicht einläßt und seine
Kräfte für den großen Entscheidungskampf vorbereitet. In den industriell
am meisten entwickelten Gegenden, wo die Arbeiter politisch am reifsten
sind, wo sich zur wirtschaftlichen und allgemeinen politischen Unterdrük-
kung noch die nationale Unterdrückung gesellt, handeln die Polizei und
die Truppen des Zarismus besonders herausfordernd, provozieren sie die
Arbeiter geradezu. Und die Arbeiter, auch jene, die nicht zum Kampf
vorbereitet waren, auch jene, die sich zunächst nur auf die Verteidigung
beschränkten, führen uns — wir denken hierbei hauptsächlich an das Pro-
letariat von Lodz — nicht nur ein neues Beispiel des revolutionären En-
thusiasmus und Heldenmuts, sondern auch der höheren Formen des
Kampfes vor Augen. Ihre Bewaffnung ist noch schwach, äußerst schwach,
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ihr Aufstand ist immer noch ein Teilaufstand, ohne Verbindung mit der
allgemeinen Bewegung, und dennoch machen sie einen Schritt vorwärts,
überziehen sie mit ungeheurer Geschwindigkeit die Straßen der Stadt mit
Dutzenden von Barrikaden, fügen den Truppen des Zarismus beträcht-
liche Verluste zu und setzen sich in einzelnen Häusern erbittert zur Wehr.
Der bewaffnete Aufstand wächst in die Tiefe und in die Breite. Die neuen
Opfer der zaristischen Henker — in Lodz sind an die 2000 Menschen ge-
tötet oder verwundet worden — entzünden in neuen Zehntansenden und
Hunderttausenden von Staatsbürgern flammenden Haß gegen die fluch-
beladene Selbstherrschaft. Die neuen bewaffneten Kämpfe zeigen immer
anschaulicher, daß der bewaffnete Entscheidungskampf des Volkes gegen
die bewaffneten Kräfte des Zarismus unvermeidlich ist. Die einzelnen
Ausbrüche fügen sich immer deutlicher zu dem Bild einer in ganz Ruß-
land auflodernden Feuersbrunst zusammen. Der proletarische Kampf er-
faßt neue, die rückständigsten Bezirke, und der Eifer der Zarenschergen
dient nur der Revolution, da er die ökonomischen Zusammenstöße zu
politischen werden läßt, den Arbeitern überall an ihrem eigenen Schicksal
die unbedingte Notwendigkeit des Sturzes der Selbstherrschaft klarmacht
und sie zu künftigen Helden und Kämpfern des Volksaufstands erzieht.

Bewaffneter Volksaufstand! Immer näher führen die Ereignisse selbst,
führt der elementare Prozeß der sich ausbreitenden und verschärfenden
revolutionären Bewegung an diese Losung heran, die von der Partei des
Proletariats in Gestalt des III. Parteitags der Sozialdemokratischen Ar-
beiterpartei Rußlands mit solcher Entschiedenheit ausgegeben wurde.
Mögen daher alle Schwankungen und Zweifel schnellstens überwunden
werden, möge jeder recht bald erkennen, wie unsinnig, wie unwürdig
heute alle Versuche sind, dieser unaufschiebbaren Aufgabe, der tatkräf-
tigsten Vorbereitung des bewaffneten Aufstands, auszuweichen, wie ge-
fährlich jede Verzögerung ist und wie dringend notwendig die Vereini-
gung, die Zusammenfassung der überall ausbrechenden Teilaufstände ist.
Einzeln sind diese Ausbrüche machtlos. Die organisierte Macht der zari-
stischen Regierung kann die Aufständischen nacheinander niederschlagen,
wenn die Bewegung ebenso spontan-langsam wie bisher von einer Stadt
auf die andere, von einem Bezirk auf den anderen übergreift. Vereinigt
aber können diese Ausbrüche sich zu einem mächtigen revolutionären
Feuerstrom vereinigen, dem keine Macht der Welt widerstehen wird. Und
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diese Vereinigung kommt, sie kommt auf Tausenden Wegen, die wir nicht
kennen und nicht ahnen. An diesen einzelnen Ausbrüchen und Kämpfen
lernt das Volk, was Revolution ist — unsere Sache ist es nur, nicht hinter
den Aufgaben der Stunde zurückzubleiben, stets imstande zu sein, die
nächstfolgende, höhere Stufe des Kampfes aufzuzeigen, die Erfahrungen
und Lehren der Vergangenheit und der Gegenwart zu verwerten und die
Arbeiter und Bauern immer nachdrücklicher und eindringlicher aufzufor-
dern, vorwärts, immer weiter vorwärts zu stürmen, bis zum vollständigen
Sieg des Volkes, bis zur vollständigen Vernichtung des absolutistischen
Gesindels, das jetzt mit der Verzweiflung eines zum Tode Verurteilten
kämpft.

: Wie oft fanden sich innerhalb der Sozialdemokratie, besonders auf
ihrem Intellektuellenflügel, Leute, die die Aufgaben der Bewegung zu
degradieren suchten, die aus Kleinmut den Glauben an die revolutionäre
Energie der Arbeiterklasse verloren hatten. Manche glauben auch heute
noch, daß das Proletariat, da die demokratische Umwälzung ihrem sozia-
len und ökonomischen Charakter nach eine bürgerliche ist, nicht danach
streben dürfe, in dieser Umwälzung die führende Rolle zu spielen, aufs
energischste daran teilzunehmen und die fortschrittlichen Losungen des
Sturzes der Zarenmacht und der Errichtung einer provisorischen revolu-
tionären Regierung aufzustellen. Die Ereignisse belehren auch diese rück-
ständigen Leute. Die Ereignisse bestätigen die kämpferischen Schluß-
folgerungen, die sich aus der revolutionären Theorie des Marxismus er-
geben. Der bürgerliche Charakter der demokratischen Revolution bedeu-
tet nicht, daß sie nur der Bourgeoisie nützlich sein kann. Im Gegenteil, am
nützlichsten und notwendigsten ist sie dem Proletariat und der Bauern-
schaft. Die Ereignisse zeigen immer anschaulicher, daß nur das Proleta-
riat fähig ist zum entscheidenden Kampf für die vollständige Freiheit, für
die Republik, im Gegensatz zur Unzuverlässigkeit und Wankelmütigkeit
der Bourgeoisie. Das Proletariat kann sich an die Spitze des gesamten
Volkes stellen und die Bauernschaft für sich gewinnen, die von der Selbst-
herrschaft nichts als Unterdrückung und Gewalttaten und von den bür-
gerlichen Volksfreunden nichts als Verrat und Treubruch zu erwarten hat.
Das Proletariat wird schon allein durch die Lage, die es als Klasse in der
modernen Gesellschaft einnimmt, befähigt, früher als alle übrigen Klas-
sen zu erkennen, daß die großen historischen Fragen letzten Endes nur
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durch Gewalt entschieden werden, daß die Freiheit nicht ohne größte
Opfer zu erringen ist, daß der bewaffnete Widerstand des Zarismus mit
bewaffneter Hand gebrochen und niedergerungen werden muß. Andern-
falls werden wir von der Freiheit nichts zu sehen bekommen, andernfalls
erwartet Rußland das Schicksal der Türkei, ein langwieriger, qualvoller
Abstieg und Zerfall, qualvoll insbesondere für alle werktätigen und aus-
gebeuteten Volksmassen. Mag die Bourgeoisie sich erniedrigen und liebe-
dienern, mag sie in ihrem Streben nach einer erbärmlichen Parodie auf
die Freiheit feilschen und um Almosen betteln. Das Proletariat wird den
Kampf aufnehmen und die durch die niederträchtigen und unerträglichen
Zustände der Leibeigenschaft und Entwürdigung gepeinigte Bauernschaft
mit sich reißen, es wird vorwärts marschieren bis zur vollständigen Frei-
heit, die nur das bewaffnete Volk, gestützt auf die revolutionäre Macht,
erfolgreich verteidigen kann.

Die Sozialdemokratie hat die Losung des Aufstands nicht unüberlegt
ausgegeben. Sie hat stets die revolutionäre Phrase bekämpft und wird sie
auch weiter bekämpfen, sie wird eine nüchterne Einschätzung der Kräfte
und eine nüchterne Analyse der Lage fordern. Die Sozialdemokratie
spricht schon seit 1902 von der Vorbereitung des Aufstands, ohne jemals
diese Vorbereitung mit der sinnlosen künstlichen Inszenierung von Put-
schen zu verwechseln, die unsere Kräfte nur unnütz vergeuden würde.
Und erst jetzt, nach dem 9. Januar, hat die Arbeiterpartei die Losung des
Aufstands auf die Tagesordnung gesetzt, hat sie die Notwendigkeit des
Aufstands und die Dringlichkeit der Aufgabe, zum Aufstand zu rüsten,
betont. Die Selbstherrschaft selber hat diese Losung zur praktischen Lo-
sung der Arbeiterbewegung gemacht. Die Selbstherrschaft hat den ersten
umfassenden Massenunterricht im Bürgerkrieg erteilt. Dieser Krieg hat
begonnen und nimmt immer breiteren Umfang, immer schärfere Formen
an. Wir haben lediglich seine Lehren zu verallgemeinern, den ganzen gro-
ßen Sinn des Wortes „Bürgerkrieg" zu erläutern, aus den einzelnen
Schlachten dieses Krieges praktische Hinweise zu gewinnen, die Kräfte
zu organisieren, unmittelbar und sofort alles vorzubereiten, was für einen
wirklichen Krieg notwendig ist.

Die Sozialdemokratie fürchtet sich nicht, der Wahrheit ins Auge zu
sehen. Sie kennt die Verräternatur der Bourgeoisie. Sie weiß, daß die
Freiheit dem Arbeiter nicht Ruhe und Frieden bringen wird, sondern einen
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neuen, noch gewaltigeren Kampf, den Kampf für den Sozialismus, den
Kampf gegen die jetzigen bürgerlichen Freunde der Freiheit. Aber nichts-
destoweniger — und gerade deswegen — ist die Freiheit für die Arbeiter
unbedingt notwendig, ist sie für sie notwendiger als für irgend jemand
sonst. Nur die Arbeiter sind fähig, an der Spitze des Volkes für die voll-
ständige Freiheit, für die demokratische Republik zu kämpfen — und sie
werden für sie kämpfen auf Leben und Tod.

Zwar sind noch große Massen des Volkes unwissend und eingeschüch-
tert, eine gewaltige Arbeit muß noch geleistet werden, um das Klassen-
bewußtsein der Arbeiter zu entwickeln, ganz zu schweigen von der
Bauernschaft. Doch seht nur, wie rasch sich der gestrige Sklave aufrichtet,
wie in schon halberloschenen Augen der Funke der Freiheit aufleuchtet.
Seht die Bauernbewegung. Sie ist zersplittert, unbewußt, über ihren Um-
fang und ihren Charakter kennen wir nur Brocken der Wahrheit. Aber
eins steht für uns fest: Der klassenbewußte Arbeiter und der sich zum
Kampf erhebende Bauer werden sich verstehen, sobald sie nur ein paar
Worte miteinander gewechselt haben, jeder Strahl des Lichts wird sie
enger miteinander verbinden zum Kampf für die Freiheit, sie werden
dann ihre Revolution nicht der verächtlich-feigen und eigennützigen Bour-
geoisie und den Gutsbesitzern überlassen, jene demokratische Revolution,
die Land und Freiheit geben kann und alle in der bürgerlichen Gesell-
schaft denkbaren Erleichterungen des Lebens zu geben vermag, die die
Werktätigen zum weiteren Kampf für den Sozialismus brauchen. Seht
euch das zentrale Industriegebiet an. Ist es etwa lange her, seit uns dieses
Gebiet in tiefen Schlaf versunken schien, seit man dort nur eine verein-
zelte, zersplitterte, an Ausdehnung geringe Gewerkschaftsbewegung für
möglich hielt? Und jetzt ist dort bereits der Generalstreik aufgelodert.
Zehntausende und Hunderttausende haben sich erhoben und erheben sich.
Ungewöhnlich rasch entfaltet sich die politische Agitation. Die dortigen
Arbeiter stehen natürlich noch weit zurück hinter dem heldenmütigen
Proletariat des heldenmütigen Polen, doch die Zarenregierung klärt sie
schnell auf, zwingt sie rasch, „Polen einzuholen".

Nein, der allgemeine bewaffnete Volksaufstand ist kein Traum und der
Gedanke an den vollständigen Sieg des Proletariats und der Bauernschaft
in der jetzigen demokratischen Revolution kein leerer Wahn. Welche ge-
waltigen Perspektiven würde ein solcher Sieg dem europäischen Proleta-
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riat eröffnen, das nun schon seit vielen Jahren in seinem Streben nach
Glück von der militärischen und junkerlichen Reaktion künstlich gehemmt
wird! Der Sieg der demokratischen Revolution in Rußland wird das Si-
gnal sein für den Beginn der sozialistischen Revolution, für einen neuen
Sieg unserer Brüder, der klassenbewußten Proletarier in allen Ländern.

Wie widerwärtig und armselig wirkt da, verglichen mit dem macht-
vollen und heldenhaften Kampf des Proletariats, das treuuntertänige
Auftreten der Semstwoleute und „Oswoboshdenzen" in der berühmten
Audienz bei Nikolaus II.! Die Komödianten erhielten die verdiente Strafe.
Noch ist die Tinte nicht trocken, mit der sie ihre unterwürfig-begeisterten
Berichte über die gnädigen Worte des Zaren schrieben, und schon zeigt
sich jedermann die wahre Bedeutung dieser Worte in neuen Taten. Die
Zensur wütet. Die Zeitung „Rus"130 wurde verboten, nur weil sie eine
mehr als bescheidene Adresse abgedruckt hatte. Es blüht und gedeiht die
Diktatur der Polizei mitTrepow an der Spitze. Offiziell werden die Worte
des Zaren in dem Sinne kommentiert, daß er eine beratende Versamm-
lung von Volksvertretern versprochen habe, wobei die altherkömmliche
und „bodenständige" Selbstherrschaft unangetastet bleibt!

Es zeigt sich, daß Fürst Meschtscherski im „Grashdanin" mit seiner
Einschätzung des Empfangs der Delegation recht hatte. Nikolaus habe es
verstanden, den Semstwoleuten und Liberalen „donner le change", schrieb
er. Nikolaus habe es verstanden, sie hinters Cidht zu führen!

Was wahr ist, ist wahr! Die Führer der Semstwoleute und Oswobosh-
denzen sind hinters Licht geführt worden. Das geschieht ihnen recht. Es
ist die wohlverdiente Strafe dafür, daß sie so knechtisch aufgetreten sind,
daß sie ihre wirklichen Beschlüsse und Gedanken über die Verfassung
verheimlichten, daß sie als Antwort auf die jesuitische Rede des Zaren
niederträchtig schwiegen. Sie feilschten und feilschen immer noch, sie er-
streben eine für die Bourgeoisie „ungefährliche" Parodie auf die Freiheit.
Schipow feilscht mit Bulygin, Trubezkoi feilscht mit Schipow, Petrunke-
witsch und Roditschew feilschen mit Trubezkoi, Struve feilscht mit Pe-
trunkewitsch und Roditschew. Sie feilschen und einigen sich „provisorisch"
auf das rein Schipowsche Programm der Semstwodelegation. Diese Krä-
mer erhielten die richtige Antwort... einen Fußtritt mit dem Militär-
stiefel.

Wird diese schändliche Blamage der Führer des russischen bürgerlichen
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„Oswoboshdenzentums" nicht endlich der Anfang vom Ende sein? Soll-
ten sich diejenigen, die fähig sind, aufrichtige und ehrliche Demokraten
zu sein, auch jetzt noch nicht von dieser famosen „konstitutionell-demo-
kratischen Partei" abwenden? Sollten sie nicht begreifen, daß sie sich
hoffnungslos blamieren und die Sache der Revolution verraten, wenn sie
eine „Partei" unterstützen, in der die „Semstwofraktion" vor der Selbst-
herrschaft und der „Bund der Befreiung" vor der Semstwofraktion auf
dem Bauche liegt?

Wir begrüßen das Finale der Semstwodelegation! Die Maske ist ge-
fallen. Entscheidet euch, ihr Herren Gutsbesitzer und ihr Herren Bour-
geois. Entscheidet euch, ihr Herren Gebildeten und Mitglieder aller mög-
lichen „Bünde". Für die Revolution oder für die Konterrevolution? Für
die Freiheit oder gegen die Freiheit? Wer wirklich Demokrat sein will,
der muß kämpfen, der muß mit den Kriechern und mit den Verrätern
brechen, der muß eine ehrliche Partei ins Leben rufen, die sich und ihre
Überzeugungen achtet, der muß sich entschlossen und unabänderlich auf
die Seite des bewaffneten Aufstands stellen. Wer aber das Diplomatisie-
ren, das Verschweigen seiner wahren Meinung, den Kuhhandel und das
Scharwenzeln fortsetzen will, wer weiter mit Worten drohen will, denen
niemand glaubt, und über einen versprochenen Adelsmarschallposten
durch den vergötterten Monarchen in Entzücken gerät—der muß durch die
allgemeine Verachtung der Anhänger der Freiheit öffentlich gebrandmarkt
werden.

Nieder mit den bürgerlichen Verrätern der Freiheit!
Es lebe das revolutionäre Proletariat! Es lebe der bewaffnete Aufstand

für die vollständige Freiheit, für die Republik, für die ureigensten, bren-
nendsten Interessen des Proletariats und der Bauernschaft!

„Proletari" "Nr. 6, . . ' Naäi dem 7ext des „Proletari".
3. 'Juli (2O.JtmO 1905.
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Aus den Resolutionen des III. Parteitags der SDAPR ist allen Genossen
bekannt, welche Stellung in prinzipieller und organisatorischer Hinsicht
wir zu der sogenannten Minderheit oder den Neuiskristen einzunehmen
haben. Der III. Parteitag, der die Notwendigkeit des ideologischen Kamp-
fes gegen die Überbleibsel des „Ökonomismus" betonte, hielt den Eintritt
von Anhängern der Minderheit in die Parteiorganisationen unter der
Bedingung für möglich, daß sie die Parteitage anerkennen und sich der
Parteidisziplin fügen. Wird diese Bedingung nicht erfüllt, so sind alle
Gruppen der „Minderheit "als außerhalb der Partei stehend zu betrach-
ten, wobei praktische Vereinbarungen mit ihnen nach dem Ermessen des
ZK und der Lokalkomitees selbstverständlich zulässig sind, und zwar nach
denselben Grundsätzen wie die Vereinbarungen mit dem „Bund" usw.

Zur Zeit können wir den Genossen nur einige Mitteilungen über den
ausländischen Teil der von der Partei abgespaltenen Minderheit machen.
Das ZK sandte sofort nach dem Parteitag sowohl der „Liga" als auch den
Leitern des technischen Apparats und der Parteikasse Briefe, in denen
jene gebeten wurde, sich über ihre Stellung zum III. Parteitag zu äußern,
während diese ersucht wurden, das Parteivermögen dem ZK zu über-
geben. Auf keinen dieser Briefe erfolgte eine Antwort. Die Neuiskristen
möchten gern im Namen der Gesamtpartei die Parteidruckerei und das
Lager benutzen, Geld von der deutschen Sozialdemokratie und überhaupt
vom Ausland bekommen, aber der Partei über die Verwendung des Par-
teivermögens und über die Verausgabung der Parteigelder Rechenschaft
geben, das wollen sie nicht. Ein solches Verhalten zu kommentieren hal-
ten wir für überflüssig.
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In dem Artikel über den III. Parteitag („Proletari" Nr. 1 *) äußerten
wir den Wunsch, daß sich der abgespaltene Teil der Partei wenigstens
recht bald so geschlossen wie möglich organisieren möge; dann wären ein-
zelne Vereinbarungen leichter zu bewerkstelligen und der Weg zur künf-
tigen Einheit klarer. Leider erweist sich auch dieser unser Wunsch als fast
unerfüllbar. Die Resolutionen der „Konferenz" der Minderheit sind jetzt
veröffentlicht (siehe die äußerst interessante Broschüre „Die erste gesamt-
russische Konferenz der Parteifunktionäre", Sonderbeilage zu Nr. 100
der „Iskra", sowie Nr. 100 der „Iskra"). Wir empfehlen dringend allen
Parteiorganisationen, sich diese Broschüre anzusehen, denn besseres Ma-
terial für den ideologischen Kampf gegen den abgespaltenen Teil der Par-
tei könnten wir uns gar nicht vorstellen. Diese Resolutionen offenbaren
die völlige Unfähigkeit der Minderheit, auch nur ihre eigenen Anhänger
zu organisieren. Sie konnten nicht einmal ihre eigene Konferenz einberu-
fen; ihre Konferenz haben wir, das Büro der Komitees der Mehrheit und
das ZK, durch die Ankündigung des III. Parteitags einberufen. Die Dele-
gierten der menschewistischen Organisationen reisten im Auftrag ihrer
Organisationen zum Parteitag und gerieten in die Konferenz! Die Konfe-
renz beschloß, die Beschlüsse des III. Parteitags nicht anzuerkennen — und
das vom II. Parteitag angenommene Parteistatut außer Kraft zu setzen!
Die Konferenz konnte sich nicht als Parteitag konstituieren — ihre Be-
schlüsse sind Beschlüsse einer beratenden Versammlung, die von jeder
einzelnen Organisation bestätigt werden müssen. Eine vollständige Liste
der Konferenzteilnehmer fehlt, Protokolle sind ebenfalls nicht vorhanden.
Die Organisationen der Minderheit können also auf die Frage, ob sie
diese oder jene Resolution anerkennen, nur mit Ja oder Nein antworten.
Auf diese Weise werden die beschließenden Stimmen abgegeben, ohne
daß die Möglichkeit besteht, die Texte der Resolutionen zu ändern, und
ohne daß die Abstimmenden den ganzen Verlauf der Debatten über die
Resolutionen vor Augen haben. Wie diese beschließenden Stimmen zu-
sammengezählt werden sollen, die ja unter Umständen bei der Bestätigung
des einen Teils einer Resolution und der Ablehnung des anderen Teils
differieren können, mag Allah wissen. Wir haben es hier mit dem Prinzip
der bonapartistischen Plebiszite zu tun, im Gegensatz zu dem in der inter-
nationalen Sozialdemokratie allgemein üblichen Prinzip der demokra-

*~Siehe den vorliegenden Band, S. 441/442. Die Red.
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tischen Vertretung. Bei uns beraten und beschließen demokratisch ge-
wählte und rechenschaftspflichtige Vertreter der vollberechtigten Organi-
sationen. Bei ihnen beraten Vertreter plus Gäste und machen Vorschläge,
die vollberechtigten Organisationen aber sagen nachträglich ja oder nein.
Man kann sich kaum ein System vorstellen, das geeigneter wäre, die So-
zialdemokraten zu desorganisieren. In der Praxis artet dieses Plebiszit-
system stets in eine Komödie aus.

Das von der Konferenz angenommene und aus 13 Paragraphen be-
stehende „Organisationsstatut" ist in seiner Art eine Perle. Da wird ein
Parteigebäude errichtet, das aus sechs Stockwerken besteht, in folgender
Reihenfolge von unten nach oben: 1. leitendss Kollektiv, 2. Komitee,
3. Gebietstagung, 4. Gebietskomitee. 5. Konferenz und 6. Vollzugskom-
mission. Im allgemeinen wählt das untere Kollegium das höhere. Die Be-
ziehungen zwischen dem leitenden Kollektiv und dem Komitee werden
jedoch nicht durch das Prinzip der Wahl bestimmt, sondern durch das
Prinzip der „Vereinbarung", wie die Neuiskristen glauben, oder durch
das Prinzip der „Konfusion", wie uns scheint. Einerseits gehört das ganze
Komitee dem leitenden Kollektiv an, zusammen mit allen Mitgliedern
nicht nur der Bezirkskomitees, sondern auch der „Gruppen, die unter be-
sonderen Schichten der Bevölkerung arbeiten". Anderseits „gehört dem
Bezirkskomitee auch ein Vertreter des Komitees an"!! Einerseits müssen
alle wesentlichen Beschlüsse vom leitenden Kollektiv ausgehen, anderseits
handelt das Komitee in dringenden Fällen selbständig, „vor der Befra-
gung (!) der Bezirkskomitees". Drittens „ist das Komitee verpflichtet,über
seine Tätigkeit den Bezirkskomitees periodisch Bericht zu erstatten".
Spricht die Mehrheit der Mitglieder der Bezirkskomitees dem Komitee
das Mißtrauen aus, wird das Komitee „auf Grund einer gegenseitigen
Vereinbarung zwischen dem Gebietskomitee und den Bezirkskomitees"
reorganisiert. Die Rechte ebenso wie die Zusammensetzung der anderen
Parteiorganisationen (darunter auch des Bezirkskomitees) sind überhaupt
nicht festgesetzt. Der Begriff der Parteimitgliedschaft, um den die Men-
schewiki auf dem II. Parteitag grundsätzlich kämpften, ist vollständig über
Bord geworfen! Bisher galt das Prinzip der „Vereinbarung" zwischen
Mitgliedern einer und derselben Organisation oder Partei, die sich über
alle wesentlichen Fragen des Programms und der Taktik einig sind, als
Prinzip des Anarchismus. Die Sozialdemokraten der ganzen Welt hielten
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und halten sich in solchen Fällen an das Prinzip der Unterordnung der
Minderheit unter die Mehrheit. Die Neuiskristen wollen der Welt ein
unvergängliches Beispiel dafür bieten, wie diese zwei Prinzipien im „poe-
tischsten" Durcheinander vermengt werden können. Vor kurzem fiel uns
zufällig ein Exemplar einer deutschen Zeitung in die Hände/ mit dem
Wahlspruch „Weder Autorität noch Majorität". Ein Prinzip, das der neu-
iskristischen „Organisation als Prozeß" verwandt ist. Diese Zeitung ist
das Organ der deutschen Anarchisten: „Der Anarchist".

Bei der Wahl der Zentralleitung (des „Organs, das die ganze Partei-
arbeit zusammenfaßt") ziehen die Neuiskristen den direkten Wahlen in-
direkte, eine Wahl durch Wahlmänner, vor. Die Vollzugskommission
wird nicht direkt durch Vertreter der leitenden Kollektive gewählt, son-
dern vermittels einer vierstufigen Wahl! Weshalb plötzlich diese Abnei-
gung gegen direkte Wahlen, weiß Allah allein. Manche denken: ob nicht
etwa das Beispiel des Herrn Struve, der für das Oberhaus zwar allgemeine,
aber keine direkten Wahlen festsetzen will, auf die Neuiskristen abge-
färbt hat? Wie diese vierstufigen Wahlen eigentlich durchgeführt werden
sollen — auch das weiß nur Allah, denn im „Statut" ist darüber kein Wort
gesagt.

Selbstverständlich wäre es lächerlich, dieses Statut, dessen Reize wir
noch lange nicht erschöpft haben, ernst zu nehmen. Es wird nie zur An-
wendung kommen. Dieses sechsstöckige Vehikel — auch wenn es gelingen
sollte, so ein Ding aufzubauen — wird nie vom Fleck kommen. Dieses
Statut hat keine praktische, wohl aber eine prinzipielle Bedeutung. Es ist
eine prächtige, unübertroffene Illustration zu der berühmten Theorie von
der „Organisation als Prozeß". Nun muß sogar ein Blinder sehen, daß
die „Organisation als Prozeß" Desorganisation bedeutet. Bisher waren
die Menschewiki ihren Opponenten, dem II. Parteitag und den von ihm
geschaffenen Organen gegenüber als Desörganisatoren aufgetreten. Jetzt
treten die Menschewiki ihren eigenen Gesinnungsgenossen gegenüber als
Desörganisatoren auf. Das heißt schon wirklich die Desorganisation zum
Prinzip erheben.

Es wundert uns nicht, daß die Menschewiki mit der Verletzung ihres
eigenen Statuts begonnen haben. Eine Einteilung Rußlands in Gebiete
haben sie nicht vorgenommen. Eine Vollzugskommission wurde nicht ge-
wählt, nicht einmal provisorisch, bis zur Bestätigung der Komitees und
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Organisationen. Die Konferenz wählte eine im Statut nicht vorgesehene
Organisationskommission und gab ihr besondere Aufträge! Jetzt sind so-
gar provisorische und partielle Vereinbarungen mit den Menschewiki
furchtbar erschwert, weil diese Organisationskommission keine offizielle
Stellung einnimmt und ihre Schritte keine entscheidende Bedeutung haben
können. Wer mit den Menschewiki in Beziehung treten will, muß sich der
Mühe unterziehen, mit jeder einzelnen Organisation in Verbindung zu
treten und sogar mit jedem einzelnen „Pan", der sein „Liberum veto*"
einlegen kann!

Schließlich ist es besonders erstaunlich, daß im „Statut" der Minder-
heit die Parteiorgane und überhaupt die Parteiliteratur mit völligem Still-
schweigen übergangen werden. Die Organe sind da („Iskra", „Sozial-
demokrat"131) und werden da sein, aber das von der Konferenz ange-
nommene „Statut" setzt keine Verbindung zwischen ihnen und der Partei
fest. Das ist ungeheuerlich, aber wahr. Die Publizisten stehen außerhalb
der Partei, stehen über der Partei. Keine Kontrolle, keine Rechenschaft,
keine materielle Abhängigkeit. Ähnlich wie in den schlimmsten Zeiten
des Opportunismus der französischen Sozialisten: die Partei für sich und
die Publizisten für sich. Von diesem Standpunkt dürfte vielleicht folgen-
der Beschluß der Konferenz, nämlich die Resolution über die Partei(?)-
literatur nicht zufällig sein: „Die Konferenz erachtet es für notwendig:
1. daß die Organisationskommission Maßnahmen trifft, um den Partei-
publizisten mehr Möglichkeiten zu verschaffen, in der legalen Presse einen
Kampf für die theoretischen Grundsätze der Partei zu führen." Gewisser-
maßen das Urbild der menschewistischen Organisation: eine Gruppe von
nicht verantwortlichen und „unabhängigen", von unersetzlichen und un-
absetzbaren „Parteipublizisten". Und neben ihnen eine Kommission,
deren Sorge.. . die Herausgabe legaler Schriften ist!

Es fällt schwer, über diesen Organisationstypus mit dem nötigen Ernst
zu sprechen. Je näher die Revolution, je näher die Möglichkeit eines
öffentlichen Auftretens der Sozialdemokraten in der „legalen" Presse ge-
rückt ist, um so strenger muß die Partei des Proletariats das Prinzip der
unbedingten Verantwortlichkeit der „Parteipublizisten" vor der Partei,
ihrer Abhängigkeit von der Partei, wahren.

* Das im 17. und 18. Jahrhundert in Polen jedem Mitglied des Sejm zu-
stehende freie Einspruchsrecht. Der Tibers.
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Was die taktischen Resolutionen der Konferenz anbelangt, so bestäti-
gen sie vorzüglich die Erklärung des III. Parteitags über die Schattierun-
gen der Sozialdemokraten, die „dem Ökonomismus verwandt sind" und
über die „Hemmung des Schwungs der Parteiarbeit". Von der unglaub-
lich nachlässigen redaktionellen Bearbeitung der Resolutionen, die mehr
flüchtig hingeworfenen Gedanken, Aphorismen, Betrachtungen und Frag-
menten von ersten Entwürfen gleichen, wollen wir schon gar nicht spre-
chen. In dieser Hinsicht kann nur das „Programm des ,Bundes der Be-
freiung' " mit den Resolutionen der Konferenz konkurrieren. Wir haben
es nicht mit präzisen, klaren Direktiven zu tun, die von der obersten Par-
teikörperschaft gegeben werden, sondern mit.. . Stilübungen einiger
Parteipublizisten.

Nehmen wir ihren Inhalt. Zur brennenden Frage des Aufstands wird
uns nicht gesagt, daß er „notwendig" geworden ist, daß man nicht nur
seine politische Bedeutung, sondern auch seine „praktisch-organisatorische
Seite" erläutern muß, daß man zu diesem Zweck das „Proletariat organi-
sieren" und „soweit erforderlich, besondere Gruppen bilden" muß (Re-
solution des III. Parteitags). Nein. Da wird zuerst gesagt, daß die Mög-
lichkeit, den Aufstand für einen bestimmten Termin festzusetzen und
ihn durch konspirativ-organisatorische Mittel vorzubereiten, „ausgeschlos-
sen" sei, und dann bekommt man zu lesen, daß bei einer Verbreiterung
der Agitation und Organisation die Verwandlung der spontanen Bewe-
gungen in „planmäßige Aufstände" möglich sei. Und dieses verworrene
Zeug soll die ideologische Anleitung der Partei des Proletariats sein! Der
dritte Parteitag der SDAPR wiederholt und bekräftigt alle alten Wahr-
heiten über die Propaganda'; die Agitation, die allgemeindemokratische
Bewegung usw., aber er fügt dem eine neue Aufgabe hinzu-. Organisie-
rung des Proletariats für den Aufstand, Erläuterung der „praktisch-
organisatorischen Seite" der neuen Methoden des Kampfes, des Entschei-
dungskampfes um die Freiheit. Die Konferenz spricht nur von der
„Vorbereitung des Aufstands" im allgemeinen, sie wiederholt nur Alt-
bekanntes über Agitation und Organisation überhaupt, sie wagt es nicht,
irgendeine neue Aufgabe selbständig zu stellen, sie gibt keine richtung-
weisende Losung über die Notwendigkeit, einen Schritt vorwärts zu tun,
nämlich von der allgemeinen Vorbereitung, über die wir schon seit 1902
sprechen, zur praktisch-organisatorischen Behandlung der Sache. Haar-
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genau wie die alten Ökonomisten. Als neue Aufgaben des politischen
Kampfes auf den Plan traten, begann man sie zu degradieren, sie in Sta-
dien zu zerlegen, sie den Aufgaben des ökonomischen Kampfes unter-
zuordnen.

Nicht nur ökonomischen, sondern auch politischen Kampf in den brei-
testen und kühnsten Formen, sagten die revolutionären Sozialdemokra-
ten. Das beste Mittel zur politischen Agitation sei der ökonomische
Kampf, erwiderten die Ökonomisten. — Nicht nur Propaganda und Agi-
tation überhaupt, sagen jetzt die revolutionären Sozialdemokraten, nicht
nur die Erläuterung der politischen Bedeutung des Aufstands, sondern
auch die Bildung von besonderen Gruppen, die sofortige Inangriffnahme
der praktisch-organisatorischen Arbeit, die „energischsten Maßnahmen
zur Bewaffnung des Proletariats". Ein planmäßiger Aufstand sei ausge-
schlossen, antworten die Neuiskristen, man müsse die Agitation erweitern,
die Organisation stärken, die Verwandlung der spontanen in eine plan-
mäßige Bewegung vorbereiten; nur auf dieser Grundlage „kann der Zeit-
punkt des Aufstands näher gerückt werden", „können die technischen
Kampfvorbereitungen mehr oder weniger ernst zu nehmende Bedeutung
gewinnen".

Für sie ist der Zeitpunkt des Aufstands noch nicht „näher gerückt"! Für
sie „können" die praktischen Vorbereitungen erst eine „mehr oder weni-
ger ernst zu nehmende Bedeutung gewinnen"! Ist das nicht Nachtrab-
politik reinsten Wassers? Ist das nicht eine Degradierung der (nach der
Meinung des III. Parteitags) „unaufschiebbaren" Aufgabe, für deren Er-
füllung wir noch so furchtbar wenig getan haben? Weichen diese Leute
nicht zurück, vom Aufstand zur Agitation, ebenso wie die Ökonomisten
vom politischen Kampf zum ökonomischen Kampf gegen die Unternehmer
und gegen die Regierung zurückwichen? Man lese, wie Herr Struve in
Nr. 71 des „Oswoboshdenije" vor der Losung „bewaffneter Aufstand"
zurückweicht, wie dieser Wortführer der liberalen Bourgeoisie die Uriver-
meidlichkeit des Aufstands bestreitet (S. 340), wie er die Bedeutung der
„Revolution im technischen Sinne" zu degradieren sucht, wie er die Lo-
sung des Aufstands durch den Hinweis auf die „sozial-psychologischen
Bedingungen" „vertieft", wie er diese Losung durch die Losung der
„Durchdringung der Massen mit den Ideen der demokratischen Umgestal^
tung" ersetzt — und man wird begreifen, welchen höchst demoralisieren-

36 Lenin, Werke, Bd. 8
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den Einfluß auf das Proletariat die Nachtrabpolitik der Neuiskristen aus-
üben muß und wem sie in die Hände arbeitet.

Die zweite aktuelle politische Frage ist die der provisorischen revolutio-
nären Regierung. Die Resolution des III. Parteitags formuliert diese Frage
klar und deutlich. Die Motivierung verweist auf den Kampf um die Re-
publik; darauf, daß die Republik nur erkämpft wird, wenn der Aufstand
den vollen Sieg davonträgt; auf die Notwendigkeit, die konstituierende
Versammlung von einer provisorischen revolutionären Regierung ein-
berufen zu lassen, damit freie und ordnungsmäßige Wahlen wirklich ge-
sichert werden; auf die Notwendigkeit, sich zum Kampf gegen die Bour-
geoisie vorzubereiten, um die Errungenschaften der Revolution zu schüt-
zen. Die Schlußfolgerungen des Parteitags und seine Direktiven: Man
muß dem Proletariat klarmachen, daß eine provisorische revolutionäre
Regierung notwendig ist. Von dieser Regierung muß das Proletariat genau
umrissene Dinge verlangen, nämlich die Verwirklichung des gesamten
Minimalprogramms. Die Teilnahme der Sozialdemokraten an der Regie-
rung (Aktion „von oben") ist zulässig; eindeutig wird auf den Zweck die-
ser Teilnahme verwiesen (rücksichtsloser Kampf gegen die Konterrevolu-
tion und Verteidigung der selbständigen Interessen der Arbeiterklasse).
Die Bedingungen der Teilnahme werden nicht weniger eindeutig genannt:
Die formale Bedingung ist die strenge Kontrolle der Partei; die materielle
Bedingung, d. h. die Bedingung für die Zweckmäßigkeit der Teilnahme,
ist die unentwegte Wahrung der Unabhängigkeit der Sozialdemokratie,
die Vorbereitung der Bedingungen für die sozialistische Umwälzung. Diese
Aufzählung der Bedingungen für die Teilnahme an der Regierung, der
Bedingungen des Drucks von oben, als einer neuen, nur der revolutionä-
ren Epoche eigenen Form der Tätigkeit, wird ergänzt durch den Hinweis
auf die Formen und das Ziel des ständigen und unter allen Umständen
notwendigen Drucks von unten, des Drucks auf die provisorische revolu-
tionäre Regierung seitens des bewaffneten und von der Sozialdemokratie
geführten Proletariats. Im großen und ganzen ist das eine vollständige
Antwort auf die neue politische Frage, ein genauer Hinweis auf die Be-
deutung der neuen Kampfformen, auf ihr Ziel, auf das Programm dieses
Kampfes, auf die Bedingungen, unter denen die Kampfformen zulässig
sind.

"Und in der Resolution der Konferenz? Diese Resolution beginnt mit
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der himmelschreiend falsdben Behauptung, daß der „entscheidende Sieg
der Revolution über den Zarismus" entweder durch die Errichtung einer
provisorischen Regierung gekennzeichnet sein könne „oder durch die
revolutionäre Initiative dieser oder jener Vertretungskörperschaft, die
unter dem unmittelbaren revolutionären Druck des Volkes beschließt,
eine vom ganzen Volk gewählte konstituierende Versammlung zu orga-
nisieren".

Man kann und muß der. Partei taktische Direktiven geben: sowohl für
den Fall des Sieges als auch für den Fall der Niederlage des Aufstands,
sowohl für den Fall der Einberufung einer wirklich konstituierenden
Versammlung auf revolutionärem Wege als auch für den Fall der Einbe-
rufung einer Karikatur auf eine Volksvertretung durch den Zaren. Aber
etwas als entscheidenden Sieg zu bezeichnen, dem gerade die entschei-
dende Voraussetzung für den Sieg fehlt, heißt das revolutionäre Bewußt-
sein nicht lenken, sondern verwirren. Jeder beliebige „Beschluß" jeder
beliebigen Vertretungskörperschaft, eine konstituierende Versammlung zu
organisieren, ist noch ebenso weit vom entscheidenden Sieg entfernt, wie
das Wort von der Tat entfernt ist, denn die zaristische Macht hält in ihrer
Hand die Gewalt, die verhindern kann, daß das Wort zur Tat wird. Die
Resolution der Neuiskristen gleicht aufs Haar der Behauptung der alten
Ökonomisten, daß es ein entscheidender Sieg der Arbeiter sein würde,
wenn sie entweder den Achtstundentag erobern oder wenn ihnen die Re-
gierung den Zehnstundentag gewährt, von dem sie zum Neunstundentag
übergehen würden.

Die Resolution der Konferenz wiederholt die unbestreitbaren Thesen
des Marxismus über den bürgerlichen Charakter der demokratischen
Revolution, legt sie aber zu eng oder unrichtig aus. Statt der Kampflosung
„Republik" gibt man uns eine Beschreibung des Prozesses der „Liquidie-
rung der monarchischen Ordnung". Statt die Bedingungen und Aufgaben
der neuen Methode des Kampfes „von oben" aufzuzeigen, die beim Ge-
lingen des proletarischen Aufstands in der Epoche der Revolution mög-
lich und notwendig ist, präsentiert man uns die These, eine „Partei der
äußersten revolutionären Opposition zu bleiben". Diese These ist sehr
nützlich für den parlamentarischen Kampf, sehr nützlich für die Aktion
von unten, aber für die Zeit des Aufstands ist sie ausgesprochen unzu-
länglich. In einer solchen Zeit besteht die Aufgabe der „Opposition" im

36*
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gewaltsamen Sturz der Regierung, in dieser Frage jedoch vermochte die
Konferenz keine richtungweisende Losung zu geben.

Indem die Resolution der Konferenz eine partielle und episodenhafte
„Machtergreifung" in einzelnen Städten und Bezirken zuläßt, wendet sie
sich vom „Prinzip" der neuen „Iskra" ab, wonach die Teilnahme an einer
provisorischen revolutionären Regierung zusammen mit der Bourgeoisie
Verrat am Proletariat, Millerandismus usw. sei. Ein partieller und episo-
denhafter Vorrat hört nicht auf, Verrat zu sein. Die Beschränkung der
Aufgabe auf einzelne Städte oder Bezirke löst jedoch die Aufgabe nicht,
sondern zersplittert die Aufmerksamkeit, zerreißt die Frage in Teilpro-
bleme und verwirrt sie. Die Losung „revolutionäre Kommunen" endlich,
die in der Resolution der Konferenz aufgestellt ist, kommt infolge ihrer
Unklarheit einer bloßen Phrase nahe, im Gegensatz zu der Losung: revo-
lutionär-demokratische Diktatur des Proletariats und der Bauernschaft.

Die ganze Resolution der Neuiskristen über die provisorische revolutio-
näre Regierung krankt an demselben Gebrechen wie ihre Resolution über
den Aufstand: an der Unfähigkeit, die neuen taktischen Aufgaben der
Situation zu bestimmen, an der Wiederholung altbekannter Dinge, statt
der Aufforderung, vorwärtszugehen, am Fehlen einer richtungweisenden
Losung für die fortgeschrittenste Klasse in der demokratischen Revolution,
an der Degradierung der Aufgaben und der Reichweite der Tätigkeit
dieser Klasse, ihres revolutionären Enthusiasmus und ihrer revolutionären
Energie. Die politische Tendenz dieser fehlerhaften taktischen Linie be-
steht darin, daß sich der Neuiskrismus dem Oswoboshdenzentum nähert,
daß der liberalen Bourgeoisie die führende Rolle in der demokratischen
Umwälzung überlassen wird, daß das Proletariat zu deren bloßem An-
hängsel gemacht wird.

Der angeführte Grundfehler wirkt sich auch auf die anderen, weniger
wichtigen Resolutionen aus. Zum Beispiel wird statt der Losung: Ein-
führung des Achtstundentags auf revolutionärem Weg (Resolution des
III. Parteitags) lediglich die alte, in der gegenwärtigen Situation unzu-
reichende Losung der Agitation für die gesetzliche Festlegung des
Achtstundentags aufgestellt. Statt der sofortigen Organisierung von revo-
lutionären Bauernkomitees wird lediglich vorgeschlagen, in der konsti-
tuierenden Versammlung die Forderung der Errichtung solcher Komitees
einzubringen. Statt der Losung: Kampf gegen die Inkonsequenz, die
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Beschränktheit und die Unzulänglichkeit der Freiheitsbewegung der
Bourgeoisie überall dort, wo diese Eigenschaften in Erscheinung treten
(Resolution des III. Parteitags), wiederholt die Resolution der Konferenz
den Fehler Starowers und stellt die schimärische Aufgabe, ein „Lackmus-
papier" ausfindig zu machen und „Punkte" aufzuzählen, die, wenn ihnen
entsprochen wird, dazu berechtigen, den bürgerlichen Demokraten einen
ehrlichen Volksfreund zu nennen. Die „Punkte" der Resolution der neuen
„Iskra" haben sich natürlich sofort als unvollständig herausgestellt. Es fehlt
die Losung der Republik. Es ergibt sich, daß eine solche demokratische
Gruppe wie der „Russische Befreiungsbund" („Proletari" Nr. 4*) diesen
„Punkten" entspricht, obwohl in Wirklichkeit keine Garantien gegen die
Vorherrschaft der Oswoboshdenzen in dieser Gruppe gegeben sind.

In einem Zeitungsartikel konnten wir selbstverständlich nur in ganz
allgemeinen und knappen Zügen den Grundfehler der ganzen taktischen
Linie des Neuiskrismus skizzieren, wie sie in den Resolutionen der Kon-
ferenz zum Ausdruck kam. So unernst ihre „Organisation als Prozeß"
ist, so ernst und wichtig sind für die Partei die fehlerhaften Tendenzen
ihrer Taktik. Deshalb werden wir diese Tendenzen eingehend in einer
besonderen Broschüre behandeln, die bereits im Druck ist und in aller-
nächster Zeit erscheinen wird.132

„Troktari" 9Vr. 6, Nach dem 7ext des „Proletari"..
3. Juli (20. ]uni) 1905.

* Siehe den vorliegenden Band, S. 500-512. Die Red.
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AN DAS INTERNATIONALE SOZIALISTISCHE BÜRO

Werte Bürger!
Die Redaktion des „Proletari" erhielt heute ein Telegramm aus Berlin.

Ein Genosse bittet uns, dem Internationalen Sozialistischen Büro mitzu-
teilen, daß, einem Privattelegramm des „Berliner Tageblatts" zufolge, die
russische Regierung die Mächte ersucht habe, ihre in Konstantinopel sta-
tionierten Schiffe nach Odessa zu entsenden, um ihr zu helfen, die Ord-
nung wiederherzustellen.

Es ist durchaus möglich, daß die russische Regierung, die sich auf ihre
eigenen Seestreitkräfte nicht mehr verlassen kann, versuchen wird, die
Kriegsschiffe der europäischen Staaten zu veranlassen, unter dem Vor-
wand des Schutzes der in Odessa wohnhaften Ausländer gegen die russi-
sche Revolution zu kämpfen.

Es besteht also die große Gefahr, daß man die europäischen Völker
zwingen wird, die Rolle der Henker der russischen Freiheit zu spielen.
Wir bitten Sie daher, werte Bürger, diese Frage zu prüfen und nach einem
Mittel zu suchen, diese Möglichkeit zu verhüten. Vielleicht wäre es ange-
bracht, im Namen des Internationalen Sozialistischen Büros einen Aufruf
an die Arbeiter aller Länder zu veröffentlichen. In diesem Aufruf müßte
unterstrichen werden, daß es sich in Rußland nicht um Revolten des
Pöbels handelt, sondern um eine Revolution, um den Kampf für die Frei-
heit, daß das Ziel dieses Kampfes die Einberufung einer konstituierenden
Versammlung ist, die von allen fortschrittlichen Parteien und besonders
von der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei gefordert wird. Vielleicht
könnte ein derartiger Aufruf, der, in alle Sprachen übersetzt, in den sozia-
listischen Zeitungen der ganzen Welt abgedruckt und mit allen uns zu
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Gebote stehenden Mitteln verbreitet wird, die öffentliche Meinung be-
einflussen und die für die Freiheit verderblichen Pläne der russischen
Regierung vereiteln.

Wir hoffen, daß Sie uns Ihre Meinung darüber mitteilen werden.
Nehmen Sie, werte Bürger, unsere brüderlichen Grüße entgegen.

Im Namen des Zentralkomitees der
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands

N. Lenin (Wl. Wjanow).

Qesdbrieben am 21. Juni (4. Juli) i905.

Zuerst veröffentlicht am 2. Februar 1924 Nach dem Manuskript.
in der französischen Zeitung
,£e Peuple" Nr. 33.
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Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands
Proletarier aller Länder, vereinigt eudl

DREI VERFASSUNGEN ODER DREI STAATSFORMEN

Was wollen die Poli-
zei und die Beamten?

— Die absolute Mon-
archie.

Was wollen die libe-
ralsten Bourgeois (Os-
woboshdenzen oder
konstitutionell-demo-
kratische Partei)?

—Die konstitutionelle
Monarchie.

Was wollen die klas-
senbewußten' Arbeiter
(Sozialdemokraten) ?

— Die demokratische
Republik.

WORIN BESTEHEN DIESE STAATSFORMEN?

Absolute
TAonax&iie

1. Der Zar ein abso-
luter Monarch.

2. Der Reichsrat
(vom Zaren ernannte
Beamte).

Konstitutionelle
Monarchie

T. Der Zar ein kon-
stitutioneller Monarch.

2. Ein Oberhaus von
Volksvertretern (in-
direkte, nicht ganz
gleiche und nicht ganz
allgemeine Wahlen).

Demokratisdhe
Republik

1. Kein Zar.

2. Kein Oberhaus
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3. Eine Reichsduma
oder eine beratende
Kammer von Volksver-
tretern (indirekte, un-
gleiche und nicht allge-
meine Wahlen).

3. Ein Unterhaus
(allgemeine, direkte,
gleiche und
Wahlen).

geheime

3. Eine republikani-
sche Kammer (allge-
meine, direkte, gleiche
und geheime Wahlen).

WELCHE BEDEUTUNG HABEN DIESE STAATSFORMEN?

Absolute
IMonardbie

i . und 2. Volle Macht
der Polizei und der Be-
amten über das Volk.

3. Beratende Stimme
der Großbourgeoisie
und den reichen Guts-
besitzern,

— dem Volk keine
Macht.

Konstitutionelle
Monarchie

1. Ein Drittel der
Macht der Polizei und
den Beamten mit dem
Zaren an der Spitze.

Demokratische
Republik

1. Keine selbständige
Macht der Polizei und
den Beamten; ihre völ-
lige Unterordnung unter
das Volk.

2. Ein Drittel der 2. Weder für Kapi-
Macht der Großbour- talisten noch für Guts-
geoisie und den reichen
Gutsbesitzern.

3. Ein Drittel der
Macht dem ganzen
Volk.

besitzer irgendwelche
Privilegien.

3. Die ganze Macht,
die einheitliche, voll-
ständige und ungeteilte
Macht dem ganzen
Volk.
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WELCHEM ZWECK SOLLEN DIESE STAATSFORMEN DIENEN?

Absolute
Monarchie

Am besten soll es den
Hofschranzen, der Poli-
zei und den Beamten
gehen;

— die Reichen sollen
nach Belieben die Ar-
beiter und die Bauern
plündern können;

— das Volk soll für
immer rechtlos, unauf-
geklärt und unwissend
bleiben.

"Jm Juni-Juli 1905 als
Flugblatt gedruckt.

Konstitutionelle
Monarchie

Polizei und Beamte
sollen von Kapitalisten
und Gutsbesitzern ab-
hängig sein;

— die Kapitalisten,
die Gutsbesitzer und
die reichen Bauern sol-
len ungehindert und in
aller Ruhe, von Rechts
wegen und nicht aus
Willkür, die städti-
schen und die ländlichen
Arbeiter plündern kön-
nen.

Demokratische
Republik

Das freie, aufge-
klärte Volk soll lernen,
alle seine Angelegen-
heiten selbst zu ver-
walten; — vor allem
aber soll die Arbeiter-
klasse ungehindert für
den Sozialismus, für
eine solche Ordnung
kämpfen können, in der
es weder Reiche noch
Arme geben wird, in
der der gesamte Grund
und Boden, sämtliche
Fabriken und Werke
allen Werktätigen ge-
hören werden.

Naöj dem 7ext des Flugblatts.
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REVOLUTIONÄRE ARMEE
UND REVOLUTIONÄRE REGIERUNG

Der Aufstand in Odessa und der übertritt des Panzerkreuzers „Po-
tjomkin" auf die Seite der Revolution bezeichnen einen neuen und gro-
ßen Schritt vorwärts in der Entwicklung der revolutionären Bewegung
gegen die Selbstherrschaft. Die Ereignisse haben mit überraschender
Schnelligkeit bestätigt, daß die Aufrufe zum Aufstand und zur Bildung
einer provisorischen revolutionären Regierung, die die bewußten Vertre-
ter des Proletariats in Gestalt des III. Parteitags der Sozialdemokratischen
Arbeiterpartei Rußlands an das Volk richteten, der Situation entsprachen.
Das neue Auflodern der revolutionären Flamme erhellt die praktische
Bedeutung dieser Aufrufe und veranlaßt uns, die Aufgaben der revolu-
tionären Kämpfer in der gegenwärtig in Rußland herrschenden Situation
genauer festzulegen.

Unter dem Einfluß der elementaren Entwicklung der Ereignisse reift
und organisiert sich vor unseren Augen der allgemeine bewaffnete Volks-
aufstand. Es ist noch gar nicht so lange her, daß die einzige Äußerung des
Volkskampfes gegen die Selbstherrschaft Revolten waren, d. h. unbe-
wußte, unorganisierte, spontane, zuweilen ungezügelte Empörungen. Aber
die Arbeiterbewegung als die Bewegung der fortgeschrittensten Klasse,
des Proletariats, wuchs rasch über dieses Anfangsstadium hinaus. Die
zielbewußte Propaganda und Agitation der Sozialdemokratie hat das
Ihre getan. An die Stelle von Revolten traten der organisierte Streik-
kampf und politische Demonstrationen gegen die Selbstherrschaft. Die
brutalen militärischen Gewaltakte „erzogen" im Laufe von einigen Jah-
ren das Proletariat und das einfache Volk der Städte und bereiteten es
für höhere Formen des revolutionären Kampfes vor. Der verbrecherische
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und schändliche Krieg, in den die Selbstherrschaft das Volk hineintrieb,
brachte den Becher der Geduld des Volkes-zum überlaufen. Es begannen
Versuche des bewaffneten Widerstands der Menge gegen die zaristischen
Truppen. Es begannen regelrechte Straßensdhladbten zwischen Volk und
Militär, es begannen Barrikadenkämpfe. Der Kaukasus, Lodz, Odessa
und Libau haben uns in der jüngsten Zeit Muster an proletarischem Hel-
denmut und Volksenthusiasmus gezeigt. Schritt für Schritt wuchs der
Kampf in den Aufstand hinüber. Die schändliche Rolle von Henkern der
Freiheit, von Bütteln der Polizei mußte allmählich auch der zaristischen
Armee selbst die Augen öffnen. Die Armee begann zu schwanken. An-
fangs vereinzelte Fälle von Gehorsamsverweigerung, Empörungsaus-
brüche der Reservisten, Proteste der Offiziere, Agitation unter den Sol-
daten, Weigerung einzelner Kompanien oder Regimenter, auf ihre Brü-
der, die Arbeiter, zu schießen. Dann — "Übertritt eines 7eih der Armee
auf die Seite des Aufstands.

Die gewaltige Bedeutung der letzten Ereignisse in Odessa besteht
gerade darin, daß hier zum erstenmal eine große Einheit der Streitkräfte
des Zarismus, ein ganzer Panzerkreuzer, offen auf die Seite der Revolu-
tion übergetreten ist. Die Regierung machte wütende Anstrengungen und
wandte alle möglichen Schliche an, um dem Volk dieses Ereignis zu ver-
heimlichen, um den Aufstand der Matrosen im Keim zu ersticken. Nichts
hat geholfen. Die gegen den revolutionären Panzerkreuzer „Porjomkin"
entsandten Kriegsschiffe verweigerten den Einsatz gegen ihre Kameraden.
Die absolutistische Regierung verbreitete in Europa Nachrichten über die
Kapitulation des „Potjomkin", über den Befehl des Zaren, den revolutio-
nären Panzerkreuzer zu versenken, und hat sich damit nur vollends vor
der ganzen Welt blamiert. Das Geschwader ist nach Sewastopol zurück-
gekehrt, die Regierung beeilt sich, die Matrosen nach Hause zu schicken,
die Kriegsschiffe zu entwaffnen; es zirkulieren Gerüchte über Massen-
verabschiedungen von Offizieren der Schwarzmeerflotte; auf dem Panzer-
kreuzer „Georgi Pobedonossez", der kapituliert hatte, haben wieder
Meutereien begonnen. In Libau und Kronstadt erheben sich die Matrosen
ebenfalls; es häufen sich die Zusammenstöße mit dem Militär; es ist (in
Libau) zum Barrikadenkampf der Matrosen und Arbeiter gegen die Sol-
daten gekommen. Die ausländische Presse berichtet über Meutereien auf
einer ganzen Reihe anderer Kriegsschiffe („Minin", „Alexander der



Revolutionäre Armee und revolutionäre Regierung 565

Zweite" usw.). Die zaristische Regierung hat keine 7lotte mehr. Das
Höchste, was sie vorläufig erreichen konnte, ist, die Flotte vom aktiven
Obertritt auf die Seite der Revolution zurückzuhalten. Der Panzerkreu-
zer „Potjomkin" aber war und ist ein unbesiegtes Territorium der Revo-
lution, und wir haben, welches immer sein Schicksal sein mag, eine un-
zweifelhafte und höchst bedeutsame Tatsache zu verzeichnen: den Ver-
such zur Bildung des Kerns einer revolutionären Armee.

Keine Repressalien, keine Teilsiege über die Revolution werden die-
sem Ereignis die Bedeutung nehmen. Der erste Schritt ist getan. Der Rubi-
kon ist überschritten. Der Übergang der Armee auf die Seite der Revolu-
tion hat sich ganz Rußland, ja, der ganzen Welt als Tatsache eingeprägt.
Neue, noch energischere Versuche zur Bildung einer revolutionären
Armee werden auf die Ereignisse in der Schwarzmeerflotte unausbleib-
lich folgen. Unsere Aufgabe ist es jetzt, diese Versuche mit allen Kräften
zu unterstützen, die breitesten Massen des Proletariats und der Bauern-
schaft über die Bedeutung einer revolutionären Armee im Kampf um die
Freiheit für das ganze Volk aufzuklären, den einzelnen Abteilungen dieser
Armee zu helfen, die Fahne des Volkes, die Tabne der Treiheit zu
hissen,.diese Fahne, die die Massen zu mobilisieren und die Kräfte zu ver-
einigen vermag, die der zaristischen Selbstherrschaft den Garaus machen
können.

Revolten — Demonstrationen — Straßenkämpfe — Abteilungen einer
revolutionären Armee — das sind die Entwicklungsetappen des Volksauf-
stands. Jetzt sind wir endlich an der letzten Etappe angelangt. Selbstver-
ständlich bedeutet das nicht, daß die Bewegung in ihrer Gesamtheit schon
auf dieser neuen, höheren Stufe steht. Nein, in der Bewegung ist noch
vieles unentwickelt, die Ereignisse in Odessa weisen noch deutliche Züge
der alten Revolten auf. Aber das bedeutet, daß sich die ersten Wogen des
spontanen Stroms schon bis unmittelbar an die Schwelle der absolutisti-
schen „Zwingburg" herangewälzt haben. Das bedeutet, daß die fortge-
schrittenen Vertreter der Volksmasse die neuen, höheren Aufgaben des
Kampfes, des Endkampfes gegen den Feind des russischen Volkes erkannt
haben, und zwar nicht mehr auf Grund theoretischer Erwägungen, son-
dern unter dem Druck der wachsenden Bewegung. Die Selbstherrschaft
hat alles getan, um diesen Kampf vorzubereiten. Sie hat jahrelang das
Volk zum bewaffneten Kampf gegen das Militär getrieben, und jetzt
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erntet sie, was sie gesät hat. Aus dem Militär selbst erwachsen die Abtei-
lungen einer revolutionären Armee.

Die Aufgabe solcher Abteilungen ist es, den Aufstand zu proklamieren,
den Massen die militärische Führung zu geben, die für den Bürgerkrieg
ebenso notwendig ist wie für jeden anderen Krieg, Stützpunkte für den
offenen Kampf des gesamten Volkes zu schaffen, äen Aufstand in die an-
grenzenden Gebiete zu tragen, die volle politische Freiheit — sei es auch
zunächst nur in einem kleinen Teil des Reichs — zu sichern, mit der revo-
lutionären Umgestaltung der verfaulten absolutistischen Ordnung zu be-
ginnen und die revolutionäre schöpferische Tätigkeit der unteren Volks-
schichten, die in friedlichen Zeiten wenig in Erscheinung tritt, in revolu-
tionären Epochen aber in den Vordergrund rückt, zur vollen Entfaltung
zu bringen. Nur wenn die Abteilungen der revolutionären Armee diese
neuen Aufgaben erkennen, nur wenn sie sie kühn und im vollen Umfang
auf die Tagesordnung stellen, können sie den vollen Sieg erringen und
als Stütze einer revolutionären Regierung dienen. Eine revolutionäre Re-
gierung aber ist im gegebenen Stadium des Volksaufstands ebenso drin-
gend notwendig wie die revolutionäre Armee. Die revolutionäre Armee
ist notwendig zum militärischen Kampf und zur militärischen Führung
der Massen des Volkes gegen die noch auf der Seite der Selbstherrschaft
stehenden Streitkräfte. Die revolutionäre Armee ist deshalb notwendig,
weil die großen geschichtlichen Fragen nur durch* Qewält gelöst werden
können, die Organisation der Qewalt im modernen Kampf aber ist eine
militärische Organisation. Und außer den Resten der Streitkräfte der
Selbstherrschaft gibt es noch die Streitkräfte der Nachbarstaaten, bei
denen die stürzende russische Regierung bereits um Unterstützung bet-
telt, wovon weiter unten die Rede sein wird.*

Die revolutionäre Regierung ist notwendig zur politischen Führung der
Volksmassen; zuerst in jenem Teil des Landes, der dem Zarismus durch
die revolutionäre Armee schon entrissen ist, und dann auch im ganzen
Staat. Die revolutionäre Regierung ist notwendig zur sofortigen Inangriff-
nahme der politischen Umgestaltungen, um die es in der Revolution geht:
zur Errichtung einer revolutionären Selbstverwaltung des Volkes, zur
Einberufung einer wirklich das Volk vertretenden, und wirklich konstitu-
ierenden Versammlung, zur Verwirklichung jener „Freiheiten", ohne die

* Siehe den vorliegenden Band, S. 573-578. Die Jtedt
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eine wahre Willensäußerung des Volkes unmögliii ist. Die revolutionäre
Regierung ist notwendig zur politischen Vereinigung des aufständischen
Teils des Volkes, der tatsächlich und endgültig mit der Selbstherrschaft ge-
brochen hat, zu seiner politischen Organisation. Diese Organisation kann
natürlich nur eine provisorische sein, ebenso wie die revolutionäre Regie-
rung nur provisorisch sein kann, die im Namen des Volkes die Macht in die
Hände nimmt, um dem Volkswillen Geltung zu verschaffen und ihre
Tätigkeit mit Hilfe des Volkes auszuüben. Aber diese Organisation muß
sofort beginnen, in untrennbarer Verbindung mit jedem erfolgreichen
Schritt des Aufstands, denn die politische Vereinigung und die politische
Führung können keinen Augenblick aufgeschoben werden. Für den voll-
ständigen Sieg des Volkes über den Zarismus ist die sofortige Organisa-
tion der politischen Führung des aufständischen Volkes nicht minder not-
wendig als die militärische Führung seiner Streitkräfte.

Wie der Kampf zwischen den Anhängern der Selbstherrschaft und den
Volksmassen schließlich und endlich ausgehen wird, darüber können bei
keinem Menschen, der einigermaßen seine Urteilskraft bewahrt hat,
irgendwelche Zweifel bestehen. Wir dürfen aber nicht die Augen davor
verschließen, daß der ernste Kampf erst beginnt, daß uns noch große
Prüfungen bevorstehen. Sowohl die revolutionäre Armee als auch die
revolutionäre Regierung stellen „Organismen" von so hohem Typus dar,
erfordern so komplizierte Einrichtungen, ein so entwickeltes staatsbürger-
liches Bewußtsein, daß es falsch wäre, mit einer unkomplizierten, sofor-
tigen, fehlerlosen Durchführung dieser Aufgaben zu rechnen. Nein, da-
mit rechnen wir nicht, wir wissen die Bedeutung jener beharrlichen, lang-
samen, oft unsichtbaren Arbeit der politischen Erziehung zu schätzen, die
die Sozialdemokratie stets geleistet hat und leisten wird. Aber wir dür-
fen auch den im gegenwärtigen Augenblick noch gefährlicheren Unglau-
ben an die Kräfte des Volkes nicht zulassen, wir müssen daran denken,
welche gewaltige aufklärende und organisierende Kraft die Revolution
besitzt, wenn mächtige historische Ereignisse die Menschen mit Gewalt
aus ihren entlegenen Winkeln, aus ihren Dachböden und Kellern hervor-
ziehen und sie zwingen, Staatsbürger zu werden. Monate der Revolution er-
ziehen zuweilen schneller und gründlicher zu Staatsbürgern als Jahrzehnte
der politischen Stagnation. Die Aufgabe der bewußten Führer der revolu-
tionären Klasse ist es, ihr bei dieser Erziehung stets voranzugehen, die Bedeu-
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tung der neuen Aufgaben klarzumachen und vorwärtszurufen zu unserem
großen Endziel. Die Mißerfolge, die uns bei den kommenden Versuchen
zur Bildung einer revolutionären Armee und zur Errichtung einer proviso-
rischen revolutionären Regierung unvermeidlich erwarten, werden uns nur
die praktische Lösung dieser Aufgaben lehren, werden zu ihrer Lösung nur
neue und frische, jetzt verborgen schlummernde Volkskräfte heranziehen.

Nehmen wir das Militärwesen. Kein Sozialdemokrat, der auch nur
halbwegs mit der Geschichte vertraut ist, der bei dem großen Kenner die-
ser Sache, Engels, gelernt hat, zweifelte jemals an der überragenden Be-
deutung militärischer Kenntnisse, an der ungeheuren Wichtigkeit der
militärischen Technik und der militärischen Organisation als eines Werk-
zeugs, dessen sich die Volksmassen und Volksklassen zur Lösung der gro-
ßen geschichtlichen Konflikte bedienen. Die Sozialdemokratie hat sich nie
damit abgegeben, militärische Verschwörung zu spielen, sie hat nie die
militärischen Fragen in den Vordergrund gestellt, solange nicht die Be-
dingungen eines begonnenen Bürgerkriegs gegeben waren.* Jetzt aber
rücken alle Sozialdemokraten die militärischen Fragen wenn nicht an die
erste Stelle, so doch an eine der ersten Stellen, setzen sie das Studium die-
ser Fragen und das Bekanntmachen der Volksmassen mit ihnen auf die
Tagesordnung. Die revolutionäre Armee muß die militärischen Kennt-
nisse und die militärischen Mittel praktisch anwenden, damit das ganze
weitere Schicksal des russischen Volkes, damit die erste, die dringlichste
Frage, die Frage der Freiheit, entschieden wird.

Die Sozialdemokratie hat den Krieg niemals von einem sentimentalen
Standpunkt aus betrachtet und betrachtet ihn auch heute nicht so. Die
Sozialdemokratie, die Kriege als bestialische Mittel zur Lösung von Kon-
flikten der Menschheit unwiderruflich verurteilt, ist sich bewußt, daß
Kriege unvermeidlich sind, solange die Gesellschaft in Klassen geteilt ist,
solange die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen besteht. Um
aber diese Ausbeutung zu beseitigen, wird es nicht ohne Krieg abgehen,
und den Krieg beginnen stets und allerorts die ausbeutenden, herrschen-
den und unterdrückenden Klassen selber. Es gibt Kriege und Kriege. Es

* Vgl. „Die Aufgaben der russischen Sozialdemokraten" von Lenin, S. 23,
über das Unzeitgemäße (1897) der Frage nach den Methoden der entscheiden-
den Attacke gegen den Zarismus. (Siehe Werke, 4. Ausgabe, Bd. 2, S.-318/319,
russ.
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gibt den Krieg als Abenteuer, der die Interessen einer Dynastie, den
Appetit einer Räuberbande befriedigt, der den Zielen der Helden des
kapitalistischen Profits Genüge tut. Und es gibt den Krieg — und zwar ist
das der einzige redbtmäßige Krieg in der kapitalistischen Gesellschaft —
gegen die Unterdrücker und Versklaver des Volkes. Nur Utopisten oder
Philister können einen solchen Krieg prinzipiell verurteilen. Nur die bür-
gerlichen Verräter der Freiheit können heute in Rußland diesen Krieg,
den Krieg für die Freiheit des Volkes, ablehnen. Das Proletariat hat in
Rußland diesen großen Befreiungskrieg begonnen, es wird ihn fortzu-
setzen verstehen, indem es selber Abteilungen einer revolutionären Armee
bildet, die Abteilangen der zu uns übergegangenen Soldaten oder Matro-
sen verstärkt, die Bauern heranzieht und die neuen, sich im Feuer des
Bürgerkriegs formierenden und stählenden Staatsbürger Rußlands mit
dem Heroismus und Enthusiasmus von Kämpfern für Freiheit und Glück
der ganzen Menschheit erfüllt.

Auch die Aufgabe der Errichtung einer revolutionären Regierung ist
ebenso neu, ebenso schwierig und kompliziert wie die Aufgabe der mili-
tärischen Organisierung der Kräfte der Revolution. Aber auch diese Auf-
gabe kann und muß vom Volk gelöst werden. Und auch dabei wird jeder
teilweise Mißerfolg eine Vervollkommnung der Methoden und Mittel,
eine Festigung und Erweiterung der Resultate zeitigen. Der dritte Partei-
tag der SDAPR hat in seiner Resolution die allgemeinen Bedingungen zur
Lösung der neuen Aufgabe umrissen; jetzt ist es Zeit, an die Erörteruftg
und Vorbereitung ihrer praktischen Verwirklichung zu gehen. Unsere
Partei hat ein Minimalprogramm, ein abgeschlossenes Programm der Um-
gestaltungen, die im Rahmen der demokratischen (d. h. bürgerlichen)
Umwälzung sofort uneingeschränkt durchgeführt werden können und die
das Proletariat zu seinem weiteren Kampf für die sozialistische Umwäl-
zung braucht. Doch dieses Programm enthält Hauptforderungen und
Teilforderungen, die sich aus den Hauptforderungen ergeben oder die als
selbstverständlich vorausgesetzt werden. Wichtig ist es, bei jedem Ver-
such der Errichtung einer provisorischen revolutionären Regierung gerade
die Hauptforderungen zu erheben, um dem ganzen Volk, der ganzen,
auch der unaufgeklärtesten Masse in kurzen Formeln, in scharfen, klaren
Umrissen die Ziele dieser Regierung und ihre für das ganze Volk bedeu-
tungsvollen Aufgaben vor Augen zu führen.

• 37 Lenin, Werke, Bd. 8
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Unserer Meinung nach kann man sedbs solcher Hauptpunkte nennen;
sie müssen zum politischen Banner und zum nächsten Programm jeder
revolutionären Regierung werden, sie müssen der Regierung die Sympa-
thien des Volkes gewinnen, auf diese Punkte muß sich die ganze revolu-
tionäre Energie des Volkes als auf das Dringlichste konzentrieren.

Diese sechs Punkte sind: 1. vom ganzen Volk gewählte konstituierende
Versammlung, 2. Bewaffnung des Volkes, 3. politische Freiheit, 4. volle
Freiheit für die unterdrückten und nicht vollberechtigten Völkerschaften,
5. Achtstundentag und 6. revolutionäre Bauernkomitees. Selbstverständ-
lich ist das nur eine ungefähre Aufzählung, sind das nur "Überschriften,
Bezeichnungen einer ganzen Reihe von Umgestaltungen, die sofort not-
wendig sind, um die demokratische Republik zu erkämpfen. Wir erheben
hier keinen Anspruch auf erschöpfende Vollständigkeit. Wir wollen ledig-
lich unseren Gedanken über die Wichtigkeit bestimmter Hauptaufgaben
anschaulich klarmachen. Die revolutionäre Regierung muß bestrebt sein,
sich auf die unteren Volksschichten, auf die Masse der Arbeiterklasse und
der Bauernschaft zu stützen, ohne das kann sie sich nicht halten, ohne die
revolutionäre Selbsttätigkeit des Volkes ist sie eine Null, ja weniger als
eine Null. Wir müssen das Volk vor abenteuerlichen, hochtönenden, aber
sinnlosen Versprechungen warnen (wie etwa sofortige „Sozialisierung",
von der diejenigen, die darüber sprechen, selber keine Vorstellung haben)
und zugleich Umgestaltungen vorschlagen, die im gegebenen Augenblick
wirklich durchführbar und zur Unterstützung der Revolution wirklich
notwendig sind. Die revolutionäre Regierung muß das „Volk" mobilisie-
ren und seine revolutionäre Aktivität organisieren. Volle Freiheit den
unterdrückten Völkerschaften, d. h. Anerkennung nicht nur ihrer kultu-
rellen, sondern auch ihrer politischen Selbstbestimmung, Garantie von
Sofortmaßnahmen zum Schutz der Arbeiterklasse (den Achtstundentag
als erste solcher Maßnahmen) und schließlich die Garantie ernster, sich
über den Eigennutz der Gutsbesitzer hinwegsetzender Maßnahmen zu-
gunsten der Masse der Bauern — das sind unseres Erachtens die Haupt-
punkte, die jede revolutionäre Regierung besonders unterstreichen muß.
Wir sprechen nicht von den ersten drei Punkten, die so einleuchtend sind,
daß sie keines Kommentars bedürfen. Wir sprechen nicht davon, daß diese
Umgestaltungen z. B. auch auf einem kleinen, Gebiet, wenn es dem Zaris-
mus entrissen wurde, praktisch verwirklicht werden müssen; die praktische
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Verwirklichung ist tausendmal wichtiger als alle möglichen Manifeste
und natürlich auch tausendmal schwieriger. Wir lenken die Aufmerksam-
keit nur darauf, daß man gleich jetzt und ohne Aufschub mit allen Mitteln
eine richtige Vorstellung von unseren allgemeinen und nächsten Aufgaben
verbreiten muß. Man muß es verstehen, an das Volk — im wahren Sinne
dieses Wortes — zu appellieren, und zwar nicht allein durch einen allge-
meinen Aufruf zum Kampf (das genügt in der Zeit, die der Bildung einer
revolutionären Regierung vorangeht), sondern durch die direkte Auffor-
derung zur sofortigen Durchführung der wichtigsten demokratischen Um-
gestaltungen, zu ihrer sofortigen selbständigen Umsetzung in die Wirk-
lichkeit.

Die revolutionäre Armee und die revolutionäre Regierung sind zwei
Seiten ein und derselben Medaille. Es sind zwei Einrichtungen, die zum
Gelingen des Aufstands und zur Verankerung seiner Errungenschaften
gleich notwendig sind. Es sind zwei Losungen, die unbedingt aufgestellt
und erläutert werden müssen, weil sie die einzigen konsequenten, revo-
lutionären Losungen sind. Bei uns gibt es jetzt viele Leute, die sich Demo-
kraten nennen. Jedoch: Viele sind berufen, aber wenige sind auserwählt.
Es gibt wohl viele Schwätzer der „konstitutionell-demokratischen Partei",
aber wahrhafte Demokraten, d.h. Leute, die aufrichtig für die volle Selbst-
herrschaft des Volkes eintreten, die fähig sind, gegen die Feinde der
Selbstherrschaft des Volkes, gegen die Verteidiger der Selbstherrschaft
des Zaren, auf Leben und Tod zu kämpfen, gibi: es in der sogenannten
„Gesellschaft", in dem angeblich demokratischen Semstwo sehr wenig.

In der Arbeiterklasse gibt es keine solche Feigheit, solche heuchlerische
Halbschlächtigkeit, wie sie der Bourgeoisie als Klasse eigen sind. Die Ar-
beiterklasse kann und muß ein konsequenter Demokrat sein. Die Arbeiter-
klasse hat mit ihrem in den Straßen von Petersburg, Riga, Libau, War-
schau, Lodz, Odessa, Baku und vieler anderer Städte vergossenen Blut
ihr Recht auf die Rolle der Avantgarde in der demokratischen Revolution
bewiesen. Auch im gegenwärtigen entscheidenden Augenblick muß sie
sich auf der Höhe dieser großen Rolle zeigen. Die klassenbewußten Ver-
treter des Proletariats, die Mitglieder der SDAPR, müssen — ohne auch
nur einen Augenblick ihr sozialistisches Ziel, ihre Selbständigkeit als
Klasse und Partei zu vergessen—vor dem ganzen Volk mit den fortschritt-
lichen demokratischen Losungen auftreten. Für uns, für das Proletariat,

37*
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ist die demokratische Umwälzung nur die erste Stufe zur vollständigen
Befreiung der Arbeit von jeder Ausbeutung, zum großen sozialistisdien
Ziel. Und deshalb müssen wir um so rascher diese erste Stufe ersteigen,
müssen wir um so entschiedener mit den Feinden der Volksfreiheit auf-
räumen, müssen wir um so lauter die Losungen der konsequenten Demo-
kratie verkünden: Revolutionäre Armee und revolutionäre Regierung.

„Troletari" Nr. 7, Nadj dem mit dem Manuskript
HO. Juli (27. Juni) 1905. verglichenen 7ext des „Proletari".
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DER RUSSISCHE ZAR SUCHT SCHUTZ
VOR SEINEM VOLK BEIM TÜRKISCHEN SULTAN

Die ausländische Presse aller Länder und aller Parteien ist voll von
Nachrichten, Telegrammen und Artikeln anläßlich des Übertritts eines
Teils der Schwarzmeerflotte auf die Seite der russischen Revolution. Die
Zeitungen finden keine Worte, um ihrem Erstaunen Ausdruck zu geben,
um scharf genug die Schmach und Schande zu charakterisieren, mit der
sich die absolutistische Regierung bedeckt hat.

Den Gipfel dieser Schmach erreichte die zaristische Regierung mit ihrer
"Bitte an Rumänien und die Jürkei um polizeilichen Beistand gegen die
aufständischen Matrosen! Da hat sich also gezeigt, daß die „inneren Tür-
ken" dem russischen Volk gefährlicher sind als alle „äußeren Türken".
Der türkische Sultan soll die zaristische Selbstherrschaft vor dem russi-
schen Volk schützen; der Zar kann sich nicht mehr auf die russischen
Streitkräfte stützen, und er bettelt fremde Mächte um Hilfe an.
Man kann sich wohl kaum einen schlagenderen Beweis für den völligen
Bankrott der Zarenmacht vorstellen. Man kann kaum besseres Mate-
rial finden, um die Soldaten der russischen Armee über ihre Rolle aufzu-
klären.

Da ist zum Beispiel der Leitartikel der „7imes" vom 4. Juli (neuen
Stils). Es muß bemerkt werden, daß dieses Blatt eines der reichsten und
bestinformierten in der ganzen Welt ist, ein Organ der konservativen
englischen Bourgeoisie, das selbst unsere „Oswoboshdenzen" übermäßig
radikal findet, mit den „Schipowleuten" sympathisiert usw. Mit einem
Wort, niemand wird dieses Blatt verdächtigen, die Kräfte und die Bedeu-
tung der russischen Revolution zu überschätzen.
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„Die Ohnmacht der russischen Regierung zur See", schreibt die
„Jimes", „fand eine überraschende Bestätigung in der Note, mit der sie
sich, wie gemeldet wird, an die Pforte (d. h. an die türkische Regierung)
und an die rumänische Regierung gewandt hat. In dieser Note bittet die
russische Regierung die genannten Staaten, die meuternden Matrosen der
russischen Flotte als kriminelle Yerbrecher zu betrachten, und warnt sie,
daß andernfalls internationale Komplikationen möglich seien. Mit ande-
ren Worten, die Regierung des Zaren hat sich so weit erniedrigt, daß sie
den türkischen Sultan und den König von Rumänien anfleht, doch die
Güte zu haben, für sie jene Polizeiarbeit zu leisten, die sie selbst zu lei-
sten nicht mehr imstande ist. Es bleibt abzuwarten, ob Abdul "Hamid ge-
ruhen wird, dem Zaren die erbetene Hilfe zu gewähren oder nicht. Bis-
her hat der Matrosenaufstand vom Standpunkt seiner Wirkung auf die
türkischen Behörden nur das eine Resultat gezeitigt, daß er diese zu einer
höheren Wachsamkeit als gewöhnlich veranlaßte, wobei das erste Opfer
dieser Wachsamkeit am Sonnabend ein russisches Küstenwachschiff mit
dem russischen "Botschafter an Bord war, als es abends, nach Eintritt der
Dunkelheit, in den Bosporus einlief. Die Türken feuerten auf dieses Schiff
einen Warnschuß ab. Vor einem Jahr hätten die Türken es schwerlich
gewagt, ihr Kontrollrecht auf diese Weise auszuüben. Was die rumänische
Regierung anbetrifft, so hat sie korrekt gehandelt, indem sie die Bitte der
russischen Regierung, die meuternden Matrosen als kriminelle Verbre-
cher zu behandeln, ignorierte. Das mußte natürlich von der Regierung
einer sich selbst achtenden Nation auch erwartet werden. Die rumänische
Regierung ordnete an, dem ,Potjomkin' weder Proviant noch Kohlen zu
liefern, ließ aber gleichzeitig die 700 Matrosen wissen, daß sie, falls sie an
der rumänischen Küste landen sollten, lediglich als ausländische Deser-
teure angesehen würden."

Die rumänische Regierung steht also nicht etwa auf Seiten der Revolu-
tion, durchaus nicht! Aber zum Polizeibüttel des allgemein verhaßten und
verachteten Zaren aller Reußen will sie sich doch nicht hergeben. Sie
lehnt das Ersuchen des Zaren ab. Sie handelt, wie „die Regierung einer
sich selbst achtenden Nation" nur handeln kann.

So spricht man jetzt in Europa von der russischen absolutistischen Re-
gierung, so sprechen jene Leute, die sich gestern noch vor dem „großen
und mächtigen Monarchen" unterwürfig beugten! .; •
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Jetzt bestätigen auch die deutschen Zeitungen diese neue, unerhörte
Schmach der Selbstherrschaft. Der „Frankfurter Zeitung" wurde am
4. Juli n. St. aus Konstantinopet telegrafiert: „Der russische Botschafter
Sinowjew überreichte gestern" (der türkischen Regierung) „eine Verbal-
note des Petersburger Kabinetts, in der mitgeteilt wird, daß etwa 400
russische Seeleute sidi nach Versenkung eines Kreuzers vorgestern auf
einen englischen Handelsdampfer gerettet hätten, welcher in der Richtung
nach Konstantinopel in See gegangen sei. Der Botschafter verlangt von der
Pforte die unbedingte Anhaltung des Dampfers bei der Passage des Bos-
porus und die Verhaftung sowie Auslieferung der meuternden russischen
Seeleute. Ein noch nachts auf die Pforte einberufener außerordentlicher
Ministerrat beschäftigte sich mit diesem russischen Verlangen... Die
Pforte antwortete umgehend der russischen Botschaft mit dem Hinweis
auf die "Unmöglichkeit der Erfüllung ihrer Forderung, da durch ihre inter-
nationalen Verpflichtungen der Türkei auf einem unter englischer Flagge
fahrenden Dampfer keinerlei Polizeirecht zustehe, selbst wenn der Damp-
fer in einem ihrer Häfen bleibe. Außerdem bestehe zwischen Rußland
und der Türkei kein Auslieferungsvertrag."

Die Pforte habe „mannhaft" geantwortet, bemerkt aus diesem Anlaß
ein deutsches Blatt. Die Türken wollen keine Polizeibüttel des Zaren sein!

Ferner wird gemeldet, daß, als das Torpedoboot „Stremitelny" * zu-
sammen mit einigen anderen Kriegsschiffen auf der Suche nach dem „Po-
tjomkin" in Konstanza (Rumänien) erschien, die rumänische Regierung die
russischen Behörden darauf aufmerksam machte, daß in den rumänischen
Gewässern die Ordnung von der rumänischen Armee und der rumäni-
schen Polizei aufrechterhalten werde, selbst dann, wenn sich der „Po-
tjomkin" noch in den rumänischen Gewässern aufhalten sollte.

Es erweist sich also, daß nicht der „Potjomkin" fremde Schiffe be-
lästigt (womit die zaristische Selbstherrschaft Europa zu schrecken ver-
suchte), sondern daß es die russische Flotte ist, die ihnen jetzt Scherereien
bereitet. Die Engländer sind empört darüber, daß ihr Schiff „Granley" in
Odessa angehalten und durchsucht wurde. Die Deutschen sind aufge-
bracht, da Gerüchte kursieren, wonach die Türken auf Wunsch der Rus-

* Auf dem „Stremitelny" sollen, so heißt es, gar keine Matrosen sein. Die
ganze Besatzung soll nur aus Offizieren bestehen. Die Aristokratie gegen das
Volk!
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sen den deutschen Dampfer „Pera", der von Odessa nach Konstantinopel
unterwegs ist, anhalten und durchsuchen wollen. Unter diesen Umstän-
den wird es vielleicht für Rußland gar nicht so leicht sein, von Europa
Hilfe gegen die russischen Revolutionäre zu erhalten. Die Frage einer
solchen Hilfeleistung wird von sehr vielen ausländischen Zeitungen er-
örtert, doch sind die meisten von ihnen der Ansicht, daß es nicht Sache
Europas sei, dem Zaren in seinem Kampf gegen den „Potjomkin" unter
die Arme zu greifen. Das deutsche „Berliner Tageblatt" brachte die Mel-
dung, die russische Regierung habe sich an die Großmächte mit der Bitte
gewandt, ihre in Konstantinopel hegenden Kriegsschiffe nach Odessa zu
schicken, um dort bei der Wiederherstellung der Ordnung behilflich zu
sein! Wie weit diese Meldung (von einigen anderen Zeitungen wird
sie dementiert) den Tatsachen entspricht, wird die nächste Zukunft
lehren. Eines jedoch steht fest: Der Übergang des „Potjomkin" auf die'
Seite des Aufstands ist der erste Schritt zur Umwandlung der russischen
Revolution in einen internationalen Machtfaktor, die russische Revo-
lution tritt den europäischen Staaten von Angesicht zu Angesicht gegen-
über.

Dieser Umstand darf nicht außer acht gelassen werden bei der Ein-
schätzung des Berichts, den Herr Leroux am 4. Juli n. St. aus Petersburg
an die Pariser Zeitung „Le Matin" depeschierte: „An dieser ganzen
Affäre mit dem ,Potjomkin'", schreibt er, „überrascht der Mangel an
Voraussicht seitens der russischen Behörden, aber man kann nicht umhin,
auch die Mängel in der Organisation der Revolution festzustellen. Die
Revolution bemächtigt sich eines Panzerkreuzers — ein in der Geschichte
einzig dastehendes Ereignis! — und weiß nicht, was sie mit ihm anfangen
soll."

Hierin steckt zweifellos ein großes-Stück Wahrheit. Wir sind unsfreitig
schuld an einer ungenügenden Organisation der Revolution. Wir sind
schuld, wenn es manchen Sozialdemokraten an der Einsicht mangelt, daß
es darauf ankommt, die Revolution zu organisieren, den Aufstand in die
Reihe der dringenden praktischen Aufgaben aufzunehmen, die Notwen-
digkeit einer provisorischen revolutionären Regierung zu propagieren.
Wir haben es verdient, daß die bürgerlichen Publizisten jetzt uns, den
Revolutionären, vorwerfen, um die Ausübung der revolutionären Funk-
tionen sei es schlecht bestellt.
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1 Verdient aber der Panzerkreuzer „Potjomkin" diesen Vorwurf ? Das
möchten wir nicht behaupten. Vielleicht verfolgte seine Besatzung gerade
das Ziel, sich im Hafen einer europäischen Macht zu zeigen? Hat nicht
die russische Regierung die Ereignisse in der Schwarzmeerflotte dem
Volk bis zu dem Tag verheimlicht, an dem der „Potjomkin" frei in Ru-
mänien eintraf? Und in Rumänien übergab der revolutionäre Panzer-
kreuzer den Konsuln eine Proklamation mit einer Kriegserklärung an die
zaristische Hotte und einer Bestätigung dessen, daß er sich neutralen
Schiffen gegenüber keinerlei feindselige Handlungen erlauben werde.
"Die russisdhe Revolution bat Europa wissen lassen, daß das russisdhe
Volk sidb im offenen Krieg mit dem Zarismus befindet. Faktisch macht
damit die russische Revolution den Versuch, im Namen einer neuen, einer
revolutionären Regierung Rußlands aufzutreten. Gewiß, das ist nur ein
erster, schwacher Versuch — aber „aller Anfang ist schwer", sagt das
Sprichwort.

Nach den letzten Meldungen ist der „Potjomkin" vor Feodossija er-
schienen und ersucht um Proviant und Kohlen. Die städtische Bevölke-
rung ist in Aufruhr. Die Arbeiter fordern, dem Ersuchen des revolutio-
nären Panzerkreuzers stattzugeben. Die Stadtduma beschließt, die Kohle
zu verweigern, aber den Proviant zu gewähren. Der ganze Süden Ruß-
lands ist in Wallung wie nie zuvor. Die Zahl der Opfer des Bürgerkriegs
in Odessa wird auf sedhstausend beziffert. Telegramme berichten, daß
160 Aufständische kriegsgerichtlich erschossen worden seien, daß aus
Petersburg der Befehl „'Keinen Pardonl" gekommen sei. Aber die Trup-
pen sind machtlos, die Truppen sind selber unzuverlässig. In den Fabrik-
vorstädten von Odessa dauert die Erregung an. In der vergangenen Nacht
(vom 4. zum 5. Juli n. St.) wurden 35 Personen getötet. Ein großer Teil
der Truppen wurde auf Befehl des Generalgouverneurs aus der Stadt ent-
fernt, weil sich unter den Jruppen ein ernster Mangel an Disziplin be-
merkbar madbte. In Nikolajew und Sewastopol kam es zu Unruhen in den
Regierungsarsenalen. In Sewastopol wurden 13 Personen getötet. In fünf
Kreisen des Gouvernements Cherson sind Bauernaufstände ausgebro-
chen. Jn den letzten vier Jagen sind an die 700 "Bauern getötet worden.
„Offensichtlich beginnt ein Kampf auf Leben und Tod zwischen Volk und
Bürokratie", heißt es in einem Telegramm vom 5. Juli n. St., das in Lon-
don aus Odessa eintraf.
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Ja, der wirkliche Kampf um die Freiheit, der Kampf auf Leben und
Tod beginnt erst. Der revolutionäre Panzerkreuzer hat sein letztes Wort
noch nicht gesprochen. Wohlan, es lebe die revolutionäre Armee! Es lebe
die revolutionäre Regierung!

„Proletari" "Nr. 7, Tiadi dem Text des „Vro\etari".
10. Juli (27. JunQ 1905.
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DIE BOURGEOISIE
SCHACHERT MIT DER SELBSTHERRSCHAFT,

DIE SELBSTHERRSCHAFT
SCHACHERT MIT DER BOURGEOISIE

Fast jeder Tag bringt eine Bestätigung dieses „Schachers", auf den wir
die russischen Proletarier schon so lange aufmerksam machen. Hier ein
interessantes Telegramm des Herrn Leroux aus Petersburg vom 2. Juli
neuen Stils: Eine Konferenz von Vertretern der Städte und Semstwos am
28. und 29. Juni (15. und 16. Juni alten Stils) hat noch einmal (zum hun-
dertsten Mal!) konstitutionelle Forderungen ausgearbeitet und sie tele^
grafisch den Ministerien übermittelt. Die Forderungen gehen weiter als
die üblichen: es wird eine Volksvertretung unbedingt auf konstitutioneilen
Grundlagen gefordert; die „Bulyginsche" Verfassung wird ausdrücklich
verworfen; es wird gefordert, unverzüglich die Unantastbarkeit der Per-
son, Redefreiheit usw. zu verkünden. Die Konferenz soll einstimmig der
Forderung des allgemeinen Wahlrechts zugestimmt haben (ohne es in
die Petition aufzunehmen — wenn man schachert, darf man nicht alle seine
Karten aufdecken!).

Wie beurteilt nun der Korrespondent der bürgerlichen Zeitung dieses
bedeutsame Höherschrauben der AnsprücHe der Herren Gutsbesitzer und
Fabrikanten? Oh, er urteilt sehr nüchtern:

„Es liegt auf der Wand", schreibt er, „daß die Delegierten mehr for-
dern, um wenigstens etwas zu bekommen. Aufler Zweifel steht aber
audh, daß dieses Etwas, um für sie annehmbar zu sein, in der Mitte liegen
muß zwisdhen dem, was sie fordern, und dem, was Bulygin ihnen bietet."

Der reinste Markt, auf dem die Bourgeoisie die Interessen und Rechte
der russischen Arbeiter und der russischen Bauern verschachert. Wie auf
dem Markt geben der Käufer — die Bourgeoisie — und der Verkäufer —
der Zar — einander die Hand, rufen zum -hundertsten Mal ihr „letztes
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Wort", beteuern, daß der Preis „die Selbstkosten nicht deckt", drohen
fortzugehen — und können sich doch nicht entschließen, ihre enge Freund-
schaft zu lösen.

Wenn der Zar unsere Forderungen nicht erfüllen sollte, sagte „einer
der hervorragendsten Vertreter der Semstwoberatung" zu Herrn Leroux,
dann werden wir „an das Volk appellieren".

Was ist eigentlich unter diesem famosen „Appell an das Volk" zu ver-
stehen? — fragt sich und seine Leser der französische Korrespondent. Und
er antwortet: Hier gibt es keine „Vorstadt St. Antoine" (Arbeiterviertel
von Paris: vergleiche das Feuilleton in Nr. 2 des „Wperjod"133). Das
Volk zieht es vor, nicht auf die Straße zu gehen, sondern zu Hause zu
bleiben und auf Tolstoische Art durch Steuerverweigerung zu protestie-
ren!...

Verleumdet nicht das Volk, ihr Herren bürgerliche Verräter der Frei-
heit! Durch keinerlei Verleumdungen werdet ihr euch vom Schandmal der
Feigheit reinwaschen können. In ganz Rußland fließt das Blut des Volkes.
In einer Reihe von Städten, in einer Menge von Dörfern sind unsere eige-
nen „Vorstädte St. Antoine" im Entstehen. Das Volk führt einen erbitter-
ten Kampf. Wenn ihr wirklich „an das Volk appellieren" (und nicht bloß
eurem Bundesgenossen, dem Zaren, mit diesea Appell drohen) wolltet,
dann müßtet ihr nicht Hunderte und Tausende von Rubeln für eure
Schwatzbuden, sondern Millionen für den bewaffneten Aufstand bereit-
stellen. Ihr müßtet eine Delegation wählen, nicht um beim Zaren zu anti-
chambrieren, sondern um Beziehungen mit den revolutionären Parteien,
mit dem revolutionären Volk aufzunehmen.

Der Zar und sein Gesindel wissen sehr gut, daß ihr außerstande seid,
dies zu tun, aus Angst um euren Geldsack, aus Angst vor dem Volk. Des-
halb hat der Zar durchaus recht, wenn er euch wie Lakaien trätiert; wenn
er euch immerzu mit denselben Versprechungen, mit derselben Bulygin-
schen Verfassung abspeist; wenn er damit rechnet, daß ihr es nicht einmal
wagen werdet, gegen das Bulyginsche Almosen mit Entschiedenheit, durch
die Tat, zu protestieren. Nicht umsonst berichtete kürzlich der Sonder-
korrespondent der Genfer „solid" -liberalen Zeitung „Journal de Geneve":
„Die Liberalen verhehlen sich nicht die Unvollkommenheiten (!) des Buly-
ginschen Entwurfs, aber sie glauben, daß es im Interesse des Fortschritts
und der Ordnung-notwendig sei, ihn anzunehmen... Den Regierungsent-
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wurf ablehnen hieße bewußt die letzte Hoffnung auf einen friedlichen
Ausgang des jetzigen Konflikts zwischen dem Volk und dem bürokra-
tischen Regime zerstören." (Der letzte Satz vom Korrespondenten selbst
hervorgehoben.)

Die Bourgeoisie will frieden mit dem Zaren und fürchtet den Volks-
krieg gegen den Zaren. Der Zar will Frieden mit der Bourgeoisie, ohne
jedoch den von ihm begonnenen und schonungslos fortgeführten Krieg
gegen das Volk zu fürchten. Liegt es nicht auf der Hand, daß ungeachtet
des Verrats der Bourgeoisie das unvermeidliche Ergebnis eine Bulyginsche
Verfassung sein wird — falls das Volk keinen vollen Sieg erringt?

„Proletari" 7Jr. 7, Nach dem 7ext des „Proletari",
10. Juli (27. Juni) 1905.
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1 Lenins Arbeit „Die Selbstherrschaft und das Proletariat" wurde als Leifri
artikel in der ersten Nummer der Zeitung „Wperjod" veröffentlicht.

„Wperjod" (Vorwärts) — illegale bolschewistische Wochenzeitung, die
vom4. Januar 1905 (22.Dezember 1904) bis zum 18. (5.) Mai 1905 in Genf
herausgegeben wurde. Es erschienen 18 Nummern. Die organisatorische und
ideolog;sche Leitung lag in den Händen W. I. Lenins. Dem Redaktionskol-
legium gehörten W. W. Worowski, M. S. Olminski und A. W. Lunatschar-
ski an.

Der III. Parteitag hob in einer besonderen Resolution die hervorragende
Rolle hervor, die der „Wperjod" im Kampf gegen den Menschewismus, für
die Wiederherstellung des Parteiprinzips und bei der Erörterung und Klä-
rung von Problemen der beginnenden Revolution gespielt hatte, und sprach
der Redaktion der Zeitung seinen Dank aus.

Im „Wperjod" wurden über 40 Artikel und kleinere Beiträge Lenins ver^
öffentlicht. Einige Nummern der Zeitung, zum Beispiel die Nummern 4 und
5 zu den Ereignissen vom 9. (22.) Januar 1905, wurden fast vollständig von
Lenin vorbereitet.

Der „Wperjod" hatte ständige Verbindung mit den Parteiorganisationen
Rußlands. Besonders eng war die Verbindung mit den Komitees von Peters-
burg, Moskau, Odessa, Baku, Jekaterinoslaw und anderen Komitees sowie
mit dem Kaukasischen Bundeskomitee der SDAPR, das eine besondere
Publizistengruppe zur Unterstützung des Leninschen „Wperjod" gegründet;
hatte.

Die Artikel Lenins aus dem „Wperjod" wurden häufig von den Lokal*
Organen der bolschewistischen Presse nachgedruckt und als Flugblätter odet
Broschüren veröffentlicht. 1

38 Lenin, Werke, Bd. 8
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2 Es handelt sich um den Ukas des Zaren an den Senat vom 12. (25.) Dezem-
ber 1904. 6

3 Gemeint ist die 1904 von der Zarenregierung kurze Zeit hindurch betrie-
bene Politik des Liebäugeins mit den Liberalen. Der Innenminister Swja-
topolk-Mirski erlaubte die Einberufung von Serastwoversammlungen, ord-
nete eine etwas mildere Handhabung der Zensur an, ließ einige liberale
Politiker aus der administrativen Verbannung zurückkehren usw. 6

4 „Oswoboshdenzen" — bürgerliche Liberale; gruppierten sich um die Zeit-
schrift „Oswoboshdenije" (Die Befreiung), die von 1902 bis 1905 unter der
Redaktion von P. B. Struve im Ausland erschien. Die Anhänger des „Oswo-
boshdenije" schlössen sich im Januar 1904 zu dem liberal-monarchistischen
„Bund der Befreiung" zusammen. Später bildeten die „Oswoboshdenzen"
den Kern der stärksten bürgerlichen Partei Rußlands, der Partei der Ka-
detten (Konstitutionellen Demokraten). 8 62 67

5 „Geheim" nennt Lenin ironisch die Tagung von Vorsitzenden der Semstwo-
ämter und anderen Semstwoleuten, die mit Erlaubnis des Zaren für den
6. November 1904 nach Petersburg einberufen worden war. Fünf Tage vor
Beginn der Tagung jedoch, als die Delegierten bereits einzutreffen began-
nen, wurde bekanntgegeben, daß die Zarenregierung die Verschiebung der
Tagung um ein Jahr nahelegt. Der mit den Liberalen liebäugelnde Innen-
minister Swjatopolk-Mirski erlaubte jedoch den Semstwoleuten, sich „bei
einer Tasse Tee, in Privatwohnungen" zu unterhalten. 9

6 Der berühmte Rostower Streik begann am 2. (15.) November 1902. Der
Streik schlug rasch in politische Demonstrationen um, an denen rund 30 000
Arbeiter teilnahmen. Der Streik dauerte bis zum 25. November (8. Dezem-
ber). Geleitet wurde er vom iskristischen Donkomitee der SDAPR. (Siehe
Werke, Bd. 6, S. 270-276.)

Mit „einer Reibe von Massendemonstrationen im Süden" meint Lenin
die politischen Massenstreiks und Demonstrationen im Süden Rußlands im
Jahre 1903, die Transkaukasien (Baku, Tiflis, Batum) und die größeren
Städte der Ukraine (Odessa, Kiew, Jekaterinoslaw) erfaßt hatten. 12

7 Es handelt sich um die neue, die menschewistische „Iskra". Nach dem
II. Parteitag der SDAPR bemächtigten sich die Menschewiki mit Unter-
stützung Plechanows der „Iskra". Ab November 1903, von Nr. 52 an,
wurde die „Iskra" zu einem menschewistischen Organ. Sie erschien bis Ok^
tober 1905. 15

8 Neben der Westminsterabtei in London befindet sich das Gebäude des eng^
lischen Parlaments, n
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9 „Rabotsdheje Delo" (Arbeitersache) — Zeitschrift der „Ökonomisten", urn
regelmäßig erscheinendes Organ des „Auslandsbundes russischer Soziale
demokraten". Erschien in Genf von 1899 bis 1902. Eine Kritik der Ansicht
ten der Gruppe „Rabotscheje Delo" findet man in Lenins Werk „Was tun?".
(Siehe Werke, Bd. 5, S. 355-551.) 18

1 0 Orlowski — Pseudonym des Bolschewiken W . W. Worowski. 25

1 1 Auf den Konferenzen der bolschewistischen Lokalkomitees wurde ein Or-i
ganisationszentrum der Bolschewiki, das Büro der Komitees der Mehrheit,
gewählt. Die Südkonferenz der bolschewistischen Komitees fand im Sepn
tember 1904 statt. Im November 1904 fand in Tiflis die bolschewistische
Konferenz der kaukasischen Komitees statt, der 15 Delegierte, Vertreter
der Komitees von Baku, Batum, Imeretien-Mingrelien und Tiflis, beiwohn j

ten. Im Dezember 1904 tagte die Nordkonferenz. 27

1 2 Die Resolutionen der Nordkonferenz veröffentlichte W. I. Lenin in Nr . 2
des „Wperjod" vom 14. CD Januar 1905 in der Rubrik „Aus der Partei".

Die Resolutionen der Südkonferenz wurden zum erstenmal 1930 imLenin-
Sammelband XV, S. 217-219 (russ.), veröffentlicht; ebendort, S. 249-253
(russ.), finden sich auch die Resolutionen der kaukasischen Konferenz. 27

1 3 Wassili Wassiljewitsd) — der Bolschewik M . S. Olminski (Alexandrow). 30

1 4 Radhmetow — A. A. Malinowski; bekannter unter dem Namen Bogdanow;
er stieß im Jahre 1903 zu den Bolschewiki. Nach dem V. Parteitag in Lon-*
don (1907) wandte er sich vom Bolschewismus ab. 30

1 5 Es handelt sich um das Büro der Komitees der Mehrheit. 33
1 6 Tapadhen — der Bolschewik M. M. Litwinow. 33
1 7 Die Vorarbeiten zu dem Artikel „Der Fall von Port Arthur" — einige Var^

anten vom Plan dieses Artikels, zahlreiche Auszüge aus der ausländischen
Presse u. a. — wurden veröffentlicht in den Lenin-Sammelbänden V, 1929,
S. 57 -59 (russ.), XVI, 1931, S. 37 -42 (russ.) und XXVI, 1934, S. 242-251
(russ.). 34

1 8 Alexejew, J. 1. — Admiral, ab 1903 zaristischer Statthalter im Fernen Osten.
38

1 9 „7he Jimes" — 1785 in London gegründete Tageszeitung; eine der einfluß-
reichsten konservativen Zeitungen der englischen Bourgeoisie. 38

2 0 „Rewoluzionnaja Rossija" (Das revolutionäre Rußland) — Zeitung der So-
zialrevolutionäre, die von Ende 1900 bis 1905 erschien. Ab Januar 1902
war sie das Zentralorgan der Partei der Sozialrevolutionäre. 40

38a Lenin, Werke, Bd. S
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2 1 Tanin (Pseudonym von M. S. Makadsjub), Jsöherewanin (Pseudonym von
F. A. Lipkin) — menschewistische Publizisten. 45

22 Hjadowoi — Pseudonym A. A. Malinowskis. 41
23 Gemeint ist die Mitteilung über die Herausgabe der Zeitung „Wperjod";

diese Mitteilung wurde im Dezember 1904 als Sonderdrude des Genfer bol-
schewistischen Verlags für sozialdemokratische Parteiliteratur, gegründet
von W. Bontsch-Brujewitsch und N . Lenin, veröffentlicht. 50

24 Absolut — die Bolschewikin J. D. Stassowa. 53

25 7p# 7 ^ _ Pseudonym W . P. Woronzows, eines Ideologen der liberalen
Volkstümlerrichtung in den achtziger und neunziger Jahren des 19. Jahr^
hunderts. 60

28 Siehe die Arbeit Lenins „Der ökonomische Inhalt der Volkstümlerrichtung
und seine Kritik in dem Buch des Herrn Struve" (Werke, 4. Ausgabe, Bd. 1,
S. 315—484, russ.). 60

2T Bernsteinianisdber Opportunismus — eine dem Marxismus feindliche Strö^
mung in der internationalen Sozialdemokratie, die Ende des 19. Jahrhun-
derts in Deutschland entstand und nach dem deutschen Sozialdemokraten
Eduard Bernstein benannt wurde. Bernstein forderte eine Revision der revo-
lutionären Lehre von Marx im Geiste des bürgerlichen Liberalismus.

Anhänger Bernsteins in Rußland waren die „legalen Marxisten", die
„Ökonomisten", die Bundisten und die Menschewiki. 60

28 Starower — Pseudonym des Menschewiken A. N . Potressow. 61
29 „Sarja" (Die Morgenröte) — marxistische wissenschaftlich-politische Zeit-*

schrift, die von der Redaktion der „Iskra" in den Jahren 1901 und 1902 in
Stuttgart herausgegeben wurde. In der „Sarja" wurden folgende Arbeiten
Lenins veröffentlicht: „Zufällige Notizen", „Die Verfolger des Semstwos
und die Hannibale des Liberalismus", die ersten vier Kapitel des Werkes
„Die Agrarfrage und die ,Marxkritiker'" (unter dem Titel „Die Herren
.Kritiker' in der Agrarfrage"), „Innerpolitische Rundschau" und „Das
Agrarprogramm der russischen Sozialdemokratie". Es erschienen drei Hefte:
die Nummern 1,2/3 und 4. 64

80 7Jiko\ai-on — Pseudonym N . F. Danielsons, eines Ideologen der liberalen
Volkstümlemchtung in den achtziger und neunziger Jahren des 19. Jaru^
hunderts. 72

8a Der „HussisdbeVerein der Fabrik-und Werkarbeiter" wurde 1904 in Peters-
burg von der zaristischen Polizei mit Hilfe des Popen Gapon, eines Provo-
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kateurs, organisiert, um die Arbeiter vom revolutionären Kampf gegen die
Selbstherrschaft abzulenken. 78

32 Die Petition der Petersburger Arbeiter an den Zaren wurde als Flugblatt
herausgegeben und in N r . 4 des „Wperjod" vom 31. (18.) Januar 1905
nachgedruckt. 79

33 Bei den von Lenin erwähnten Briefen handelt es sich um die Korrespondenz
zen eines Bolschewiken aus Petersburg, die in Nr . 4 des „Wperjod" vom
31. (18.) Januar 1905 unter der Überschrift „Briefe von Petersburger So*
zialdemokraten" veröffentlicht wurden. 94

3(4 Es handelt sich um den „Vorwärts", das Zentralorgan der deutschen Sozial-t
demokratie, der in N r . 4 des „Wperjod" vom 31. (18.) Januar 1905 in dem
Artikel „Auf dem Schloßplatz. Brief eines Augenzeugen" zitiert wird. 99

35 Die Zeitung „Prawitelstwenny TVestnik" (Regierungsbote) war das offizielle
Regierungsorgan und erschien in Petersburg von 1869 bis 1917. 106

36 Der Artikel „Die Kämpfe auf den 'Barrikaden" war für N r . 4 des „Wpe-
rjod", die dem Beginn der Revolution in Rußland gewidmet war, vorgesehen,
erschien jedoch nicht. Zuerst veröffentlicht wurde er 1934 im Lenin-Sammel-
band XXVI. HO

37 „ygrjum-Burtsdhejew" — Typus eines bornierten Würdenträgers, wie er
in M . J. Saltykow-Schtschedrins Werk „Die Geschichte einer Stadt" dar-
gestellt ist.

Lenin nennt die Höflingsclique um Nikolaus II. die Petersburger Ugrjum-
Burtschejews. 112

38 Die „Xurze Darstellung der Spaltung in der SDAPR" wurde als Sonder-
druck von der Berner Gruppe zur Unterstützung der SDAPR am 2. (15.)
Februar 1905 mit folgender Mitteilung veröffentlicht: „Die Berner Gruppe
zur Unterstützung der SDAPR ,Wperjod' veröffentlicht diesen Brief, da sie
es für außerordentlich wichtig hält, daß besonders die Genossen in Rußland
eine kurze Schilderung der Spaltung erhalten. Wir bitten die Genossen im
Ausland, den Brief nach Rußland zu senden." 113

39 Qdljorka — Pseudonym des Bolschewiken M.S.Olminski (Alexandrow). in
40 'Woinow — Pseudonym des Bolschewiken A . W . Lunatscharski. 117

« Sdielgunow, 5V. W. (1824—1891) - demokratischer Schriftsteller und PUH
blizist; arbeitete an der Zeitschrift „Sowremennik" (Der Zeitgenosse) mit.
Seine fortschrittliche Tätigkeit war den Petersburger Arbeitern gut be-
kannt. Die Beisetzung Schelgunows am 15. (27.) April 1891 gestaltete sich
zu einer Demonstration gegen die Regierung. 127 •

38a*
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4 2 Es handelt sich um den politischen Massenstreik im Juli 1903 in Kiew. In
Nr . 47 der „Iskra" vom 1. September 1903 ist diesem Streik eine umfangn
reiche Korrespondenz unter dem Titel „Generalstreik in Kiew" gewidmet«
128

4 3 Xifa Mokijewitsdb — Figur aus dem Roman N . W . Gogols „Die toten
len". Es handelt sich um den Typ eines Menschen, der sein Leben damit
verbringt, daß er tiefsinnig über belanglose und praktisch wertlose Probleme
grübelt. 140

4 4 Am 5. (18.) Mai 1902 verübte der Arbeiter Lekert einen Anschlag auf den
Gouverneur von Wilna, von Wal. Martow und Sassulitsch begrüßten die^
sen Akt individuellen Terrors.

Mit dem „Flugblatt anläßlich der Tötung Plehwes" meint Lenin das
Flugblatt Nr . 16 „An das arbeitende Volk", unterzeichnet von der Redakn
tion der menschewistischen „Iskra", worin die Sozialrevolutionäre Taktik
des individuellen Terrors offen verteidigt wurde. 148

4 5 Berg und Qironde — Bezeichnung der zwei politischen Gruppierungen der
Bourgeoisie während der französischen bürgerlichen Revolution Ende des
18. Jahrhunderts. Als Berg oder Jakobiner bezeichnete man die konsequen-t
testen Vertreter der revolutionären Klasse der damaligen Zeit, der Bourn
geoisie, die die Vernichtung des Absolutismus und Feudalismus forderten.
Zum Unterschied von den Jakobinern schwankten die Girondisten zwischen
Revolution und Konterrevolution und wählten den Weg des Paktierens mit
der Monarchie.

„Sozialistische Gironde" nannte Lenin die opportunistische Strömung in
der Sozialdemokratie, proletarische Jakobiner oder „Berg" die revolutionären
Sozialdemokraten. Nach der Spaltung der SDAPR in Bolschewiki und Menn
schewiki betonte Lenin des öfteren, daß die Menschewiki die girondistische
Strömung in der Arbeiterbewegung darstellen. 162

4 8 Lenin meint die Notiz „Die Desorganisation der Lokalkomitees" und die
Resolutionen der Minsker und der Odessaer Gruppe der Sozialdemokraten^
die in Nr. 7 des „Wperjod" vom 21. (8.) Februar 1905 in der Rubrik „Aus
der Partei" veröffentlicht wurden. 164

4 7 „Ausländisdbe Bonapartisten" nannte Lenin die Menschewiki, die gegen den
Willen der Partei die „Iskra" — das Zentralorgan der Partei —, das Zen-i
tralkomitee und den Rat der Partei an sich gerissen hatten. 165

4 8 Gemeint ist die Resolution Starowers (A. N . Potressows) über das Verhält-t
nis zu den Liberalen, die auf dem II. Parteitag der SDAPR angenommen
wurde. Vom III. Parteitag wurde diese Resolution aufgehoben. 175
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*9 Der „Plan einer Vorlesung über die 'Kommune" ist der Plan eines Vortrags
über die Pariser Kommune, den Lenin am 5. (18.) März 1905 für die rassi-i
sehe Kolonie politischer Emigranten in Genf hielt. 195

50 In der Einleitung zu der Arbeit von Karl M a r x „Der Bürgerkrieg in Frank-
reich" analysiert Friedrich Engels die Lage in Frankreich nach dem Juni-
aufstand 1848 und schreibt: „Konnte das Proletariat noch nicht Frankreich
regieren, so konnte die Bourgeoisie es schon nicht mehr." (Siehe Karl M a r x
und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin
1958, S. 448.) 195

51 Hier und weiter unten bezieht sich Lenin auf die deutsche Ausgabe der
Broschüre von Karl M a r x „Der Bürgerkrieg in Frankreich", die 1891 in
Berlin erschienen war. 195

52 Lenin zieht hier einen Vergleich zwischen den Feinden der Pariser Kom-i
mune von 1871 und den Zarendienern, die schon damals die erste russische
Revolution von 1905 blutig niederzuschlagen versuchten.

Irepow, D. 7. — Petersburger Generalgouverneur, leitete die Nieder-t
werfung der ersten russischen Revolution.

Wassiltsdhikow, S."}., Fürst — zaristischer General; befehligte am 9. (22.)
Januar 1905 in Petersburg die zaristischen Truppen, die die friedliche De-i
monstration der Arbeiter zusammenschössen. 196

58 Hier und weiter unten bezieht sich Lenin auf das Buch: Weill, G., „Histoire
du mouvement social en France 1852—1902", Paris 1904 („Geschichte der
sozialen Bewegung in Frankreich 1852—1902"). 196

Bi Die Zahlen der Opfer der Kommune sind dem .1896 in Paris erschienenen
Buch von Lissagaray „Histoire de la Commune de 1871" entnommen. (Deut-
sche Übersetzung siehe: Lissagaray, „Geschichte der Kommune von 1871",
Berlin 1953, S. 505.) 197

53 Das Ausnahmegesetz gegen die Sozialisten, kurz Sozialistengesetz genannt,
wurde 1878 in Deutschland erlassen. Durch dieses Gesetz wurden alle O n
ganisationen der sozialdemokratischen Partei, alle Massenorganisationen
der Arbeiter und die Arbeiterpresse verboten. Die sozialistische Literatur
wurde beschlagnahmt. Tausende Sozialdemokraten wurden zu Gefängnis
verurteilt oder ausgewiesen. Unter dem Druck der Massenbewegung der
Arbeiter wurde das Gesetz 1890 aufgehoben. 204

66 X. — Pseudonym des Menschewiken P. P . Maslow. 224
57 Die vorliegende Skizze ist das Vorwort Lenins zur Obersetzung eines Auf->

Satzes von Cluseret, der in N r . 11 des „Wperjod" vom 23. (10.) M ä r z 1905
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nnter dem Titel „Ober den Straßenkampf. (Ratschläge eines Kommune-
generals)" veröffentlicht wurde. Die Übersetzung wurde von Lenin redi-
giert. (Siehe Lenin-Sammelband XXVI, 1934, S. 355—365, russ.) 228

58 Wassiljew — der Bolschewik F. W . Lengnik. 23 i
58 Qlebow — W . A. Noskow, wurde auf dem II. Parteitag der SDAPR in das

Z K gewählt. Im Sommer 1904 wandte er sich von den Bolschewiki ab und
nahm den Menschewiki gegenüber eine versöhnlerische Haltung ein. 233

60 Die vorliegende Notiz wurde als Anmerkung W . I. Lenins zu dem Artikel
W . W . Worowskis „Früchte der Demagogie" in N r . 11 des „ Wperjod" vom
23. (10.) M ä r z 1905 veröffentlicht.

Die Materialien zur Geschichte des marxistischen Parteiprogramms sind
in Band 6 der Werke W . I. Lenins enthalten. 236

61 Es handelt sich um folgenden Satz aus dem Parteiprogramm, das auf dem
II. Parteitag der SDAPR angenommen wurde: „In dem Bestreben, ihre
nächsten Ziele zu verwirklichen, unterstützt die SDAPR jede oppositionelle
und revolutionäre Bewegung, die sich gegen das in Rußland bestehende
soziale und politische System richtet, sie lehnt aber gleichzeitig entschieden
alle jene Reformpläne ab, die irgendwie auf eine Erweiterung oder Festi-
gung der polizeilich-bürokratischen Bevormundung der werktätigen Klas-
sen hinauslaufen." (Siehe Werke, Bd. 6, S. 18, und „Die KPdSU in Reso-
lutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferenzen und Plenar^
tagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, 1954, S. 43, russ.) 240

62 Das „Zirkuhr gegen "Kriege" schrieb Karl M a r x Anfang Mai 1846 unter
Mitarbeit von Friedrich Engels. Es wurde in der Monatsschrift „Das West-i
phälische Dampfboot" veröffentlicht. (Siehe „Aus dem literarischen Nachlaß
von Karl Marx, Friedrich Engels und Ferdinand Lassalle." Herausgegeben
von Franz Mehring. Zweiter Band, Stuttgart 1902, S. 414—428.) 242

63 Über Henry George schrieb Friedrich Engels in der Vorrede zur amerika^
nischen Ausgabe seines Buches „Die Lage der arbeitenden Klasse in Eng-^
land". Das Buch erschien 1887 in New York. (Siehe Karl Marx/Friedrich
Engels, Werke, Bd. 2, Berlin 1958, S. 629-636.) 242

G* Nikititsd} — L. B. Krassin. 243
65 Die 'Kommission des Senators Sdbidlowski wurde am 29. Januar (11. F&»

bruar) 1905 von der Zarenregierung geschaffen, „um die Ursachen der U n j

Zufriedenheit unter den Arbeitern zu klären", in Wirklichkeit jedoch, um
die Arbeitermassen zu täuschen und vom revolutionären Kampf abzulen^
ken. Mi t den „Taschenspielertricks dieser ,Schidlowski-Kommission' in der
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Partei" meint W . I. Lenin die Doppelzüngigkeit des von den Menschewiki
besetzten ZK, das sich formal für den III. Parteitag aussprach, in Wirklich-i
keit jedoch der Einberufung eines Parteitags widersetzte. 246

68 „ Qrashäanin" (Der Staatsbürger) — reaktionäre Zeitung, die von Fürst
W . P. Meschtscherski gegründet wurde und von 1872 bis 1914 in Peters-
burg erschien. Von den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts an war sie das
Organ der extremen Monarchisten. Die Existenzmittel der Zeitung waren
in der Hauptsache Subsidien, die sie von der Zarenregierung erhielt. 261

67 Bulygin, A . Q. — zaristischer Innenminister, Verfasser des Gesetzentwurfs
über die Reichsduma, die eine Karikatur auf die Volksvertretung darstellte.
(Siehe den vorliegenden Band, S. 347—351.) 265

68 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunistischen
Partei", in Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1958, S. 32.
27i

69 Siehe Friedrich Engels, „Der deutsche Bauernkrieg", Berlin 1955, S. 111/112.
272

70 JWiüerand — französischer „Sozialist", ausgesprochener Reformist. Im Jahre
1899 trat er in eine reaktionäre bürgerliche Regierung ein, der auch Genen
ral Galliffet, der Henker der Pariser Kommune, angehörte.

Varlin, Couis-Eugene (1839—1871) — französischer Arbeiter, bekannter
Führer der I. Internationale, war Mitglied des ZK der Nationalgarde und
der Pariser Kommune 1871. 274

7 1 In Nr . 93 der menschewistischen „Iskra" war der Artikel L. Martows „Auf
der Tagesordnung. Arbeiterpartei und .Machtergreifung' als unsere nächste
Aufgabe" erschienen. Diesen Artikel kritisiert Lenin in seiner Arbeit „Die
revolutionäre demokratische Diktatur des Proletariats und der Bauern-
schaft" und in seinem Referat auf dem III. Parteitag der SDAPR: „über
die Teilnahme der Sozialdemokratie an einer provisorischen revolutionären
Regierung". (Siehe den vorliegenden Band, S. 286 und 387.) 278

72 Siehe Karl Marx, „Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte", in Karl
Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I,
Berlin 1958, S. 309/310. 279

73 „Sisyphusarbeit" — dem altgriechischen Mythus vom König Sisyphus ent-i
nommene Bezeichnung für eine mühselige, anstrengende, aber fruchtlose
Arbeit. Wegen seines Frevels an den Göttern wurde Sisyphus, wie die Sage
erzählt, hart bestraft: Er mußte für ewig einen riesigen Stein auf einen
hohen Berg hinaufwälzen, der, kaum oben angekommen, sofort wieder in
die Tiefe rollte. 281



594 Anmerkungen

7* Der Artikel „Die revolutionäre demokratische Diktatur des Proletariats und
der Bauernschaft" wurde auch als Einzelbroschüre in georgischer, russischer
und armenischer Sprache vom Kaukasischen Bundeskomitee der SDAPR
veröffentlicht. 286

75 Gemeint ist die Resolution über die „Internationalen Regeln der sozialisti-f
sehen Taktik", die im August 1904 auf dem Amsterdamer Kongreß der
II. Internationale angenommen wurde. 290

78 „Parlamentarischer Kretinismus", ein von M a r x und Engels geprägter Aus-i
druck. Engels schrieb in „Revolution und Konterrevolution in Deutschland"
über die Linken in der Frankfurter Nationalversammlung: „Seit Beginn
ihrer parlamentarischen Laufbahn waren sie mehr als jede andere Fraktion
der Versammlung von der unheilbaren Krankheit des parlamentarischen
Kretinismus befallen, einem Leiden, das seine unglücklichen Opfer mit der
erhebenden Überzeugung erfüllt, daß die ganze Welt, ihre Vergangenheit
und ihre Zukunft, durch die Stimmenmehrheit jener besonderen Vertretungs-i
körperschaft gelenkt und bestimmt wird, die die Ehre hat, sie zu ihren Mitn
gliedern zu zäh len . . . " (Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, „Revolution und
Konterrevolution in Deutschland", Berlin 1953, S. 123.) 294

77 Die reaktionäre Zeitung „SVoiw/e Wremja" (Neue Zeit) führte eine wüste
Hetze gegen ihre politischen Gegner und bediente sich ausgiebig der Ver-f
leumdung und anderer unsauberer Methoden der Polemik.

Lenin nennt weiter unten die menschewistische „Iskra" das „.Nowoje
Wremja' unserer Partei" und die Menschewiki „Leute vom Schlage des
,Nowoje Wremja '" . 302

78 Gemeint ist die Broschüre Orlowskis (W. W . Worowskis) „Der Rat gegen
die Partei", die 1904 in Genf erschienen war. 304

79 Das Flugblatt über den Aufstand, unterzeichnet vom Büro der Komitees der
Mehrheit, wurde in Nr . 9 des „Wperjod" vom 8. M ä r z (23. Februar) 1905
unter dem Titel „Brennende Fragen" im Wortlaut nachgedruckt. 307

80 „Moskowskije TVedomosti" (Moskauer Nachrichten) — im Jahre 1756 gen
gründete Zeitung; von den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts an vern
trat sie die Ansichten der reaktionärsten monarchistischen Kreise der Gutsn
besitzer und der Geistlichkeit; ab 1905 war sie eins der wichtigsten Presse-*
organe der Schwarzhunderter. Erschien bis zur Oktoberrevolution 1917. 309

81 Lenin zitiert die Arbeit von Karl M a r x „Zur Kritik der Hegeischen Rechts j

Philosophie". (Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 1, Berlin 1957,
S. 379.) 313

82 „Das WestpbäHsche Dampfboot" — deutsche Zeitschrift demokratischer
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Richtung, die von 1845 bis 1848 in Westfalen erschien. In der Zeitschrift
wurden einzelne Artikel von Karl Marx und Friedrich Engels veröffentlicht.
318

83 Der „Oftene Brief an den Vorsitzenden des Hais der SDAPR, genossen
Pledhanow" wurde zuerst als Sonderdruck herausgegeben und dann in der
Zeitung „Wperjod" nachgedruckt. Das Schreiben an den Rat der Partei
wurde am 4. (17.) April 1905 an Plechanow abgesandt. Einen Tag später
fand die Sitzung des Organisationskomitees statt (dem Mitglieder des Büros
der Komitees der Mehrheit und Vertreter des ZK angehörten). In dieser
Sitzung wurde beschlossen, dem Rat zur Beantwortung eine siebentägige
Frist zu geben und danach den Parteitag zu eröffnen. Der dritte Parteitag
der SDAPR begann genau sieben Tage später, am 12. (25.) April. 330

84 Jansen — L. B. Krassin. 330
85 Walerjan — A . I. Ljubimow. 330
86 Wadim — D. S. Postolowski. 334
87 B. oder Böhm — M. A. Silwin, Anfang 1905 Vertreter des ZK im Rat der

Partei; Wtorow — der Menschewik W. N . Krochmal. 335
88 Der Aufruf „Der Erste Mai" wurde von Lenin in Genf verfaßt und e n

schien als Flugblatt, unterzeichnet vom Büro der Komitees der Mehrheit
und von der Redaktion des „Wperjod". Das Flugblatt wurde von einer
Reihe sozialdemokratischer Lokalkomitees nachgedruckt. 343

89 Der ///. Parteitag der SDAPR fand vom 12. bis 17. April (25. April bis
10. Mai) 1905 in London statt. Vorbereitet und einberufen wurde der Par*
teitag von den Bolschewiki unter Führung Lenins. Er war der erste bol-
schewistische Parteitag.

Folgende Tagesordnung des III. Parteitags der SDAPR, die von Lenin
ausgearbeitet war, wurde vom Parteitag bestätigt: /. BeridoX des Organisai
tionskomitees. II. Jaktisdbe Tragen-. 1. der bewaffnete Aufstand; 2. das Ver-
halten zur Politik der Regierung vor und während der Umwälzung (dieser
Punkt umfaßte zwei Fragen: a) das Verhalten zur Politik der Regierung
am Vorabend der Umwälzung; b) über die provisorische revolutionäre Re^
gierung); 3. die Stellung zur Bauernbewegung. III. Tragen der Organisa-*
tion: 4. das Verhältnis zwischen Arbeitern und Intellektuellen in den Organ
nisationen der Partei; 5. das Parteistatut. IV. Das Verhältnis zu anderen
Parteien und Strömungen-. 6. das Verhältnis zum abgespaltenen Teil der
SDAPR; 7. das Verhältnis zu den nationalen sozialdemokratischen Organi-i
sationen,- 8. das Verhältnis zu den Liberalen; 9. praktische Vereinbarungen
mit den Sozialrevolutionären. V. Tragen des inneren Parteilebens: 10. Pro-i
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paganda und Agitation. VI. Berichte der Delegierten: 11 . Bericht des Z K ;
12. Berichte der Delegierten der Lokalkomitees. VII. Wahlen: 13. W a h l e n ;
14. Bestimmungen über die Veröffentlichung der Resolutionen und Protokolle
des Parteitags und über den Funktionsantrit t der neugewählten Funktionäre.

Z u allen Hauptfragen des III. Parteitags schrieb Lenin bereits vor dem
Partei tag Resolutionsentwürfe und erläuterte sie in seinen Artikeln, die im
„Wperjod" veröffentlicht wurden. Lenin sprach auf dem Partei tag zur
Frage des bewaffneten Aufstands, über die Teilnahme der Sozialdemokratie
an einer provisorischen revolutionären Regierung, über die Stellung zur
Bauernbewegung, über das Parteistatut und zu einigen anderen Fragen. In
den Protokollen des Parteitags sind 138 Beiträge und Vorschläge Lenins
vermerkt.

Der Parteitag nahm Abänderungen am Parteistatut vor : a) § 1 des Statuts
wurde in der Leninschen Formulierung angenommen; b) die Rechte des Z K
und seine Beziehungen zu den Lokalkomitees wurden genau festgelegt;
c) der organisatorische Aufbau der zentralen Parteiorgane wurde veränder t :
an Stelle der drei Zentralstellen (ZK, Z O und Rat der Partei) schuf der
Partei tag eine einzige vollberechtigte zentrale Parteileitung, das Zentraln
komitee.

ü b e r die Arbei^ und die Bedeutung des III. Parteitags siehe Lenins Arti-
kel „Der dritte Par te i tag" (vorliegender Band, S. 4 4 0 - 4 4 7 ) und das Buch
Lenins „Zwei Takt iken der Sozialdemokratie in der demokratischen Revo-<
lution". 355

90 Letnew — A. I. Ljubimow. 363
9 1 Simin — L. B. Krassin. 363
92 Leskow — N . W . Romanow, Delegierter des Nordkomitees. In der Rede

werden erwähnt : Sharkow — M . S. Leschtschinski, Delegierter des Komi-*
tees von Jekaterinoslaw; JWidbaüow — D . S. Postolowski, Delegierter des
Nordwestkomitees; Sosnowski — W . A. Desnizki, Delegierter des Komitees
von Nishni-Nowgorod. 367

93 Das Dokument t rägt keine Überschrift, die Überschrift stammt vom Institut
für Marxismus-Leninismus beim Z K der K P d S U in Moskau. 369

94 Sergejew — A. I. Rykow. 371
95 Älexandrow — D . S. Postolowski. 372
86 Sdbmidt — P . P . Rumjanzew, Delegierter des Woronesher Komitees. 372
87 „Ansprache der Zentralbehörde an den Bund vom M ä r z 1850" (siehe Karl

M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I,
Berlin 1958, S. 9 3 - 1 0 3 ) . 382
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98 „Bund der Kommunisten" — erste internationale Organisation des revo-*
lutionären Proletariats, gegründet im Sommer 1847 in London auf einem
Kongreß von Delegierten der revolutionären proletarischen Organisationen.
Die Organisatoren und Führer des „Bundes der Kommunisten" waren Karl
M a r x und Friedrich Engels, die im Auftrag dieser Organisation das „Mani-1

fest der Kommunistischen Partei" verfaßten. Der „Bund der Kommunisten"
bestand bis 1852. Seine bedeutendsten Vertreter spielten später in der I. In-i
ternationale eine führende Rolle. (Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels,
Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 314-332.) 382

99 Die „SVeue Rheinisdbe Zeitung" wurde vom 1. Juni 1848 bis zum 19. Mai
1849 in Köln unter der Leitung von Karl M a r x und Friedrich Engels her-
ausgegeben. Ihr Chefredakteur war Marx . Ab N r . 301, nach der Auswei-
sung von Marx, mußte die Zeitung ihr Erscheinen einstellen, ü b e r die
„Neue Rheinische Zeitung" siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Aus-
gewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 305—313. 384

100 Es handelt sich um den Brief von Friedrich Engels an Filippo Turati vom
26. Januar 1894, der am 1. Februar 1894 in N r . 3 der italienischen Halb-i
monatsschrift „Critica Sociale" veröffentlicht worden war. Er erschien unter
der Überschrift „Die zukünftige italienische Revolution und die sozia-
listische Partei". (Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe,
Berlin 1953, S. 562-572.) 386

101 Der 1873 veröffentlichte Artikel von Friedrich Engels „Die Bakunisten an
der Arbeit. Denkschrift über den Aufstand in Spanien im Sommer 1873"
wurde unter der Redaktion von W . I. Lenin ins Russische übersetzt und
1905 in Genf und 1906 in Petersburg vom ZK der SDAPR als Broschüre
herausgegeben. (Siehe Friedrich Engels, „Die Bakunisten an der Arbeit"
in „Internationales aus dem .Volksstaat' [1871—1875]", Berlin 1957, S. 16
bis 38.) 387

102 yendee — französisches Departement, war während der französischen bür-
gerlichen Revolution Ende des 18. Jahrhunderts der Herd eines konterrevo-
lutionären Aufstands der rückständigen, reaktionären Bauernschaft gegen
den revolutionären Konvent. Der Aufstand wurde unter religiösen Losun-
gen durchgeführt, an seiner Spitze standen konterrevolutionäre Geistliche
und Gutsbesitzer. 389

103 Lenin zitiert den Artikel von Karl M a r x „Die Bourgeoisie und die Kontern
revolution. Zweiter Artikel", der am 11. Dezember 1848 geschrieben wor-*
den war. (Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in
zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1958, S. 56.) 389
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104 Siehe Friedrich Engels, „Die deutsche Reichsverfassungskampagne", in
Marx/Engels/Lenin/Stalin, „Zur deutschen Geschichte", Bd. II, l.Halb-i
band, Berlin 1954, S. 469-562. 390

105 Andrejew — N . A. Alexejew,- nahm am III. Parteitag der SDAPR mit be-
ratender Stimme teil. 395

106 Barsoiv — der Bolschewik M . G. Zchakaja. 397
107 „Säowarze Xlmteilung" — eine populäre Losung der Bauern im zaristischen

Rußland; sie war ein Ausdruck des Strebens der Bauern nach einer alln
gemeinen Aufteilung des Bodens. 399

108 Qolubin — Delegierter des III. Parteitags der SDAPR, der Bolschewik
P. A. Dshaparidse. 408

109 Das Dokument trägt keine Überschrift, die Überschrift stammt vom Institut
für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU in Moskau. 409

110 Das Dokument trägt keine Überschrift, die Überschrift stammt vom Institut
für Marxismus-Leninismus beim Z K der KPdSU in Moskau. 420

111 Die Resolution „Zu den Ereignissen im Kaukasus" wurde zuerst veröffenfri
licht in Nr . 1 des „Proletari" vom 27. (14.) Mai 1905 und in Nr . 1 der in
Georgien erscheinenden illegalen bolschewistischen Zeitung, dem Organ
des Kaukasischen Bundes der SDAPR, „Borba Proletariata" (Der Kampf
des Proletariats) vom 1. (14.) Juli 1905. 421

112 Gemeint ist die Resolution „übe r die Konstituierung des Parteitags", ab*
gedruckt in Nr . 1 des „Proletari" vom 27. (14.) Mai 1905. (Siehe „Die
KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferenzen
und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, 1954, S. 75/76, russ.) 434

lis £)ie vorliegende Notiz wurde in Nr . 1 des „Proletari" vom 27. (14.) Mai
1905 als Anmerkung der Redaktion zu der Resolution des III. Parteitags
„ ü b e r die Konstituierung des Parteitags" veröffentlicht. 438

114 Gemeint sind die Resolutionen des Gesamtrussischen Kongresses der Advo^
katen, der vom 28. bis 30. März (10.—12. April) 1905 in Petersburg tagte.
Eine Kritik der Resolutionen findet sich im Leitartikel des „Proletari" N r . 2
vom 3. Juni (21. Mai) 1905. 449

115 Die erwähnte „besondere Broschüre" erschien am 12. (25.) Juni 1905 in
französischer Sprache als Beilage zu der Zeitung „Le Socialiste" (Zentral-i
organ der Sozialistischen Partei Frankreichs) und in deutscher Sprache in
der Münchener Ausgabe „Bericht über den III. Parteitag der SDAPR".
Eine Mitteilung über das Erscheinen dieser Broschüren wurde in N r . 15 des
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„Proletari" vom 5. September (23. August) 1905 in der Rubrik „Aus der
Partei" veröffentlicht. 454

1 1 6 „Troletari" (Der Proletarier) — illegale bolschewistische Wochenzeitung,
Zentralorgan der SDAPR, gegründet auf Beschluß des III. Parteitags. Das
Plenum des Zentralkomitees der Partei beschloß am 27. April (10. Mai)
1905, W. I. Lenin zum verantwortlichen Redakteur des Z O zu ernennen.

Der „Proletari" wurde vom 27. (14.) Mai bis 25. (12.) November 1905
in Genf herausgegeben; es erschienen 26 Nummern. Ständige Mitarbeiter
der Redaktion waren W. W . Worowski, A. W. Lunatscharski und M . S. Oh
minski. Der „Proletari" setzte die Linie der alten, Leninschen „Iskra" und
des bolschewistischen „Wpetjod" fort.

Lenin schrieb für die Zeitung mehr als 50 Artikel und Notizen. Seine
Artikel aus dem „Proletari" wurden von den lokalen Presseorganen der
Bolschewiki nachgedruckt und erschienen auch als Flugblätter.

Bald nachdem Lenin im November 1905 nach Rußland abgereist war,
stellte der „Proletari" sein Erscheinen ein. Die letzten beiden Nummern (25
und 26) des „Proletari" erschienen unter der Redaktion von W . W . Worow^
ski. 454

1 1 7 Stephan dorn (1824—1898) — Vertreter der deutschen Arbeiterbewegung.
Er nahm an der Revolution von 1848 teil und war Mitglied des „Bundes
der Kommunisten". (Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte
Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 327/328.) 467

1 1 8 Siehe Karl Marx, „Enthüllungen über den Kommunistenprozeß zu Köln",
Berlin 1952, S. 39. 469

1 1 9 Lenin meint hier die „Ansprache der Zentralbehörde an den Bund", die
Karl Marx und Friedrich Engels im März 1850 geschrieben hatten. (Siehe
Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden,
B. I, Berlin 1958, S. 93-103.) 470

1 2 0 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", in Karl Marx und
Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1958,
S. 25. 470

1 2 1 Lenin meint die Arbeit von Friedrich Engels „Zur Geschichte des Bundes
der Kommunisten". (Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte
Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 328.) 470

1 2 2 „Der Vöiksstaat" — Zentralorgan der deutschen Sozialdemokratie, das von
1869 bis 1876 in Leipzig unter der Redaktion von Wilhelm Liebknecht er-
schien. Karl Marx und Friedrich Engels arbeiteten an der Zeitung mit. 474
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123 Siehe Friedrich Engels, „Die Bakunisten an der Arbeit", in „Internationales
aus dem .Volksstaat' (1871-1875)" , Berlin 1957, S. 1 6 - 3 8 . 474

124 Der dritte Artikel als Fortsetzung der Arbeit Lenins „ ü b e r die proviso-
rische revolutionäre Regierung" ist nicht erschienen. Lenin umriß die Auf*
gaben der provisorischen revolutionären Regierung in dem Dokument „Ein
Bild der provisorischen revolutionären Regierung" (siehe den vorliegenden
Band S. 537—539), in dem Artikel „Revolutionäre Armee und revolutio*
näre Regierung" (siehe den vorliegenden Band, S. 563—572) und in dem
Buch „Zwei Taktiken der Sozialdemokratie in der demokratischen Revo-i
lution". 480

125 Bei dem vorliegenden Dokument handelt es sich um das Vorwort der Redafo
tion zu der Broschüre „Bericht über den III. Parteitag der SDAPR", die im
Jahre 1905 in jiddischer Sprache erschien. 496

126 „£e Matin" — im Jahre 1884 gegründete französische bürgerliche Tages-i
zeitung. 524

127 Xassandra — Tochter des legendären trojanischen Königs Priamus. Nach
der altgriechischen Sage hatte Kassandra, die die Gabe der Weissagung
besaß, den Untergang der Stadt Troja vorausgesagt. 532

128 Den „Offenen "Brief an die Redaktion der ,£eipziger Volkszeitung'" schrieb
Lenin als Antwort auf den Artikel Kautskys „Die Spaltung in der russischen
Sozialdemokratie", der in der „Leipziger Volkszeitung" erschienen war. In
einem Brief an das Zentralkomitee der SDAPR vom 29. Juni (12. Juli)
äußerte sich Lenin über den Kautskyschen Artikel: „Kautsky hat anläßlich
der deutschen Ausgabe des .Berichts'", d. h. des „Berichts über den III. Par^
teitag der SDAPR", „einen hundsgemeinen Artikel geschrieben." Lenins
„Offener Brief" wurde in der Zeitung nicht veröffentlicht. 534

129 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 2, Berlin 1958, S. 86. 537
130 „KMS" (Rußland) — bürgerlich-liberale Zeitung; erschien von Dezember

1903 bis Juni 1908 mit Unterbrechungen und verschiedenen Namen „Rus",
„Molwa" (Die Kunde), „XX Wek" (20. Jahrhundert) . 545

131 „Sozialdemokrat" — menschewistische Zeitung, erschien in Genf von Ok-i
tober 1904 bis Oktober 1905. 55i

132 Es handelt sich um Lenins Buch „Zwei Taktiken der Sozialdemokratie in
der demokratischen Revolution", das Ende Juli 1905 erschien. 557

133 Gemeint ist der Artikel A. W . Lunatscharskis „Beiträge zur Geschichte des
revolutionären Kampfes des europäischen Proletariats", der. in N r . 2 des
„Wperjod" vom 14. (1.) Januar 1905 erschienen war. 580
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22. Dezember In Genf erscheint die erste Nummer der von Lenin redigier-
(4. "Januar) ten Zeitung „Wperjod". Diese Nummer enthält u. a. Lenins

Artikel „Die Selbstherrschaft und das Proletariat" (Leit-
artikel), „Ober gute Demonstrationen der Proletarier und
schlechte Betrachtungen einiger Intellektueller" und „Es ist
Zeit, Schluß zu machen".

24. Dezember In dem „Brief an einen Genossen in Rußland" kritisiert Lenin
(6. Januar) scharf die Haltung der menschewistischen „Iskra" gegenüber

der bürgerlichen Demokratie.
Lenin hält in der russischen Kolonie politischer Emigranten in
Genf ein Referat über Arbeiterdemokratie und bürgerliche
Demokratie.

28. Dezember In einem Brief an A. A. Bogdanow, Mitglied des Büros der
(10. Januar) Komitees der Mehrheit, besteht Lenin auf einem entschie-

denen und vollständigen Bruch mit den Menschewiki.

1.905

i. (14.) Januar In Nr. 2 des „Wperjod" werden Lenins Artikel „Der Fall
von Port Arthur" (Leitartikel) und „Von schönen Worten
wird man nicht satt" veröffentlicht.

5. (18.) Januar In einem Brief an die Züricher Gruppe der Bolschewiki for-
dert Lenin die Genossen auf, mit den Menschewiki entschie-
den zu brechen, und unterstreicht die Notwendigkeit der Ein-*
berufung des III. Parteitags.
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6. (19.) Januar In einem Brief an J. D. Stassowa und die Genossen im Mos-
kauer Gefängnis gibt Lenin Hinweise für das Verhalten der
Sozialdemokraten vor dem zaristischen Gericht.

Zwischen dem 1 O.Lenin schreibt eine Artikelfolge „Revolutionstage" über die
und 17. (23. und Ereignisse am 9. Januar in Petersburg.
30.) Januar

11. (24.) Januar In Nr. 3 des „Wperjod" erscheinen Lenins Artikel „Arbei-
terdemokratie und bürgerliche Demokratie" (Leitartikel),
„Von der Volkstümlerrichtung zum Marxismus", „Revolu-i
tion in Rußland", „Der Petersburger Streik" und „Unsere
Tartüffs".

12. (25.) Januar Lenin schreibt den Artikel „Der Beginn der Revolution in
Rußland", in dem er zur Vorbereitung des bewaffneten Auf̂
Stands aufruft. Der Artikel wird als Leitartikel in Nr. 4 des
„Wperjod" vom 31. (18.) Januar veröffentlicht.

Tiach dem 13. In einer Versammlung von Bolschewiki in Genf hält Lenin
(26.) Januar ein Referat über die Ereignisse des 9. Januar.

18. (31.) Januar In der Rubrik „Revolutionstage" in Nr. 4 des „Wperjod" er-i
scheinen Lenins Artikel „Was geschieht in Rußland?", „Die
ersten Schritte", „Der Pope Gapon", „Der Plan der Peters-s
burger Schlacht", „ .Väterchen Zar' und die Barrikaden".

19. Januar Lenin schreibt den Artikel „Der Zarenfriede".
(l.iebruar)

21. Januar In einem Brief an den Schweizer Sozialdemokraten H. Greu^
(3.7ebruar) lieh schildert Lenin kurz die Geschichte der Spaltung in der

SDAPR.
25. Januar Lenin schreibt einen Brief an August Bebel, worin er dessen
(7. Tebruar) Vorschlag ablehnt, ein Schiedsgericht über den Konflikt zwi-!

sehen Bolschewiki und Menschewiki entscheiden zu lassen.
In Nr. 5 des „Wperjod" erscheinen Lenins Artikel „Peters^
bürg nach dem 9. Januar", „Wie Trepow haust" u. a.
Lenin ist in Genf bei dem Referat M. S. Olminskis „Eine
Spielart des Opportunismus", in dem der Menschewismus
kritisiert wird, zugegen.

1.(14.) Februar Lenins Artikel „Zwei Taktiken" erscheint als Leitartikel in
Nr. 6 des „Wperjod",
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2. (15.) Tebruar In einem Brief an S. I. Gussew, Petersburg, schlägt Lenin vor,
die Verbindungen der Redaktion des „Wperjod" mit Arbeit
terzirkeln und besonders mit der Jugend zu festigen und zu
erweitern.

8. (21.) Tebruar In Nr. 7 des „Wperjod" erscheinen Lenins Artikel „Ober ein
Kampf abkommen für den Aufstand" (Leitartikel) und „Sol-i
len wir die Revolution organisieren?".

'12. (25.) Tebruar In einem Brief an S. I. Gussew besteht Lenin auf der Ben
behaltung der völligen Selbständigkeit des Büros der Komi-
tees der Mehrheit bei der Vorbereitung und Einberufung des
III. Parteitags.

15. (28.) Tebruar Lenin schreibt den „Brief an die Organisationen in Rußland",
in dem er mit allem Nachdruck für die sofortige Vorbereitung
des III. Parteitags eintritt.
In Nr. 8 des „Wperjod" wird Lenins Artikel „über die Eon
berufung des III. Parteitags" (Leitartikel) veröffentlicht.

Vor dem Lenin verfaßt den Text einer Umfrage für die Berichte der
20. Tebruar lokalen Parteiorganisationen an den III. Parteitag.
(5. März)

20. Tebruar Lenin spricht im Genfer Klub der Bolschewiki zu Fragen der
(5. !März) Vorbereitung des III. Parteitags.

23. Tebruar In Nr. 9 des „Wperjod" erscheinen Lenins Artikel „Neue
(8. März) Aufgaben und neue Kräfte" (Leitartikel) und „Oswoboshden-*

zen und Neuiskristen, Monarchisten und Girondisten".

28. Tebruar Lenin teilt dem Petersburger Komitee der SDAPR mit, daß
(13. März) das englische „Komitee der Arbeitervertreter" für die Untern

Stützung der Opfer des 9. Januar 1905 Geld gesandt hat.

Tebruar Lenin entwirft den Gesamtplan der Beschlüsse und Resohn
tionsentwürfe für den III. Parteitag.

2.(15.)März In Nr. 10 des „Wperjod" erscheinen Lenins Artikel „Prole^
tariat und bürgerliche Demokratie" und „Wen wollen sie
betrügen?"

3. (16.) März In einem Brief an S. I. Gussew, Mitglied des Büros der Ko^
mitees der Mehrheit, schlägt Lenin vor, zum III. Parteitag
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alle Komitees der Partei einzuladen, sowohl die bolschewi-i
stischen als auch die menschewistischen.

5. (i8.) März In einer Versammlung der russischen Kolonie der politischen
Emigranten in Genf hält Lenin einen Vortrag über die Pariser
Kommune.

Vor dem Lenin redigiert die Übersetzung eines Abschnitts aus den
10. (23.) März Memoiren des Generals der Pariser Kommune, Cluseret,

„über den Straßenkampf" und schreibt eine kurze Biogra-i
phie Cluserets.

10. (23.) März In Nr. 11 des „Wperjod" erscheinen Lenins Artikel „Prolej

tariat und Bauernschaft" (Leitartikel) und „Der erste Schritt".

12. (25.) März Lenin schreibt an das Odessaer Komitee über die Ernennung
von Delegierten zum III. Parteitag.

"15. (28.) März Lenin schreibt den Artikel „Winkelzüge, der Bonapartisten".
Der Artikel erscheint als Sonderdruck zu Nr. 13 des „Wpe^
rjod".

16. (29). März Lenins Artikel „über unser Agrarprogramm (Brief an den
III. Parteitag)" erscheint in Nr. 12 des „Wperjod".

20. März Lenin nimmt an der in Genf stattfindenden Konferenz rus j

(2. April) sischer sozialistischer Organisationen teil. Nachdem er sich
von dem opportunistischen Charakter der Konferenz über-i
zeugt hat, verläßt er sie.
Lenin wird von der Odessaer Parteiorganisation als Delegiern
ter zum III. Parteitag der SDAPR gewählt,

23. März In Nr. 13 des „Wperjod" erscheinen Lenins Artikel „Das
(5. April) europäische Kapital und die Selbstherrschaft" (Leitartikel),

„Der zweite Schritt" und der erste Teil des Artikels „Sozialn
demokratie und provisorische revolutionäre Regierung".

30. März In Nr. 14 des „Wperjod" erscheint Lenins Artikel „Die revo-!
(12. April) lutiqnäre demokratische Diktatur des Proletariats und der

Bauernschaft". Der Artikel wurde auch vom Kaukasischen
Bundeskomitee als Broschüre in russischer, georgischer und
armenischer Sprache herausgegeben.

März—April Lenin schreibt den Entwurf eines Artikels „Eine Revolution
vom Typus 1789 oder vom Typus 1848?".
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5. (i8.) April Lenin nimmt in Genf an einer Sitzung des Organisations-
komitees zur Einberufung des III. Parteitags teil.

6. (19.) April Lenin beauftragt G.D. Leiteisen, einen Mitarbeiter des „Wpe-
rjod", auf dem Parteitag der Sozialistischen Partei Frankreichs
(Guesdisten) im Namen der SDAPR eine Begrüßungsan-
sprache zu halten.

7. (20.) April In Nr. 15 des „Wperjod" erscheinen Lenins Artikel „Das
Agrarprogramm der Liberalen" (Leitartikel), „Marx über die
amerikanische .schwarze Umteilung'" u. a.

10. (23.) April Im Namen des ZK der SDAPR schreibt Lenin einen „Offe-
nen Brief an den Vorsitzenden des Rats der SDAPR, Genos-
sen Plechanow". Der Brief wird in Nr. 16 des „Wperjod" ver-
öffentlicht.

11. (24.) April Lenin nimmt an der Sitzung des Organisationskomitees zur
Einberufung des III. Parteitags teil und entwirft eine Reso-
lution des Organisationskomitees über die Rechtsgültigkeit
des Parteitags.

Vor dem Lenin schreibt das Flugblatt „Der Erste Mai". Das Flugblatt
12. (25.) April wird vom Büro der Komitees der Mehrheit und von der Re-

daktion des „Wperjod" herausgegeben.
Lenin erhält vom Kursker und vom Odessaer Komitee Man-
date für den III. Parteitag der SDAPR.
Abreise Lenins von Genf nach London zum III. Parteitag:
Lenin arbeitet die Tagesordnung für den III. Parteitag aus,
führt Beratungen mit den Mitgliedern des Büros der Komi-
tees der Mehrheit und mit den Mitgliedern der Redaktion
des „Wperjod" durch und spricht mit Delegierten über die
bevorstehenden Verhandlungen des Parteitags.

12.—27. April III. Parteitag der SDAPR.
(25. April- Lenin leitet die Arbeit des Parteitags. Er führt das Tagebuch
bis 10. TAai) des Parteitagsvorsitzenden.

12. (25.) April Eröffnung des Parteitags. Lenin wird zum Vorsitzenden des
Parteitags gewählt.

13. (26.) April Lenin spricht zur Frage der Rechtsgültigkeit des Parteitags;
er wird in die Kommission zur Ausarbeitung der Resolutio-
nen gewählt.

39*
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14. (.27.) April Lenin redigiert das Referat von A. W. Lunatscharski über
den bewaffneten Aufstand.
Lenin spricht in der vierten und fünften Sitzung des Partei-
tags zum Bericht der Mandatsprüfungskommission.

15. (28.) April Lenin hält in der sechsten Sitzung des Parteitags eine Rede
zur Frage des bewaffneten Aufstands.

16. (29.) April Lenin hält in der achten Sitzung des Parteitags eine Rede
über den bewaffneten Aufstand und redigiert die Resolution
zu dieser Frage.

17.(30.) April In Nr. 16 des „Wperjod" erscheint Lenins Artikel „Der Ver-
fassungsschacher", Der Artikel wird am 15. (28.) Mai vom
bolschewistischen Komitee Baku als Sonderdruck herausgege-
ben.

18. April Lenin hält in der zehnten Sitzung des Parteitags eine Rede
(l. Mai) über das Verhalten zur Taktik der Regierung am Vorabend

der Umwälzung.
Lenin hält in der elften Sitzung des Parteitags das Referat
„Über die Teilnahme der Sozialdemokratie an einer proviso-
rischen revolutionären Regierung" und legt einen Resolutions^
entwurf zu dieser Frage vor.

19. April In der zwölften Sitzung des Parteitags spricht Lenin über die
(2. Mai) Abänderungsanträge zur Resolution über die provisorische

revolutionäre Regierung.
Lenin hält in der dreizehnten Sitzung des Parteitags das Re-
ferat zur „Resolution über die Unterstützung der Bauern-
bewegung".
In der dreizehnten Sitzung des Parteitags wird Lenins Reso-
lution „über das offene politische Auftreten der SDAPR"
angenommen.

20. April In der vierzehnten und fünfzehnten Sitzung des Parteitags
(3. Mai) wird Lenins Resolution „Über die Unterstützung der Bauern^

bewegung" beraten und angenommen.
Lenin spricht in der fünfzehnten Sitzung des Parteitags über
das Verhältnis zwischen Arbeitern und Intellektuellen in den
sozialdemokratischen Organisationen.
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21. April Lenin spricht in der sechzehnten und siebzehnten Sitzung des
(4. Mai) Parteitags bei der Erörterung des Parteistatuts.

In der sechzehnten Sitzung des Parteitags wird der § 1 des
Statuts in der Formulierung Lenins angenommen.

22. April Lenin bringt in der neunzehnten Sitzung des Parteitags den
(5. Mai) „Resolutionsentwurf über das Verhältnis zwischen Arbeitern

und Intellektuellen in den sozialdemokratischen Organisatio-
nen" ein und spricht zweimal zu dieser Frage.

22. und 23. April Lenin reicht die Resolution „Ober den abgespaltenen Teil der
(5. und 6. !Mai) Partei" ein und ergreift in der neunzehnten und zwanzigsten

Sitzung des Parteitags bei der Erörterung der Resolution das
Wort.

23. April Lenin spricht in der einundzwanzigsten Sitzung des Partei-
(6. Mai) tags über ein praktisches Abkommen mit den Sozialrevolutio-

nären.

25. April Lenin spricht in der zweiundzwanzigsten Sitzung des Partei-
(8. Mai) tags über Propaganda und Agitation. Lenin hält in der drei-

undzwanzigsten Sitzung des Parteitags eine Rede zum Tätig-
keitsbericht des ZK.
Lenin wird zum Mitglied des Zentralkomitees der Partei ge-
wählt.
Lenins Resolution über die Bestimmungen für die Heraus-
gabe der Protokolle wird in der dreiundzwanzigsten Sitzung
des Parteitags angenommen.

26. April In der fünfundzwanzigsten Sitzung des Parteitags wird Lenins
(9. Mai) Resolution zu den Ereignissen im Kaukasus angenommen.

27. April Lenin schließt den III. Parteitag.
(10. Mai) In der ersten Sitzung des vom III. Parteitag gewählten ZK

führt Lenin den Vorsitz.
Lenin entwirft einen Plan, nach dem die Aufgaben der ZK-
Mitglieder für die Arbeit im Ausland und in Rußland auf-
geteilt werden.
Parole, Chiffre und Decknamen für die Verbindungen zwi-
schen den ZK-Mitgliedern, die Organisationstechnik und
Fragen der Finanzierung der Parteiarbeit werden von Lenin
ausgearbeitet.



610 Daten aus dem Leben und Wirken W.3. Lenins

Lenin wird vom ZK zum verantwortlichen Redakteur der Zei-
tung „Proletari", des Zentralorgans der Partei, und zum
Vertreter des ZK im Ausland ernannt.

Tiado dem Zusammen mit den Delegierten des III. Parteitags besucht
27. April Lenin die Grabstätte von Karl Marx auf dem Highgate^
(10. Mai) Friedhof in London.

Zwischen dem Lenin reist von London nach Genf ab. Auf der Durchreise
27. April und besucht Lenin zusammen mit einer Gruppe von Delegierten
dem 2. Tdai des III. Parteitags in Paris die „Mauer der Kommunarden"
(lO. und auf dem Friedhof Pere-Lachaise.
15. Tdai)

5. (18.) Mai In Nr. 18 des „Wperjod" erscheint Lenins Artikel „Politische
Sophistereien".

7. (20.) Mai Lenin nimmt an der Zusammenkunft der Mitarbeiter des
Zentralorgans der Partei, „Proletari", teil; es wird der Ar->
beitsplan der Redaktion des ZO beraten.

%aäo dem Lenin schreibt im Namen des ZK der SDAPR einen Brief an
iO.(23.)!Mai die Auslandsliga der russischen revolutionären Sozialdemo-

kratie und fragt sie nach ihrer Stellung zu den Beschlüssen
des III. Parteitags.

14. (27.) Mai Nr. 1 der von Lenin redigierten bolschewistischen Zeitung
„Proletari" erscheint. Die Nummer enthält Lenins Artikel
„Bericht über den III. Parteitag der Sozialdemokratischen
Arbeiterpartei Rußlands" (Leitartikel), „Der dritte Parteitag"
und eine „Bemerkung" zur „Resolution über die Konsti-
tuierung des Parteitags".

Vor dem Lenin schreibt den Artikel „über die provisorische revolutio-
20. Mai (2. Juni) näre Regierung". Der Artikel wird in Nr. 2 und 3 des „Pro-

letari" veröffentlicht.

20. !Mai (2. Juni) Lenin schreibt einen Brief an das Internationale Sozialistische
Büro, in welchem er mitteilt, daß der III. Parteitag stattgefun-
den und u. a. beschlossen hat, als Zentralorgan der SDAPR
die Zeitung „Proletari" herauszugeben.

21. Mai (3. Juni) In Nr. 2 des „Proletari" wird Lenins Artikel „Ratschläge der
konservativen Bourgeoisie" veröffentlicht.
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27. TAai (9. Juni) In Nr. 3 des „Proletari" erscheinen Lenins Artikel „Die K&-
tastrophe" (Leitartikel) und „Revolutionärer Kampf und 1U
berales Maklertum".

Ende TAai Lenin schreibt den Artikel „An die jüdischen Arbeiter". Der
Artikel wird als Vorwort zur jiddischen Ausgabe der Bro-
schüre „Bericht über den III. Parteitag der SDAPR" ver-
öffentlicht.
Lenin hält in Genf zwei Vorträge über den III. Parteitag und
über die menschewistische Konferenz.

4. (17.) Juni In Nr. 4 des „Proletari" erscheinen Lenins Artikel „Die de-
mokratischen Aufgaben des revolutionären Proletariats"
(Leitartikel) und „Ein neuer revolutionärer Arbeiterbund".

5. (IS.) Juni Lenin bestätigt das Statut der Auslandsorganisation der
SDAPR.

Ttfdcfe dem Lenin schreibt einen offenen Brief an die Redaktion der
12. (25.) Juni „Leipziger Volkszeitung", in dem er gegen Kautskys falsche

Darstellung von der Spaltung in der SDAPR protestiert.

13. (26.) Juni In Nr. 5 des „Proletari" werden Lenins Artikel „Die ersten
Schritte des bürgerlichen Verrats" und „ .Revolutionäre' in
Glacehandschuhen" veröffentlicht.

Vordem Lenin organisiert die Herausgabe des „Berichts über den
14. (27.) Juni III. Parteitag der SDAPR" und die Herausgabe der wichtig-

sten Beschlüsse des Parteitags in deutscher und französischer
Sprache.

20. Juni (3. Juli) In Nr. 6 des „Proletari" erscheinen Lenins Artikel „Der
Kampf des Proletariats und der Servilismus der Bourgeoisie"
(Leitartikel) und „Ein dritter Schritt zurück" aus Anlaß der
Genfer Konferenz der Menschewiki.

21. Juni (4. Juli) Lenin schlägt dem Internationalen Sozialistischen Büro in
einem Brief vor, sich anläßlich der Revolution in Rußland mit
einem Aufruf an die Arbeiter aller Länder zu wenden.

27. Juni In Nr. 7 des „Proletari" erscheinen Lenins Artikel „Revolu^
(lO.Juli) tionäre Armee und revolutionäre Regierung" (Leitartikel),

„Der russische Zar sucht Schutz vor seinem Volk beim tür-
kischen Sultan" und „Die Bourgeoisie schachert mit der
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Selbstherrschaft, die Selbstherrschaft schachert mit der Bour-!
geoisie".

Ende Juni Lenin erteilt M. I. Wassiljew-Jushin, der nach Rußland ge-
schickt wird, den Auftrag, mit der sozialdemokratischen Or-
ganisation Verbindung aufzunehmen, die den Aufstand in der
Schwarzmeerflotte und auf dem Panzerkreuzer „Potjomkin"
leitet.

Juni—Juli Lenin schreibt das Flugblatt „Drei Verfassungen oder drei
Staatsformen".
Lenin schreibt das Buch „Zwei Taktiken der Sozialdemokra-
tie in der demokratischen Revolution".
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